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Uberschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,,Am Buchenberg®,

OE 38

Stadtgebiet zwischen dstlichem Ortsrand Kanzlerfeld, PTB und Olper Holz

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss

,1. Die wahrend der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB, der Gemeinden gem.
§ 2 (2) BauGB sowie der Behoérden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange gem. § 4 (2)
BauGB und gem. § 4 a (3) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den
Vorschlagen der Verwaltung gemaf den Anlagen 6 — 8 zu behandeln.

2. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,Am Buchenberg“, OE 38, wird in der
wahrend der Sitzung ausgehangten Fassung gem. § 10 (1) BauGB als Satzung

beschlossen.

3. Die zugehérige Begriindung mit Umweltbericht wird beschlossen.*
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Planungsbeschluss und Planungsziel
Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung am 5. Juni 2007 die Aufstellung des Bebauungsplans OE
38 ,Am Buchenberg’ mit dem Ziel beschlossen, ein Wohngebiet flir eine Einfamilien-Einzelhausbebauung
mit GrundstticksgréRen von 700 — 900 m? zu entwickeln.

Anlass der Planung ist die ungebrochen deutliche Nachfrage nach Baugrundstiicken fir Ein- und
Zweifamilienhduser. Auf Basis einer gutachterlichen Ermittlung aus dem Jahr 2003 wurde in diesem Sektor
zum Zeitpunkt des Planungsbeschlusses noch ein Fehlbedarf von ca. 2.000 Einfamilienhaus-
grundsticken festgestellt — bezogen auf den bis 2015 ermittelten Wert. Dieser Bedarf kann nicht allein
durch Nutzung innerstadtischer Brachen sowie Ortsteilarrondierungen gedeckt werden.

Durch die Planung wird ein Gebiet zur Errichtung von ca. 83 Wohneinheiten vorbereitet. Mit Hilfe der
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden sehr gute Bedingungen zur Nutzung von Solarenergie
geschaffen. Fur den ndrdlichen, dahingehend optimierten Teilbereich ist vorgesehen, eine Uber die
Anforderungen des zum 1. Januar 2009 in Kraft getretenen Erneuerbare-Energien-Warmegesetz
(EEWarmeG) hinausgehende Nutzung von solarthermischen Anlagen in den Grundstlickskaufvertragen zu
regeln.

Beteiligung der Behorden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 (2) BauGB, der
Gemeinden gemaR § 2 (2) BauGB und sonstiger Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 12. November — 14. Dezember 2007 durchgefuhrt.

Im Wesentlichen wurde auf die Problematik der Entwasserung (Schmutz- und Regenwasser) und die
aufgrund empfindlicher Messtechnik einzuhaltenden Schutzzone der PTB hingewiesen. Durch Planung
eines ausreichend dimensionierten Regenriickhaltebeckens an geeigneter Stelle in Verbindung mit der
Neuverlegung von Leitungen wird die Entwasserung gesichert. Bezuglich der Schutzzone der PTB wurden
die Privatgrundsticke entsprechend angeordnet, um den Anforderungen gerecht zu werden.

Inwieweit die ebenfalls in der Beteiligung angeregte Erschliefung des Baugebietes mit Fernwarme im
Rahmen der Umsetzung weiter verfolgt wird, muss durch den Energieversorger entschieden werden. Die
Planung wurde nach Durchfuhrung des Beteiligungsverfahrens hinsichtlich der Nutzung von Solarenergie
optimiert. Zudem soll in einem Teilbereich der Grundstlickskauf mit der Verpflichtung der Errichtung von
solarthermischen Anlagen verbunden werden. Die Nutzung von Fernwarme ware jedoch nur durch den
Anschluss aller Grundsticke wirtschaftlich. Aufgrund der moglichen Nutzung der Solarenergie auch zum
Heizen erfolgt der seitens der Versorgungstrager geforderte Anschluss- und Abnahmezwang an die
Fernwarmeversorgung nicht.

Die bauleitplanerischen und technischen Voraussetzungen zur Versorgung mit Fern- bzw. Nahwarme oder
Gas sind gegeben.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgefuhrt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der
Verwaltung versehen.

Erneute Beteiligung der Behorden gemaR § 4 a (3) BauGB
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 5. Dezember 2008 — 5. Januar 2009 durchgefuhrt.

Im Wesentlichen wurde erneut darauf hingewiesen, aufgrund der bereits vorhandenen Fernwarmeleitung
und noch ungenutzten Kapazitaten des nahegelegenen Blockheizkraftwerkes Olper, das Gebiet mit Fern-
oder Nahwarme — verbunden mit einer Abnahmeverpflichtung - zu versorgen. Von der Férderung und in
Teilbereichen Forderung der Nutzung solarthermischer Energie wird jedoch nicht abgertckt. Entsprechend
werden auch keine Abnahmeverpflichtungen ausgesprochen.
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Grundsatzlich besteht seitens des Versorgungsunternehmens eine Verpflichtung, stadtische Baugebiete mit
Energie zu versorgen. Die Wahl des Energietragers kann nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgen.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 8 aufgefuhrt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der
Verwaltung versehen.

Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 (2) BauGB

Am 2. Dezember 2008 wurde die 6ffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen und in der
Zeit vom 16. Dezember 2008 bis 16. Januar 2009 durchgefuhrt.

Im Wesentlichen wurde die Notwendigkeit der ErschlieRung neuer Baugrundstiicke — insbesondere unter
Inanspruchnahme von Ackerflachen — in Frage gestellt. Wie bereits dargestellt, wird die Planung aufgrund
der weiterhin bestehenden Nachfrage nach Baugrundsticken weitergefuhrt. Zwar gehen hierdurch am
Rand des Siedlungsgefliges Ackerflachen verloren. Jedoch kann somit eine weitraumigere Zersiedlung und
damit umfassendere Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen im eher landlichen Umland von
Braunschweig vermieden werden.

Angemerkt wurde auch, dass erhebliche Beeintrachtigungen der Umweltbelange gegen eine Bebauung
sprachen. Jedoch ist der Belang ,Umweltschutz’ in der Abwagung nicht hdher gewichtet, als andere
Belange (z.B. die Wohnbedirfnisse der Bevdlkerung). Somit sprechen diese Aspekte nicht grundsatzlich
gegen eine Bebauung. Vielmehr sieht der Gesetzgeber Moglichkeiten des Ausgleichs nachteiliger
Auswirkungen auf die Umweltbelange vor. Entsprechend werden geeignete Festsetzungen im
Geltungsbereich B des vorliegenden Bebauungsplans getroffen.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgefiihrt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der
Verwaltung versehen.

Plananderungen nach dem Auslegungsbeschluss

Um die Nutzungsmaoglichkeiten solarthermischer Energie insbesondere auch zum Heizen zu verbessern,
wurde in den textlichen Festsetzungen zu Dachneigungen (TF A VI 1) der héchstzulassige Neigungswinkel
von 45° auf 50° gedandert. Dieser Winkel stellt einen Kompromiss dar zwischen der Neigung, die zur
solarthermischen Heizenergiegewinnung optimal ist (60°) und den gestalterischen Anspriichen —
insbesondere der Hohenentwicklung der Gebaude — im Gebiet.

Aufgrund der weiterhin bestehenden Zweifel an der Notwendigkeit des Baugebietes wird die Begriindung
mit Umweltbericht in Kapitel 3 ,Anlass und Ziel des Bebauungsplans’ um aktuelle Daten und
Untersuchungsergebnisse erganzt.

Zwischenzeitlich wurde die in einem Teilbereich des Geltungsbereichs A notwendige Kampfmittelsondierung

ohne besondere Funde abgeschlossen. Der entsprechende Hinweis auf dem Textplan (C 4) entfallt daher.
Die Begrindung mit Umweltbericht wird in den Kapiteln 4.5.3 ,Boden’ und 5.10 ,Kampfmittel’ angepasst.

Aufgrund der deutlich niedrigeren Bau- und Unterhaltungskosten soll die Entsorgung des Schmutzwassers
durch Anschluss an das vorhandene Netz in der Dorothea-Erxleben-Strale erfolgen. Daftr wurde im
Bebauungsplan im ndrdlichen Bauabschnitt/Planstraflie B eine 2,0 m breite Parzelle als 6ffentliche
Verkehrsflache ,FuBweg” festgesetzt, die den Kanalanschluss an den Bestand uber die 6ffentliche
Griunflache aufnimmt und sicherstellt. Die Plananderung wurde im Einvernehmen mit den Betroffenen
(Grundstlicksgesellschaft Braunschweig mbH und Stadtentwasserung Braunschweig) vorgenommen.
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Die Anderungen in den textlichen Festsetzungen und in der Begriindung werden folgendermafen
gekennzeichnet:

neue Textpassagen grau unterlegt
wegfallende Textpassagen grau unterlegt und durchgestrichen

Rein redaktionelle Anderungen werden nicht dargestellt.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 — 8 aufgefihrten Stellungnahmen den Vorschlagen der
Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,Am
Buchenberg®, OE 38 als Satzung sowie die Begriindung mit Umweltbericht zu beschlief3en.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1:  Ubersichtskarte (iber die Geltungsbereiche A, B und C

Anlage 2a  Nutzungsbeispiel, Geltungsbereich A

Anlage 2b  Nutzungsbeispiel, Geltungsbereich B

Anlage 2c  Nutzungsbeispiel, Geltungsbereich C

Anlage 3a Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich A

Anlage 3b Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich B

Anlage 3¢ Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich C

Anlage 3d Planzeichenerklarung

Anlage 4:  Textliche Festsetzungen und Hinweise

Anlage 5:  Begrindung mit Umweltbericht

Anlage 6:  Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB

Anlage 7:  Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behérden gemal § 4 (2) BauGB, der
Gemeinden gemaf § 2 (2) BauGB und sonstiger Stellen

Anlage 8: Behandlung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behdérden gemal § 4 a (3)
BauGB

gez.

Leuer




Anlage 1

Stadt & Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg OE 38

Ubersichtskarte

Maldstab 1:20 000







Anlage 2a

Stadt & Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg
Nutzungsbeispiel Geltungsbereich A, Stand: Satzungsbeschluss

OE 38
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Anlage 2b

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg OE 38
Nutzungsbeispiel Geltungsbereich B, Stand: Satzungsbeschluss
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Anlage 2¢

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg OE 38

Nutzungsbeispiel Geltungsbereich C, Stand: Satzungsbeschluss
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Anlage 3a

Stadt & Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg OE 38
Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich A, Stand: Satzungsbeschluss
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Anlage 3b

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg OE 38
Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich B, Stand: Satzungsbeschluss
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Anlage 3¢

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Am Buchenberg
Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich C, Stand: Satzungsbeschluss
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Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift

Anlage 3d

OE 38

Am Buchenberg

Planzeichenerklarung, Stand: Satzungsbeschluss
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Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift

Stadt Braunschweig

Am Buchenberqg

Anlage 4
Stand: 9. Marz 2009

OE 38

Textliche Festsetzungen

A Stadtebau
gemal 8§ 1 aund § 9 BauGB

Art der baulichen Nutzung

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind
Nutzungen nach § 4 Abs. 2 BauNVO wie folgt
zuléssig:

- Wohngebaude

- nicht stérende Handwerksbetriebe

- Kioske

Ausnahmsweise zuléssig sind:
- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe

Nicht zulassig sind:

- die der Versorgung des Gebietes dienenden
Laden

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes

- Schank- und Speisewirtschaften

- Anlagen fur Verwaltungen

- Gartenbaubetriebe

- Tankstellen

2.3

2.4

25

2.6

Die festgesetzten maximalen Héhen baulicher
Anlagen durfen ausnahmsweise von unterge-
ordneten technischen Anlagen, wie z.B.
Schornsteinen, Solar- und Luftungsanlagen um
maximal 0,5 m Uberschritten werden.

Die Oberkante des FertigfuBbodens (OKFF)
darf im Erdgeschoss maximal 0,60 m Uber dem
Bezugspunkt liegen.

Angrenzend an 6ffentliche Flachen sind Einfrie-
dungen, die bauliche Anlagen sind, mit einer
Hohe von maximal 1,20 m Giber dem Bezugs-
punkt zulassig.

Sicht- und Windschutzanlagen, die bauliche
Anlagen sind, sind mit einer Hohe von maximal
1,80 m und einer Gesamtlange von maximal
10,00 m je Baugrundstiick zul&ssig.

Bauweise, Uberbaubare Grundstiicksflachen

MaR der baulichen Nutzung, Héhe baulicher
Anlagen

21

2.2

Eine Uberschreitung der festgesetzten Grund-
flachenzahl (GRZ) durch Anlagen nach § 19
Abs. 4 BauNVO ist bis maximal 30 % zuléssig.

Hohe baulicher Anlagen

Bezugspunkt fur die Festsetzungen der Héhe
baulicher Anlagen im gesamten Geltungsbe-
reich ist die endgiiltige Hohenlage der nachst-
gelegenen offentlichen oder privaten Verkehrs-
flache an dem Punkt auf der StralBenbegren-
zungslinie, der der Mitte der stralenzugewand-
ten Gebaudeseite am nachsten liegt.

Steigt oder fallt das Gelande vom Bezugspunkt
zur Mitte der stralRenseitigen Gebaudeseite, so
ist die H6he des Bezugspunktes um das MaR
der natirlichen Steigung oder des Gefélles zu
verandern.

Die Traufhdhe ist die Hohe der Schnittlinie der
AuRenflachen der AuRenwand mit der Dach-
haut.

AuBerhalb der tUberbaubaren Grundstiicksfla-
chen sind Sicht- und Windschutzanlagen unzu-
lassig.

Bauliche Anlagen im Sinne des 8 12 BauNVO
und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
mussen zu 6ffentlichen Flachen einen Abstand
von mindestens 1,0 m einhalten. Die Abstands-
flachen sind einzugrinen.

Die Zufahrtsseiten von Garagen und Stellplat-
zen missen zu der Verkehrsflache (6ffentlich
und privat), von der aus sie erschlossen wer-
den, einen Abstand von mindestens 3,0 m ein-
halten.

Je Grundstiick ist nur eine Ein- und Ausfahrt in
einer Breite von maximal 4,0 m zulassig.

Die entlang der Planstral3e D festgesetzten Ein-
und Ausfahrtsverbote dirfen nur entsprechend
der festgesetzten Ein- und Ausfahrten unterbro-
chen werden.

Grinordnung

Private Flachen

Die den offentlichen Verkehrsflachen oder 6f-
fentlichen Grunflachen zugewandten Wandsei-
ten von Garagen und Nebenanlagen auf3erhalb





2.1

2.2

2.3

2.4

3.1

3.2

3.3

der Gberbaubaren Grundstticksflachen sind voll-
flachig zu begriinen.

Offentliche Flachen

Die o¢ffentliche Griinflache mit der Zweckbe-
stimmung ,Parkanlage’ ist als locker mit Bau-
men Uberstandene intensiv genutzte Rasenfla-
che anzulegen.

Die offentliche Griinflache mit der Zweckbe-

stimmung ,Parkanlage’ ist wie folgt naturnah zu

gestalten:

- 20% dichte Gehdlzpflanzungen

- 80% locker mit Baumen Uberstellte Rasen-
und Wiesenflachen, davon max. 30% intensiv
zu nutzende und zu gestaltende Erholungsfla-
chen.

Fur die Anlage von Wegen sind wasserdurch-
lassige Materialien zu verwenden.

Hinweis C.3 beziiglich des Schutzstreifens der
Gashochdruckleitung ist zu beachten.

Entlang der 6ffentlichen Verkehrsflache ,Plan-
stralBe B’ sind mindestens 23 mittelkronige
Laubb&aume in offenen Vegetationsstreifen mit
einer Mindestbreite von 2,0 m zu pflanzen.

Entlang der offentlichen Verkehrsflache ,Plan-
stral3e D’ sind mindestens 16 mittelkronige
Laubb&ume zu pflanzen. Je Baum ist eine offe-
ne Vegetationsflache von in der Regel 2,0 m
Breite und 9 m? Flache vorzusehen. Die Fl&-
chen sind dauerhaft zu begriinen und nachhal-
tig gegen Uberfahren zu sichern.

In die 6ffentliche Verkehrsflache ,Zentralplatz’
sind mindestens 4 mittelkronige Laubbdume zu
pflanzen. Je Baum ist eine offene Vegetations-
flache von in der Regel 2,0 m Breite und 9 m?
Flache vorzusehen. Die Flachen sind dauerhaft
zu begriinen und nachhaltig gegen Uberfahren
zu sichern.

Die anzupflanzenden Baume sind als Hoch-
stdmme mit einem Mindeststammumfang (StU)
von 20 — 25 cm, gemessen in 1,0 m Hoéhe, zu
pflanzen:

Fur anzupflanzende Straucher ist als Mindest-
pflanzqualitét verpflanzte Ware mit 3 Trieben
und 100 — 150 cm Hohe zu verwenden. Artbe-
dingte Abweichungen sind méglich.

Private und Offentliche Flachen

Die festgesetzten Anpflanzungen sind fachge-
recht auszufthren, dauerhaft zu erhalten und
bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Anpflanzungen auf Privatgrundstiicken missen
spatestens ein Jahr nach der Bezugsfertigkeit
der Hauptgebaude hergestellt sein.

Die offentlichen Grinflachen mit der Zweckbe-
stimmung ,Parkanlage’ sind spatestens zwei
Jahre nach Beginn der ErschlieBungsarbeiten

3.4

herzustellen und binnen zwei Jahren abzu-
schliel3en.

Anpflanzungen im 6ffentlichen StraRenraum
sind spéatestens ein Jahr nach Fertigstellung der
Verkehrsflachen durchzufuhren und abzu-
schlieBen. Bei Bildung von Bauabschnitten ist
diese Festsetzung analog anzuwenden

Maflnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

1.1.

1.2

Die im Geltungsbereich B auf Teilflachen
(7.900 m2) des Grundstiickes Gemarkung Ol-
per, Flur 4, Flurstiick 166/391 festgesetzten
Flachen fir MaRnahmen zum Schutz, zur Pfle-
ge und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft sind durch folgende MafRnahmen zu
entwickeln:

Auf den Teilflachen sind auf einem jeweils
10 m breitem Randstreifen Ruderalstrukturen
der Graser und Wildkrauter zu entwickeln. In
die Flachen sind wegebegleitend insgesamt 12
groRRkronige Laubbaume (StU 14/16) zu pflan-
zen. Eine zweijahrige Entwicklungspflege ist er-
forderlich.

Am Ostrand sind auf einem 20 m breiten Rand-
streifen abwechselnd

- auf drei Teilflachen von je ca. 1.530 m? Feld-
gehdlze, 9-reihig mit einem Pflanzraster von
1,3 x 1 m zu pflanzen. Die Pflanzung erfolgt
nach forstlichen Standards mit finfjahriger
Entwicklungspflege (Teilflachen ).

- auf zwei Teilflachen von je ca. 1.050 m? Ru-
deralstrukturen der Graser und Wildkrauter zu
entwickeln. In die Flachen sind wegebeglei-
tend insgesamt 14 grof3kronige Laubbaume
(StU 14/16) zu pflanzen. Eine zweijahrige
Entwicklungspflege ist erforderlich
(Teilflachen |3 ).

Die festgesetzten MaRnahmen sind nach dem
Verkauf von 75 % aller Grundstiicke, spates-
tens aber drei Jahre nach Beginn der Erschlie-
Rungsarbeiten durchzufuihren und binnen zwei-
er Jahre abzuschlie3en.

Die MaRRnahmen sind fachgerecht auszufiihren
und die Flachen dauerhaft im Sinne der Fest-
setzungen zu erhalten.

Die Begrunungs- und Bepflanzungsmaf3nah-
men auf den im Geltungsbereich A liegenden
offentlichen Grinflachen und sowie die
festgesetzten MaRnahmen auf der im Gel-
tungsbereich B liegende Flache dienen im Sin-
ne von § 21 BNatSchG dem Ausgleich von Ein-
griffen in Natur und Landschaft, die auf Grund
des Bebauungsplanes zu erwarten sind.

Die im Geltungsbereich B liegenden Flachen
mit den darauf festgesetzten MaRBhahmen wer-
den den nachfolgend genannten Flachen im
Geltungsbereich A im Sinne von § 9 Abs. 1a
und § 135a BauGB wie folgt zugeordnet:

Allgemeines Wohngebiet: 56,8%





Offentliche Verkehrsflachen: 43,2%

VI  Bauliche MalRnahmen fiir den Einsatz von er-
neuerbaren Energien, insbesondere Solarener-
gie

1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
WA 2 sind die Dachflachen von Hauptgebauden
mit einer Neigung von 30° - 50° 45° auszufiih-
ren. Fur Nebendacher (z.B. Zwerchgiebel) sind
abweichende Neigungen zulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 4 sind nur
Flachdacher zulassig.

2 Ausgenommen von der Festsetzung 1 sind
Terrassen-, Balkon- und Eingangsiiberdachun-
gen sowie Dachflachen von Windféangen, Win-
tergéarten und Kleingewéchshausern.

3 Als Eindeckung fiir die geneigten Dachflachen
von Hauptgebauden gemaf 1 sind neben den
in B 1l 3 genannten auch Dacheindeckungen
zulassig, die der Gewinnung von Solarenergie
dienen.

® Geh-, Fahr-und Leitungsrecht zugunsten der
Tréger der Ver- und Entsorgung

In Abhangigkeit vom spateren Bebauungskonzept
kénnen Lage und Ausdehnung der Geh-, Fahr- und
Leitungsrechte ausnahmsweise verandert werden.

B  Gestaltung
gem. 88 56, 91, 97, 98 NBauO in Verbindung
mit 8 9 Abs. 4 Baugesetzbuch

I Geltungsbereich

Die Gestaltungsvorschriften gelten fur den gesamten
Geltungsbereich des Bebauungsplans OE 38 ,Am
Buchenberg'.

1] Dacher

VIl Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen

1 Im gekennzeichneten Bereich sind Fenster- und
Taréffnungen von Schlaf- und Kinderzimmern in
nach éstlicher Richtung orientierten Auenwan-
den unzulassig, sofern die Liftung dieser Rau-
me nicht anderweitig gesichert ist (z.B. durch
zusétzliche, in andere Richtungen orientierte
Fenster oder den Einbau schallgeddmmter kon-
trollierter Be- und Entliftungsanlagen).

2 Von Festsetzung 1 kann abgewichen werden,
wenn im Einzelfall gutachterlich nachgewiesen
wird, dass der erforderliche Schallschutz auf
andere Weise gewabhrleistet ist.

VIII Regenriickhaltebecken

In der im Plan entsprechend gekennzeichneten Fl&-
che (Geltungsbereich C) ist ein Regenriickhaltebe-
cken zur Rickhaltung und Versickerung des im Bau-
gebiet anfallenden Regenwassers anzulegen.

Die Regenriickhalteanlage ist als naturnah gestalte-
tes Becken/Mulde mit einem Fassungsvermégen von
mind. 3.000 m3 in die vorgesehene Flache zu integ-
rieren. Die verbleibenden Grundsticksteile sind als
locker mit Gehdlzen Uiberstandene extensive Wiesen-
flache anzulegen.

1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
WA 2 sind folgende Dachformen zulassig:

- Satteldach

Ein Satteldach im Sinne dieser Festsetzung
ist ein Dach, das von zwei Dachflachen mit
gleicher Neigung, gemeinsamem horizontalen
First und rechtwinklig zum First stehenden
Giebelflachen gebildet wird.

Gegeneinander versetztes Pultdach

Ein gegeneinander versetztes Pultdach im
Sinne dieser Festsetzung ist ein Dach, das
von zwei gegeneinander versetzten Dachfla-
chen, zwei horizontalen héhenversetzten Firs-
ten und rechtwinklig zu den Firsten stehenden
Giebelflachen gebildet wird.

2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 3 sind nur
Flachdécher zulassig.

3  Als Dacheindeckung fir die geneigten Dachfla-
chen von Hauptgeb&uden gemaf A VI 1 sind
nur zulassig:

- Dachziegel und Dachsteine in nicht-
hochglanzenden roten bis rotbraunen Farbto-
nen.

- Grundéacher

4 Ausgenommen von den Festsetzungen 1 und 3
sind Terrassen-, Balkon- und Eingangsuiberda-
chungen sowie Dachflachen von Windféangen,
Wintergéarten und Kleingewachshausern.

Il Einfriedungen

IX  Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

® Geh-, Fahr-und Leitungsrecht zugunsten der
Anlieger und der Trager der Ver- und Entsor-
gung

@  Fahrrecht zugunsten der Feuerwehr sowie der
Tréger der Ver- und Entsorgung

1  Angrenzend an 6&ffentliche Grunflachen, entlang
der PlanstraRe A sowie der das Baugebiet
nérdlich und sidlich begrenzenden Feldwege
sind Einfriedungen nur als Hecken aus Laubge-
hoélzen, ggf. in Verbindung mit einem Zaun zu-
lassig.





Angrenzend an sonstige ¢ffentliche Flachen

sind Einfriedungen dariiber hinaus in folgenden

Materialien zuldssig:

- Holz

- Metallstébe

- Naturstein, roter Klinker oder Mauer in Mate-
rial und Farbe der Fassade des Hauptgebéau-
des.

\%

Sicht- und Windschutzanlagen

Sicht- und Windschutzanlagen, die bauliche Anlagen
sind, durfen nur in dem Material und in der Farbe der
von auf3en sichtbaren Flachen der AuRenwénde der

Hauptgebaude oder in Holz ausgefiihrt werden.

Anlagen der Ver- und Entsorgung

21
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Die Trafostation ist auf den hierfir festgesetz-
ten Flachen fir Versorgungsanlagen einzugri-
nen.

Die im Plan gekennzeichnete Flache fir Wert-
stoffcontainer ist mindestens dreiseitig mindes-
tens in einer Hohe von 1,5 m einzufrieden. Nur
die der offentlichen Verkehrsflache zugewandte
Langsseite darf ohne Einfriedung gestaltet wer-
den.

Die Einfriedung ist in Holz, als Hecke aus
Laubgehélzen sowie als eingegriintes Rankgit-
tergerust zuléssig.

VI

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO
wer eine BaumaRnahme durchfiihrt oder durchfiihren
lasst, die nicht den Gestaltungsfestsetzungen (siehe
Teil B) entspricht.

Hinweise

Das Plangebiet liegt vollsténdig innerhalb eines
Wasserschutzgebietes (Zone 1l b).

Auf Grund der hohen Grundwasserstande und
geringen Durchlassigkeit der Béden ist mit ei-
nem erhéhten Aufwand fiir die Unterkellerung
und Trockenhaltung von Geb&uden zu rechnen.

Der Untergrund weist gemafd Gutachten (Bo-
dengutachten, Suckow + Zarske + Partner
GbR, 2007) eine ausreichende Tragféhigkeit
auf.

Im Schutzstreifen der Gashochdruckleitung der
bs energy diirfen keine Geb&aude oder bauli-
chen Anlagen errichtet werden. Ferner sind
tiefwurzelnde Gehdlze, Teiche, Bodenauf- oder
—abtrage unzulassig.

IE“ Selltuulgste e'EII' o uEuellesl H'El'se'g 1o
Yind trrittolbel ;
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 2. Februar 2009 -
1.1 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert
durch Art. 4 des Gesetzes vom 24. Dez. 2008 (BGBI. | S. 3018)
1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBI. | S. 466, 479)
1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV)
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | 1991 S. 58)
1.4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in der Fassung vom 25. Méarz 2002 (BGBI. | S. 1193), zuletzt gedndert durch
Art. 3 des Gesetzes vom 22. Dez. 2008 (BGBI. | S. 2986)
15 Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. | S. 1757),
zuletzt geandert durch Art. 7 des Gesetzes vom 22. Dez. 2008 (BGBI. |
S. 2986)
1.6 Niedersachsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG)
in der Fassung vom 11. April 1994 (Nds. GVBI. S. 155, 267), zuletzt gean-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. April 2007 (Nds. GVBI. S. 161)
1.7 Niedersachsische Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBI. S. 89), zuletzt gedndert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBI. S. 381)
1.8 Niedersachsische Gemeindeordnung (NGO)
in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBI. S. 473), zuletzt geandert
durch Art. 4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBI. S. 381)
2 Bisherige Rechtsverhaltnisse
2.1 Regional- und Landesplanung

Im Niedersachsischen Landesraumordungsprogramm 2008 (LROP) ist die
Stadt Braunschweig, im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg und Salzgitter,
als Oberzentrum der Region festgelegt. Im Regionalen Raumordnungspro-
gramm 2008 fur den Grof3raum Braunschweig (RROP) wird die Stadt Braun-
schweig dartber hinaus als Standort mit der Schwerpunktaufgabe der Siche-
rung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstétten festgelegt.

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines im RROP als ,Vorranggebiet fur
Trinkwassergewinnung’ (D 3.9.1 07) dargestellten Bereichs.

Ostlich des Gebietes ist die Autobahntrasse der A 392 dargestellt, stdlich
zwei Leitungen fur Elektrizitat (110 kV / 220 kV).
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Ebenfalls stdlich, zwischen Lehndorf und Kanzlerfeld, liegt ein ,Vorsorgege-
biet fur Forstwirtschaft’ (D. 3.3 07) das auch gleichzeitig als ,Vorranggebiet
fur Natur und Landschaft’ (D. 2.1 10) und Vorsorgegebiet fur Erholung

(D 3.8 04) fungiert. Diese Flachen befinden sich in ausreichendem Abstand,
so dass sie durch die vorliegende Planung in ihrer Zweckbestimmung geman
E 1.9 (RROP) nicht beeintrachtigt werden.

Die vorliegende Planung entspricht insofern sowohl den zeichnerischen als
auch den beschreibenden Darstellungen des LROP und des RROP. Somit
ist der Bebauungsplan entsprechend § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der
Raumordnung angepasst.

Flachennutzungsplan

Fur den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans gelten die Dar-
stellungen des wirksamen Flachennutzungsplans der Stadt Braunschweig in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1978, zuletzt gedndert am

28. Januar 2009.

Die gesamte Flache des Geltungsbereichs liegt innerhalb einer Sonderbau-
flache, die nordlich und 6stlich weitergefuhrt wird. Westlich angrenzend an

den Geltungsbereich, im Bereich der Ortslage Kanzlerfeld, ist Wohnbaufl&-
che dargestellt.

Daruber hinaus liegt das Plangebiet innerhalb eines Wasserschutzgebietes
(Zone III).

Im dstlichen Geltungsbereich ist eine querende Hauptleitung fir Gas sowie
im nérdlichen eine Hauptleitung fur Wasser dargestellt.

Da der Bebauungsplan ein allgemeines Wohngebiet vorsieht und damit die
Ziele dieses Bebauungsplanes nicht aus dem Flachennutzungsplan entwi-
ckelt werden kdnnen, wird der Flachennutzungsplan in einem Parallelverfah-
ren gemar § 8 Abs. 3 BauGB geéandert. Der Anderungsbereich, der im Su-
den Uber den Geltungsbereich des Bebauungsplans hinausreicht, stellt die
91. Anderung des Flachennutzungsplanes dar.

Bebauungsplédne

Das vorliegende Plangebiet liegt Gberwiegend nicht im Bereich eines Bebau-
ungsplans und ist nach 8 35 BauGB zu beurteilen. Die zurzeit noch unbe-
bauten Flachen werden als Ackerland genutzt.

Das Plangebiet grenzt dstlich an den Geltungsbereich des seit 1992 rechts-
wirksamen Bebauungsplans OE 29 ,Kanzlerfeld Nordost’ an. Hier werden
reine Wohngebiete (WR) mit geringem Versiegelungsgrad festgesetzt. Der
Ostliche Rand des Siedlungsabschnittes wird durch eine grof3zigige Grun-
achse gebildet. Der Bebauungsplan OE 38 ,Am Buchenberg’ Gberplant im
Bereich der Zufahrt (Planstral3e A) den geltenden Bebauungsplan. Die Fl&-
che ist bisher als 6ffentliche Griin- bzw. Verkehrsflache festgesetzt.
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Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

Nach wie vor besteht in Braunschweig eine deutliche Nachfrage nach Bau-
grundsticken fur Ein- und Zweifamilienh&user. Diese auch weiterhin zu er-
wartende Nachfrage ist begriindet durch den anhaltend ausgepragten
Wunsch grofl3er Bevolkerungskreise nach Wohnen im Einfamilienhaus, ver-
bunden mit einer anhaltenden Steigerung der Wohnflachen je Haushalt, der
Zunahme kleiner Haushalte (Ein- und Zweipersonenhaushalte) und anderen
Faktoren. Diese Faktoren wurden in einem Gutachten der GEWOS (Braun-
schweig — Wohnungsmarktanalyse und —prognose - Bericht, Hamburg, Feb-
ruar 2003) ausgewertet. Als Berechnungsgrundlage wird weder von einem
tberméafRigen Wachstum der Bevolkerungszahlen noch von einer vollstandi-
gen Stagnation ausgegangen. Diesem Gutachten zu Folge wurde ein Fehl-
bedarf werden bis zum Jahr 2015 von ca. 4.100 Wohneinheiten in Ein- und
Zweifamilienhausern in Braunschweig ermittelt fehlen. Zum Zeitpunkt des
Planungsbeschlusses wurde — bezogen auf diesen Wert - noch ein Fehlbe-
darf von ca. 2.000 Einfamilienhausgrundstiicken festgestellt. Dieser Bedarf
kann nicht allein durch Nutzung innerstadtischer Brachen sowie durch Orts-
teilarrondierungen gedeckt werden.

Die vorsorgende Bereitstellung von Bauland dient dazu, auf Dauer die Ab-
wanderung von Burgern ins Umland (wie Anfang der 90er Jahre vermehrt
geschehen) zu verhindern, um die nachteiligen Folgen einer Abwanderung
wie Verkehr, Steuerverluste bei gleich bleibend hohen Infrastrukturausgaben
etc. moglichst zu vermeiden. In einer aktuellen Studie der GEWOS flr den
Nds. Verband der Wohnungswirtschaft (Entwicklung der Wohnungsmarkte in
Bremen und Niedersachsen — 2020), erstellt im November 2008, wird fur
Braunschweig zwar insgesamt ein ausgeglichener Wohnungsmarkt mit per-
spektivisch moderater Leerstandsrate festgestellt. Jedoch zeigt dieses Gut-
achten in der differenzierten Analyse, dass der Wohnungsuberhang insbe-
sondere im Mietwohnungsbau besteht. Im Sektor ,Ein- bis Zweifamilienhau-
ser im Eigentum’ — und hier insbesondere im Bereich der grof3en Wohnein-
heiten, besteht nach wie vor ein deutlicher Nachfragetiberhang. Genau die-
ser Sektor wird im Plangebiet ,Am Buchenberg’ bedient.

Ziel dieses Bebauungsplans ist die Entwicklung eines Wohngebietes mit

ca. 83 freistehenden Einfamilienh&usern. Das Baugebiet tragt dazu bei, ei-
nen Teil des noch bestehenden Bedarfs an Wohnbauland zu decken.

Durch die Baustruktur sowie geeignete Festsetzungen wird der steigenden
Nachfrage nach Nutzung von Solarenergie entsprochen.

Innerhalb des neuen Wohngebietes sowie zur Anbindung an die bestehende
Bebauung wird das fur Kanzlerfeld charakteristische Ful3- und Radwegenetz
— zum Teil eingebettet in Griinzlge — weitergefuhrt. Einen zukinftig gebiets-
internen Baustein hierfur bildet die bereits bestehende Grinachse, die bisher
als Ubergang zur Landschaft diente. Auch der neue Ortsrand ist als eine der
Naherholung und dem Ubergang zur Landschaft dienende 6ffentliche Griin-
flache mit einer zuséatzlichen Ful3- und Radwegverbindung vorgesehen. Die-
se beiden Flachen werden mit einem Griinzug in West-Ostrichtung verbun-
den.

Es wird im Rahmen des Planverfahrens zum Bebauungsplan OE 38 ,Am Bu-
chenberg’ gewahrleistet, dass die anliegenden Nutzungen in ihrem Bestand
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ausreichend bericksichtigt werden. Hierzu gehoren die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt (PTB) sowie die westlich an den Geltungsbereich
angrenzenden Reinen Wohngebiete.

4 Umweltbericht

4.0 Praambel
Im vorliegenden Umweltbericht werden die aufgrund der Umweltprifung
nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargeleqgt.

4.1 Beschreibung der Planung

Das Vorhaben befindet sich mit dem Geltungsbereich A auf einer ca. 10,7 ha
grol3en, zurzeit als Acker genutzten Flache, die Ostlich an die bestehende
Ortslage Kanzlerfeld angrenzt. Das Plangebiet liegt — bis auf einen kleinen
Teilbereich der Planstral3e A - nicht im Bereich eines Bebauungsplanes und
ist somit nach 8§ 35 BauGB (Bauen im Aul3enbereich) zu beurteilen.

Durch den Bebauungsplan wird Planungsrecht fur ein allgemeines Wohnge-
biet mit ca. 83 freistehenden Einfamilienhdusern und Grundstlcksgrof3en
von 700 — 900 m2 geschaffen. Ziel ist, die bisher in Kanzlerfeld vorherr-
schende Struktur eines stark durchgriinten Siedlungsgebietes weiterzuftih-
ren. Entsprechend wird eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,3 + 30 % Uber-
schreitung fur Nebenanlagen festgesetzt. Durch geeignete Festsetzungen
zur StraRenfuhrung, Gebaudestellung, Dachformen usw. werden die Mdg-
lichkeiten der Nutzung von Solarenergie optimiert.

Die interne ErschlieBung erfolgt tber 6ffentliche Stral3en in einer Breite von
10,5 m bzw. 5,5 m sowie uber Privatstraf3en in einer Breite von 3,5 m. Zu-
dem wird das fur Kanzlerfeld charakteristische Ful3- und Radwegenetz tber
einen querenden Grinzug weitergefihrt.

Der neue Ortsrand ist als eine der Naherholung und dem Ubergang zur
Landschaft dienende offentliche Grunflache — ebenfalls mit einer Ful3- und
Radwegverbindung - vorgesehen.

Fur die erforderlichen Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft werden 6st-
lich des Wohngebietes auf einer Flache von ca. 0,8 ha Ausgleichsmal3nah-
men festgesetzt (Geltungsbereich B).

Nordlich des Wohngebietes wird eine Flache flr den naturnahen Ausbau ei-
nes Regenriuckhaltebeckens mit einem Fassungsvermdgen von 3.000 m3
festgesetzt (Geltungsbereich C). Die Gesamtflache umfasst ca. 0,9 ha.

Die detaillierte Darstellung der Flachengrof3en der einzelnen Nutzungen er-
folgt in Kapitel 7 ,Zusammenstellung wesentlicher Daten’.
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Ergebnis der Prifung anderweitiger Planungsmaglichkeiten

Eine Alternativenprifung daruber, inwieweit im Geltungsbereich Wohnbau-

flachen ausgewiesen werden, erfolgt ausfihrlich im Zusammenhang mit der
parallel durchgefiihrten 91. Flachennutzungsplanédnderung. Gegenuber der

Beibehaltung der Darstellung als Sonderbauflache bzw. Sicherung der aktu-
ellen Nutzung (Landwirtschaft) Uberwiegt die Notwendigkeit, im Stadtgebiet
Braunschweigs weiterhin Wohnbauflachen an geeigneten Stellen zu entwi-

ckeln.

Bezuglich der auf3eren Erschlie3ung wurden zusatzlich zu der gewahlten
folgende vier Varianten gepruft:

Nordvariante: vorhandener Feldweg sudlich des PTB-Gelandes
= deutliche Beeintrachtigung von empfindlichen Messgeréaten der PTB

Sudvariante: von der Bundesallee abzweigend, entlang der sudostlichen
Ortslage von Kanzlerfeld
= Querung des Landschaftsschutzgebietes BS 4

Ostvariante (a): vom Bockshornweg aus Olper kommend tiber die dafiir
zu ertlichtigende Briicke Uber die Autobahn 392
= der Ortsteil hatte keine direkte Stralenanbindung an das Kanzlerfeld

Ostvariante (b): tiber Feldwege von der StraRe Am Olper Holze (Lehn-
dorf)

= der Ortsteil hatte keine direkte Stralenanbindung an das Kanzlerfeld
= Konflikte mit Zielen des Natur- und Landschaftsschutzes

Alle vier Losungen sind zudem — in unterschiedlicher Auspragung — als un-
wirtschaftlich einzustufen, da u.a. die ErschlielRungsstral3en tber lange Stre-
cken anbaufrei gefiihrt werden missen bzw. fur die Ostvariante (a) die Er-
tuchtigung der vorhandenen Bricke Uber die Autobahn 392 erfolgen muss.

Aufgrund der deutlichen Nachteile dieser Varianten wird die verkehrliche Er-
schlieBung uber die Pfleidererstral3e geflhrt. Durch den vorhandenen Quer-
schnitt sowie der geringen aktuellen Verkehrsbelastung ist die Stral3e geeig-
net, den infolge des neuen Wohngebietes geringfligig zunehmenden Verkehr
aufzunehmen. Den Anschluss bietet die Dorothea-Erxleben-Straf3e im ab-
zweigenden Bereich. Insofern ist hier eine wirtschaftliche verkehrliche An-
bindung des neuen Baugebietes unter Vermeidung von Konflikten bzgl.
Landschaftsschutz und Naherholung mdaglich.

Eine mogliche Alternative zur gewahlten Festsetzung eines allgemeinen
Wohngebietes (WA) ware die eines reinen Wohngebietes (WR). Diese fur
Kanzlerfeld typische Art der baulichen Nutzung wird mittlerweile Gblicherwei-
se nicht mehr gewahlt. Allgemeines stadtebauliches Ziel ist es, auch in
Wohngebieten ein vertragliches Mal3 an Nutzungsmischung zuzulassen, was
durch die Ausweisung eines reinen Wohngebietes nicht mdglich ware. Die
wesentlichen Versorgungseinrichtungen sind bereits im Siedlungszentrum
vorhanden. Daher ist nicht zu erwarten, dass sich derartige Nutzungen am
Ortsrand von Kanzlerfeld in einem Mal3 ansiedeln, durch das die umliegen-
den Wohngebiete beeintrachtigt wirden.

Die Alternative einer moglichst geringen Dichte durch die Festsetzung grof3er
Grundstiicke im Zusammenhang mit einer relativ geringen Grundflachenzahl
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ergibt sich aus der Weiterfihrung der bereits in Kanzlerfeld vorhandenen
Strukturen: Die Bebauungsdichte nimmt von Westen (Bundesallee) nach Os-
ten (Landschaft) deutlich ab. Der bisher als Ortsrand fungierende Siedlungs-
teil bildet — im Zusammenhang mit dem Grinstreifen — einen harmonischen
Ubergang zu den angrenzenden Ackerflachen. Dies soll auch durch den
neuen, daran angrenzenden Siedlungsteil erreicht werden. Eine zu hohe Be-
bauungsdichte in wirde diesem Eindruck entgegenwirken.

Planerische Vorgaben und deren Beriicksichtigung

Zusatzlich zu den in Kapitel 1 ,Rechtsgrundlagen’ genannten Gesetzen und
Verordnungen sind insbesondere Gesetze, Normen und Richtlinien im Hin-

blick auf Boden-, Wasser- und Schallschutz zu beachten, z.B. das Bundes-

immissionsschutzgesetz, das Bundesbodenschutzgesetz, das Wasserhaus-
haltsgesetz, das Niedersachsisches Wassergesetz und die EU-Wasserrah-

menrichtlinie.

Uber die in Kapitel 2 ,bisherige Rechtsverhaltnisse’ beschriebenen planeri-
schen Vorgaben hinaus ist der Landschaftsrahmenplan (LRP, 1999) sowie
der Luftreinhalteplan (Fortschreibung des Luftreinhalteplans fiir das Stadtge-
biet Braunschweig, Entwurf September 2007) zu beachten. Die fur die vor-
liegende Planung relevanten Aussagen sowie deren Berlcksichtigung wer-
den in den folgenden Kapiteln behandelt.

Beziglich der Schutzguter Klima und Luft sind dartber hinaus die Ergebnis-
se folgender gesamtstadtischer Gutachten relevant:

Modellierung meteorologischer und lufthygienischer Felder im Stadtge-
biet Braunschweig , GEO-NET Umweltconsulting, 2006

Klima- und immissionsokologische Funktionen im Stadtgebiet Braun-
schweig, GEO-NET Umweltconsulting, 2007

Um sicherzustellen, dass die Bauleitplanung die 0.g. Rechtsgrundlagen um-
fassend berucksichtigt, wurden zu den Themen Larm, Boden/Wasser und
Tiere zusatzlich folgende gebietsbezogene gutachterliche Untersuchungen
durchgefuhrt:

Schalltechnische Untersuchung, Stadt Braunschweig, 2007
Bodengutachten, BGA Suckow + Zarske + Partner GbR, 2007
Faunistische Erfassung, Biodata, 2007

Die jeweiligen Ergebnisse sowie deren Berucksichtigung werden in den ent-

sprechenden Kapiteln des Umweltberichtes dargestellt.

Beschreibung der Methodik der Umweltpriifung und Beurteilung der
Informationsgrundlagen

Aufgrund der vorhandenen Schallimmissionen sowie der nach Umsetzung
der Planung zu erwartenden Schallemissionen wurde eine schalltechnische
Untersuchung durchgefihrt (s. Kapitel 4.3 ,Planerische Vorgaben und deren
Berucksichtigung’). Begutachtet werden Auswirkungen des Stral3enverkehrs:
Immissionen in den Geltungsbereich seitens der Autobahnen A 391 und

A 392 sowie zukunftige Emissionen aufgrund des zusétzlich entstehenden
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Verkehrs auf den angrenzenden Erschliel3ungsstralen (Pfleidererstralie,
Dorothea-Erxleben-Stral3e). Grundlagen sind Verkehrsprognosen tiber den
durchschnittlichen taglichen Verkehr (DTV) fur das Jahr 2010 sowie die Ver-
kehrszahlung auf der Pfleiderer- und der Dorothea-Erxleben-Stral3e vom
29. November 2007.

Mittels Klein-Rammbohrungen und bodenmechanischen Laborversuchen
wurde im gesamten Geltungsbereich eine Bodenuntersuchung durchgefihrt
(s. Kapitel 4.3 ,Planerische Vorgaben und deren Bericksichtigung’). Im dar-
aus resultierenden bautechnischen Bodengutachten werden Aussagen zur
Baugrundbeschaffenheit und Versickerungsféahigkeit des Bodens getroffen.

Aufgrund der Lage der Flache in Waldrandnahe und der bisherigen Nutzung
als Ackerflache war eine Erfassung von wertgebenden Tierarten (faunisti-
sche Erfassung) notwendig. Das Gutachten (s. Kapitel 4.3 ,Planerische Vor-
gaben und deren Berticksichtigung’) umfasst folgende Untersuchungen:

Feldhamster: einmalige Kontrolle auf Hamstervorkommen im Herbst
2007

Da diese Kontrolle negativ ausgefallen ist, konnte auf eine weitere Kon-
trolle im Frahjahr verzichtet werden.

Fledermause: dreimalige Kontrolle zur Ausflugszeit im Herbst 2007

Vogel der offenen Feldflur (Feldlerche, Wachtel, Rebhuhn): drei Erfas-
sungen sowie die Ermittlung der Funktion der Flache als Nahrungshabi-
tat fur Vogel der umliegenden Bereiche im Sommer / Herbst 2007

Bodenfauna (Knoblauchkréte, Eidechsen, gefahrdete Arten der Laufka-
fer): drei Erfassungen mittels Eimerfallen einmal monatlich im Zeitraum
von Juli — September 2007.
Untersucht wurde der Geltungsbereich. Im Hinblick auf Feldhamster wurden
dariiber hinaus auch die daran angrenzenden Getreideschlage im Randstrei-
fen von 10 m kontrolliert.
Ublicherweise werden Untersuchungen auf Fledermaus- und Vogelvorkom-
men Uber den Zeitraum einer vollstandigen Vegetationsperiode durchgefinhrt,
also von Februar bis Oktober. Auf Basis der hier ebenfalls durchgefuhrten
Erfassung der Bodenfauna lassen sich jedoch ausreichend Ruckschlisse
auf Vorkommen der 0.g. Arten ziehen.

Die Ubrigen relevanten Themen werden auf Basis von Ortsbegehungen und

Auswertungen des vorhandenen Datenmaterials — z.B. Landschaftsrahmen-
plan — behandelt.

Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen

Die Ermittlung und Bewertung der Umweltsituation der einzelnen Belange er-
folgt nach gegenwartigem Kenntnisstand und durch zeitgemalRe Prifmetho-
den jeweils insbesondere fur die Umweltmerkmale, die erheblich beeinflusst
werden.
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4.5.2

Mensch und Gesundheit

Die im Hinblick auf das Schutzgut Mensch und dessen Gesundheit zu be-
ricksichtigenden Aspekte Larm, Klima/Luft’ und — im Zusammenhang mit der
Erholungsnutzung — das Landschaftsbild, werden in den jeweiligen Kapiteln
umfassend beschrieben. Daher wird im Folgenden insbesondere der Aspekt
,Erholung’ betrachtet.

Die bisherige freie Feldmark am 6stlichen Siedlungsrand von ,Kanzlerfeld-
Ost’ stellt sich im Bestand als intensiv ackerbaulich genutzte und an Gehol-
zen strukturarme Landschaft mit schwach ausgepragtem Relief auf der ,Ho-
chebene* des Buchenberges dar. Die Offenlandstrukturen bieten im Unter-
schied zum nahe gelegenen Waldgebiet des Olper Holzes lichte, besonnte
Raume mit weiten Blickbeziehungen. Gepragt wird der Gesamtraum wesent-
lich auch durch die Rahmen setzenden Silhouetten des Olper Holzes im Su-
den und der wald&hnlichen Strukturen auf dem Gelande der PTB im Nord-
westen.

Die Feldflur hat hier im Bestand trotz ihrer relativen Strukturarmut eine hohe
Bedeutung fur die siedlungsnahe Erholung und stellt insofern auch ein we-
sentliches Entlastungspotential fir das raumlich enge, als Landschafts-
schutzgebiet geschitzte Waldgebiet des Olper Holzes dar.

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden. Eine Aufwertung der Feldflur durch
die Anpflanzung von Einzelbdumen und Hecken entlang der Wirtschaftswe-
ge ist seit langem erklartes Ziel der Freiraumplanung. Die Feldflur als Erho-
lungsraum bliebe insoweit auch mit ihren diesbeziglichen potentiellen Wer-
tigkeiten grundsatzlich verfligbar und erhalten.

Mit Realisierung des Baugebietes gehen Erholungsflachen fur die bestehen-
den Siedlungsgebiete verloren. Die Wegeverbindungen in die anschlieRende
freie Landschaft verlangern sich fir die Bestandsbebauung um ca. 230 m.
Die auch durch gesamtstadtischen Erholungsdruck stark belasteten Waldge-
biete werden tendenziell noch starker frequentiert.

Die das Gebiet querenden sowie am Ostrand der geplanten neuen Bebau-
ung vorgesehenen offentlichen Grinflachen mit den allgemeinen Funktionen
einer Ortsrandgestaltung und als Ausgleichmafl3nahme fir Eingriffe in den
Naturhaushalt, kbnnen auch die Verluste an Erholungsflachen in angemes-
senem Rahmen ausgleichen bzw. ersetzen.

Beim Planungsgebiet handelt es sich um seit vielen Jahren intensiv-
ackerbaulich genutzte Flachen, weitgehend ohne naturschutzfachlich wert-
vollere Strukturelemente.

Entscheidender Wert ist die Lageanbindung an das Landschaftsschutzgebiet
(LSG) ,Olper Holz'.
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Im Rahmen der faunistischen Erfassung wertgebender Arten (s. Kapitel 4.4
,Beschreibung der Methodik der Umweltpriifung ...") wurde festgestellt, dass
das Untersuchungsgebiet Bedeutung fur drei geschutzte Arten der Fleder-
mause als Jagd- sowie fur eine sogar als Balzrevier besitzt.

Mit Feldlerche und Schafstelze wurden typische Arten der offenen Feldflur im
Untersuchungsgebiet nachgewiesen; Vorkommen von spezialisierten Arten
der Feldflur (Rebhuhn) existieren weiter dstlich des Untersuchungsgebietes.
Weiterhin hat das Gebiet eine besondere Bedeutung als Nahrungshabitat
u.a. fur Greifvogel als streng geschutzte Arten.

Im Rahmen der Laufkéferuntersuchung wurde eine landesweit gefahrdete
Art (der Getreidelaufkafer) nachgewiesen.

Wahrend der Erfassung wurden auch andere Tiergruppen, darunter ge-
schitzte Arten, registriert. Neben den besonders geschitzten Arten Wein-
bergschnecke, Maulwurf und Igel wurden auch Kaninchen, Feldhasen und
Rehe registriert.

Nicht nachgewiesen wurden Feldhamster und Amphibien.

Insgesamt hat das Untersuchungsgebiet eine mittlere Bedeutung fir Arten
der offenen Feldflur.

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden und entsprechend als Nahrungshabi-
tat fur die gutachterlich ermittelten Tierarten der offenen Feldflur dienen. Bis-
her ist im Flachennutzungsplan Sonderbauflache dargestellt, die gegebenen-
falls zukuinftig durch die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) in
Anspruch genommen werden koénnte. Hierzu ware dann jedoch ebenfalls die
Aufstellung eines Bebauungsplans notwendig.

Durch die vorliegende Planung werden ca. 12,3 ha Ackerflache tberplant
(Geltungsbereich A: 10,7 ha). Dies bedeutet im Bereich des Wohngebietes
den unmittelbaren Entzug/Verlust der oben beschriebenen Lebensrdume
und weiter durch zunehmenden Nutzungsdruck auf das Olper Holz mittelbar
auch dort einen Wirkraum mit Verlust an Lebensraumqualitat (z.B. Mullabla-
gerungen; Beunruhigung).

Zudem gehort das Untersuchungsgebiet auch zum Verbreitungsgebiet des
zurzeit nicht vorkommenden Feldhamsters.

Die gewéhlte Lage und Auspragung der Ausgleichsmal3nahme (strukturelle
Aufwertung eines Feldweges in der Ackerflache durch Anpflanzung von klei-
neren Gebuschgruppen und Baumen) kann zwar das Offenland nicht erset-
zen. Jedoch bietet sie fur viele oben genannte Arten den Vorteil der Struktu-
rierung der Landschaft (Verbesserung der Orientierung) sowie zusatzlichen
Lebensraum fur Kleinsauger und Insekten, die u.a. als Nahrungsgrundlage
dienen (s. Kap. 4.6 ,MalRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum
Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen’).
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Landschaftshild

Der derzeitige ostliche Ortsrand wurde als Ubergang vom Siedlungskorper
zur freien Landschaft konzipiert. Neben den im Hintergrund erscheinenden
Silhouetten der angrenzenden Bebauung und der Bepflanzung der Hausgar-
ten tritt der Siedlungsrand insbesondere durch einen unterschiedlich breiten
offentlichen Grinstreifen - im wesentlichen locker mit Baumen und Bischen
uberstellte Wiesenflachen - in Erscheinung, durch welchen durchgehend ein
Wanderweg mit wassergebundener Deckschicht gefiihrt wird.

Der Ortsrand ist als gewollte Z&sur zwischen einem kompakten Siedlungs-
korper und der freien Feldflur deutlich ablesbar und bietet einen in sich ge-

schlossenen Gesamteindruck.

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden. Eine Aufwertung der Feldflur durch
das Pflanzen von Einzelbaumen und Hecken entlang der Wirtschaftswege ist
seit langem erklartes Ziel der Freiraumplanung. Das Gesamtgeflige bliebe
insoweit erhalten und stiinde fur weitere Aufwertung in der freien Landschaft
zur Verfugung.

Fur das Landschaftsbild entstehen mit Realisierung des Baugebietes Beein-
trachtigungen durch Schaffung einer weiter in die Landschaft hineingezoge-
nen, langen Siedlungskante. Der neue Ortsrand wird &hnlich dem vorherigen
gestaltet. Es entsteht auch hier eine Abfolge von Bebauung mit Bepflanzung
der Hausgarten, einem unterschiedlich breiten 6ffentlichem Grunstreifen mit
Wegeverbindung und landwirtschaftlichen Flachen. Auch hier wird der Orts-
rand als gewollte Zasur zwischen dem Siedlungskdrper und der freien Feld-
flur deutlich ablesbar und bietet einen in sich geschlossenen Gesamtein-
druck. Durch die Vor- und Ruckspriinge der 6stlichen Grundstiicksgrenzen
wird erreicht, dass kein zu starker linearer Eindruck des Ortsrandes entsteht
— analog zur Bebauung im Bereich der Dorothea-Erxleben-Stral3e. Eine ex-
tensive und landschaftsgerechte Gestaltung des im Osten der Bebauung
vorgelagerten offentlichen Grins tragt in angemessenem Rahmen zu einer
Minimierung der Eingriffe bei.

Geologisch gesehen stehen im Geltungsbereich 0,5 bis 1 m machtige Loss-
lehme an. Darunter folgen bis in Tiefen von 1 bis 6 m Geschiebelehme bzw.
-mergel. Diese lagern Sanden mit Ton- und Schlufflagen auf, die ebenfalls
sehr unterschiedliche Schichtstarke (Zentimeter bis Meter) aufweisen. Im
Sudosten wurden darunter Tone der Oberkreide erbohrt, die allgemein nach
Norden abtauchen.

Als Bodentyp hat sich auf dieser geologischen Schichtenabfolge eine Ban-
derparabraunerde entwickelt, die in Niedersachsen zu den seltenen Boden-
typen zahlt.
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Als Baugrund bietet der Boden eine mafige, im Hinblick auf die Wohnbe-
bauung jedoch ausreichende Tragfahigkeit.

Im gesamten Bereich muss zeitweise mit hohen Grund- oder Stauwasser-
standen gerechnet werden. Bei unterkellerten Gebauden sind daher beson-
dere MalRnahmen zur Trockenhaltung der Keller einzuplanen. Aufgrund die-
ser Wasserstande und der Uberwiegend schlecht wasserdurchlassigen Bo-
denarten ist eine Versickerung von Niederschlagswasser in weiten Teilen
des Geltungsbereichs nicht mdglich. Nur am Ostrand gibt es einen Bereich,
in dem eine Versickerung grundséatzlich moéglich ist, was im Einzelfall aber zu
prufen wére.

Altlasten:
Der Altlastenverdacht im Siden des Geltungsbereichs (Altablagerung | 6/4)
hat sich nicht bestatigt. Schadstoffe im Boden oder im Grundwasser sind

nicht zu erwarten.

Im Geltungsbereich A wird 6stlich der Grundstiicke Dorothea-Erxleben-
StralRe 40 A — 50 in der Kampfmittelbelastungskarte eine leichte Bombardie-

rung dargestellt VepdemBeynn#eﬁErdaneﬁemspwmesen%Berelehﬂus

Z—Weltknegdmehzu#umen Dle notwendlge Sondlerung Wurde ohne beson-
dere Funde durchgefuhrt (siehe auch Kapitel 5.10 ,Kampfmittel’).

Bei Nichtdurchfiihrung der MaRnahme werden wertvolle Béden mit ihren na-
turlichen Funktionen erhalten.

Durch die Versiegelung infolge der Uberbauung werden natiirliche Boden-
funktionen nachhaltig zerstort.

Wasser

Das Plangebiet liegt vollstandig im Wasserschutzgebiet/Schutzzone 11l b des
Wasserwerks Lamme. In diesem Bereich ist der Einsatz von Recyclingmate-
rialien beschrankt moglich, die Verwendung von Schlacke jedoch verboten.

Die Flache wird zurzeit landwirtschaftlich genutzt. Ein groRer Teil des anfal-
lenden Niederschlagswassers versickert, der Rest fliel3t tber die Oberflache
in die angrenzenden Gewasser.

Oberflachengewasser sind im Plangebiet in einem kleinen Teilbereich vor-
handen. An den ndrdlich und stidlich gelegenen Feldwegen, die zum Teil in-
nerhalb des Plangebietes liegen, zum Teil direkt angrenzen, befinden sich
Wegeseitengraben.
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Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Anderungen ge-
genuber der Bestandssituation ergeben wirden.

Durch die vorliegende Planung wird eine maximale Neuversiegelung der Fla-
che von ca. 3,8 ha ermdglicht. Die Grundwasserneubildung wird einge-
schrankt und es wirde ein erhdhter Abfluss des Niederschlagswassers in-
nerhalb der vorhandenen Graben stattfinden. Die Leistungsfahigkeit der
FlieRgewasser ist jedoch sehr beschrankt, d.h. Mallnahmen der Regenwas-
serriickhaltung sowie die Ableitung des Regenwassers in einem gesonderten
Kanal sind notwendig. Nordlich des Baugebietes wird daher eine Flache zur
Errichtung eines naturnah gestalteten Regenrickhaltebeckens mit einem
Fassungsvermogen von mindestens 3.000 m?3 festgesetzt.

Aus bioklimatischer Sicht weist das Gebiet gute Bedingungen auf. Das Ge-
biet liegt im Bereich hoher bis sehr hoher Kaltluftproduktivitat. Die Freifla-
chen sind ein wichtiger Kaltluftproduzent fur die stadtnéher liegenden Wohn-
gebiete wie Olper.

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Anderungen ge-
genuber der Bestandssituation ergeben wirden.

Durch die Bebauung entfallt die Kaltluftproduktion auf der Ackerflache. Die-
ser Wegfall fur die Kaltluftproduktion kann angesichts der Lage als unerheb-
lich angesehen werden. Die Durchluftung des zu bebauenden Bereiches
bleibt durch die nérdlich angrenzenden Freiflachen erhalten.

Aus lufthygienischer Sicht ist das geplante Gebiet als unbelastet anzusehen.
Hier treten lediglich die allgemeinen Hintergrundbelastungen auf, die nicht
regional bedingt sind.

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Anderungen ge-
genuber der Bestandssituation ergeben wirden.

Eine Belastung aus lufthygienischer Sicht tritt ggf. auf durch den Anwohner-
verkehr, Heizungsanlagen sowie Kamine und Kamindfen. Positiv wirkt sich

hier aus, dass durch die Planung mdglichst gute Bedingungen zur Nutzung

von Solarenergie geschaffen werden.
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Die Auswirkungen auf die Bereiche Klima und Luft sind als unerheblich ein-
zustufen.

Das Plangebiet wird bereits heute durch Stra3enverkehrsgerausche der
nordlich und 6stlich verlaufenden Autobahnen (A 392 und A 391) beauf-
schlagt. Unter Berticksichtigung der prognostizierten Verkehrsmengen fir
das Jahr 2010 ergeben sich folgende Schallpegel:

48 — 52 dB(A) am Tag
und 43 — 47 dB(A) zur Nachtzeit.

Emissionen durch die landwirtschaftliche Nutzung der Flache, die auf die an-
grenzende Wohnbebauung einwirken (z. B. Larm und Staub wéhrend der
Ernte), sind als nicht relevant zu bewerten.

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Anderungen ge-
genuber der Bestandssituation ergeben wirden.

Durch die Umsetzung der vorliegenden Planung und den damit verbundenen
zusatzlichen gebietsbedingten Verkehr andert sich die aktuelle Situation be-
zuglich der Schallimmissionen nicht wesentlich. Die o. g. Verkehrslarmbelas-
tungen bleiben weitestgehend bestehen. Eine Anderung erfolgt jedoch be-
zuglich der Schutzbedurftigkeit der festgesetzten Nutzung: allgemeines
Wohngebiet (WA). Entsprechend sind folgende Orientierungswerte gemaf
DIN 18005 fur Verkehrslarm zu beachten:

55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) zur Nachtzeit.

Die ermittelten Schallpegel liegen am Tag unterhalb des Orientierungswer-
tes. Nachts kommt es im 6stlichen Bereich des Plangebietes zu einer Uber-
schreitung um bis zu 2 dB(A). Durch geeignete Larmminderungsmaflnahmen
(Gebaudeorientierung, Luftungseinrichtungen in Schlaf- und Kinderzimmern)
konnen gesunde Schlafverhaltnisse erreicht werden (s. Kapitel 5.7 ,Festset-
zungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes’).

Da die 6stlich an das Plangebiet grenzenden Flachen weiterhin als Acker
genutzt werden, werden die Emissionen durch die landwirtschaftliche Nut-
zung der Flache (z. B. Larm, Staub) nun auf das neue Wohngebiet einwir-
ken.

Emissionen:

Durch die zuséatzlichen Wohnnutzungen ist eine Verkehrszunahme auf den
aulRergebietlichen ErschlieRungsstralen zu erwarten. Die daraus resultie-
renden Schallemissionen erhéhen den bereits vorhandenen Verkehrslarm-

pegel nicht. An den durch die Dorothea-Erxleben-StraRe am starksten betrof-
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fenen Wohnhausern (Dorothea-Erxleben-Stral3e 18 — 20) ergeben sich durch
diesen Verkehrslarm Pegel von bis zu 28 dB(A) tags und 20 dB(A) nachts;
die-als-geringtigig-bezeichnet-werdenkénnen. Sie haben keine Auswirkung
auf die an den o0.g. Wohnhausern ermittelte Schallpegelsumme. Die domi-
nanten Verkehrsgerausche werden weiterhin durch die Bundesautobahnen A
391 und 392 erzeugt. Gleiches qilt fur die innergebietliche Erschlielung.

Kulturgter im Sinne ausgewiesener Kultur- oder Bodendenkmale sind im
Plangebiet nicht vorhanden.

Als Sachgut sind die Béden mit ihrem hohen landwirtschaftlichen Ertragspo-
tenzial zu nennen (vgl. Kapitel 4.5.3 ,Boden’).

Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans wirde die Fla-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Anderungen ge-
genuber der Bestandssituation ergeben wirden.

Mit Durchfiihrung der Planung gehen die Flachen als Produktionsstandort
und Wirtschaftsgut verloren. Der Verlust von insgesamt ca. 12,3 ha ertrag-
reicher Wirtschaftsflachen wirkt sich lokal auf die Gesamtproduktivitat der

Landwirtschaft im Stadtbereich aus.

Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgutern
konnen Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunachst ein Schutzgut austibt,
auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung von Aus-
wirkungen kommen. Deshalb sind Schutzgdter nicht nur einzeln, sondern im
Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrachten.

Mit der Bebauung der bisher landwirtschaftlich genutzten offenen Bodenfla-
chen entstehen durch die Versiegelung des Bodens uber die Verringerung
der Grundwasserneubildungsrate Wechselwirkungen mit dem Schutzgut
Wasser. Dariiber hinaus entsteht durch die Bebauung/ Versiegelung ein Ve-
getationsverlust, der wiederum Auswirkungen auf die Schutzguter Klima/
Luft, Mensch und Tier hat.

Durch die teilweise Nutzungsanderung intensiv genutzter landwirtschaftlicher
Flachen zu einer mit Ba&umen und Stréauchern bestandenen offentlichen
Grunflache entfallt einerseits Lebensraum fur Arten der offenen Feldflur. An-
dererseits entsteht ein neuer Lebensraum fir bisher hier noch nicht angesie-
delte Tierarten. Gleichzeitig beeinflusst die gegenuber einer Ackernutzung
Uppigere Vegetation das Schutzgut Klima/Luft und hat als neue Erholungs-
flache Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und Landschaftsbild.
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MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der
nachteiligen Auswirkungen

Die gemafl den gesetzlichen Vorschriften (88 1 und 1a BauGB) bei der
Planaufstellung zu bertcksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz -
Vermeidung und Ausgleich voraussichtlicher erheblicher Beeintrachtigungen
der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes sowie des Landschaftsbildes —
sind im vorliegenden Bebauungsplan mit den im folgenden dargestellten Er-
gebnissen angewandt worden.

In Kapitel 4.5 ,Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen’
sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden negativen
Auswirkungen auf den Naturhaushalt (mit den Schutzgitern Boden, Wasser,
Klima/Luft, Tiere, Pflanzen) sowie das Orts- und Landschaftsbild dargestellt
und bewertet worden. Besonders schwerwiegend ist dabei die Bebau-
ung/Versiegelung bisher offener Bodenflachen und damit der vollstandige
Funktionsverlust fur alle Schutzguter des Naturhaushaltes. Aus der Progno-
se der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den Bebauungsplan
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 18 BNatSchG vorbereitet
werden, sodass im Bauleitplanverfahren tiber MalZnahmen zur Vermeidung,
Minimierung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen zu entschei-
den ist. Die MalRnahmen werden nach planungsrechtlicher Abwagung im
Bebauungsplan festgesetzt.

Folgende Festsetzungen des Bebauungsplanes tragen zur Vermeidung und
Minimierung von Eingriffen bei:
Beschrankung der baulichen Ausnutzung der Grundstticke auf ein gerin-
geres als das nach § 17 BauNVO zulassige Mafl3

= Vermeidung von Eingriffen fir die Schutzgtter Boden, Wasser, Kli-
ma/Luft und Tiere/Pflanzen

Durchgriinung des Baugebietes insbesondere durch Baumpflanzungen
in den o6ffentlichen Grinanlagen, den ErschlieBungsstral3en sowie auch
auf den Privatgrundstiicken

= Minimierung der Eingriffsfolgen von Versiegelung und Bebauung fur
die Schutzguter Boden, Wasser, Klima/Luft und Tiere/Pflanzen.

GrolR3zugige Bereitstellung offentlichen Grins mit der Anlage von Erho-

lungswegen vor allem am 0stlichen in die freie Landschaft Uberleitenden

Ortsrand in Verbindung auch mit Vorgaben zur Gestaltung der Grund-

stuckseinfriedungen

= Minimierung der Eingriffsfolgen fir das Schutzgut Orts-/Landschafts-
bild mit Wirkung auch fur das nahe Olper Holz durch Reduzierung der
Besucherdichte und Besucherlenkung durch attraktives Wegeangebot

Baugebietsbezogene Regenwasserrickhaltung

= Minimierung der Eingriffsfolgen fur den Wasserhaushalt.

Die genannten MalRBnahmen wirken sich auch positiv auf das Wohnumfeld
und damit auf den Menschen aus.
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Auf der Grundlage der fur den Planbereich ermittelten Wertigkeiten von Na-
tur und Landschatft (s. Kapitel 4.5 ,Beschreibung und Bewertung der Umwelt
und Prognosen’) und des vorliegenden Bebauungsplanentwurfes wurde eine
Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich durchgefiihrt. Die mit Umsetzung der
Planung zu erwartenden Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit des Na-
turhaushaltes und des Landschaftsbildes konnen durch die oben beschrie-
benen MalRnahmen zur Vermeidung und Minimierung zwar gemindert wer-
den, es verbleiben jedoch erhebliche Eingriffsfolgen mit einem entsprechen-
den Kompensationserfordernis. Nach planungsrechtlicher Abwagung setzt
der Bebauungsplan folgende AusgleichsmafRnahmen fest:

Geltungsbereich B:

Auf der Grundlage des bestehenden landschaftsplanerischen Rahmenkon-
zeptes sollten Mal3nahmen zur Verbesserung der Erholungseignung sowie
zur Waldvernetzung vorrangig in der freien Feldflur im dstlichen Anschluss
an das Baugebiet durchgeftihrt werden.

Die MalRnahmenflache im Geltungsbereich B (Teilflachen des Ackergrund-
stiickes, Gemarkung Olper, Flur 4, Flurstiick 166/391 in einer GréR3e von
7.900 m?) bietet aus ihrer in Nord-Sid-Richtung langgestreckten, wegebe-
gleitenden Lage heraus beste Voraussetzungen zur Erfillung der vorstehend
genannten Planungsziele des landschaftsplanerischen Rahmenkonzeptes.
Unterschiedlich breite Ruderalzonen mit Einzelbaumreihen im Wechsel mit
grolReren Feldgehdlzinseln bieten sowohl fir die erholungsbezogene Gestal-
tung als auch fur den Aufbau 6kofunktionaler Vernetzungsstrukturen optima-
le Voraussetzungen. Einzelbaume, Gehdlzinseln und ruderale Wiesenstruk-
turen bieten zugleich eine Bereicherung und damit wesentliche Aufwertung
als Lebensraum und Nahrungshabitat flr eine grof3e Zahl der artspezifisch
an die Offenlandstrukturen landwirtschaftlich genutzter Ackerflachen ange-
passten Tierarten.

Unter Berucksichtigung der genannten Vermeidungs-, Minimierungs- und
AusgleichsmalRnahmen sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplans
zu erwartenden Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgiter des Natur-
haushaltes und das Landschaftsbild abschlie3end wie folgt zu bewerten.

Den Beeintrachtigungen des Schutzguts Tiere und Pflanzen durch Neu-
versiegelung und Bebauung von Ackerflachen (ca.3,8 ha / Verlust aller
Naturraumfunktionen) stehen Begriinungsmaflinahmen auf offentlichen
(ca. 2,4 ha/ geringe bis mittlere Aufwertung/ im Wesentlichen verander-
tes neues Artenspektrum) und privaten (ca. 4,3 ha / geringe Aufwertung /
ausschlief3lich neues, verandertes Artenspektrum) Grunflachen sowie
Flachen fur MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft im Geltungsbereich B (0,79 ha / mittle-
re bis hohe Aufwertung / im Wesentlichen Ergdnzung und Aufwertung fur
standorttypisches Artenspektrum ) gegentber. Mit diesen ist eine Auf-
wertung allgemeiner und spezieller Lebensraumfunktionen verbunden.
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Mit den festgesetzten MalRnahmen kdnnen der Verlust bzw. die Beein-
trachtigung von Lebensraumfunktionen in geeigneter Weise ausgegli-
chen werden.

Eingriffe in die Schutzgiter Boden/Wasser als Trager wesentlicher Na-
turraumfunktionen durch Uberbauung und Vollversiegelung, kénnen un-
mittelbar nur durch Entsiegelungsmaf3nahmen in mindestens gleichem
Umfang ausgeglichen werden. Dem Verlust der Boden- und Wasserfunk-
tionen stehen hier jedoch die Verbesserung einzelner naturlicher Boden-/
Wasserfunktionen auf den Griuin- und Ausgleichsflachen entgegen, die
dort durch Begrinung und Aufgabe bzw. Extensivierung der Nutzung zu
erwarten sind. Insgesamt kénnen die Eingriffsfolgen fur die Schutzguter
Boden und Wasser so auf ein unerhebliches Mal3 reduziert werden.

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes und der Erholungseignung
entstehen durch Veranderungen des Siedlungsrandes, der weiteren
Uberbauung grundsatzlich zur Erholung genutzter und geeigneter Fla-
chen der freien Feldflur sowie durch indirekte Verlangerung der Wege in
die Erholungsflachen. Die Neugestaltung des Ortsrandes durch eine
breite, mit Geholzen, Einzelbdumen und extensiven Wiesenflachen ges-
taltete, fur die Offentlichkeit durch einen Ortsrandweg erschlossene
Grunflache, sorgt im Wesentlichen fir einen adaquaten Ausgleich. Grin-
zuge im Baugebiet sorgen fir eine innere Gestaltqualitdt und vernetzen
die Wohnqguartiere miteinander. Eine weitere Ergadnzung des Erholungs-
potentials bieten die Ausgleichsmalinahmen im Geltungsbereich B, wel-
che hier wegebegleitend in der im Bestand weitestgehend ausgeraum-
ten, durch Ackernutzung gepréagten freien Feldflur deutliche visuelle Ak-
zente fur eine besseren Erholungseignung setzen. Insgesamt kdnnen die
Eingriffsfolgen fur die Schutzgiter Landschaftsbild / Erholung als ausge-
glichen bzw. auf ein unerhebliches Mal3 reduziert gewertet werden.

Mit Umsetzung der zeichnerisch und textlich festgesetzten Malinahmen zur
Grunordnung sowie MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft im Geltungsbereich B sind die durch
den Bebauungsplan OE 38 zulassigen Vorhaben im Sinne der Eingriffsrege-
lung als ausgeglichen einzustufen.

Soweit dies fur ein Wohngebiet fur den freistehenden Einfamilienhausbau
maglich ist, wird durch die Planung ein mdglichst sparsamer Umgang mit
Grund und Boden angestrebt. Hier ist insbesondere eine rationelle und spar-
same Erschlie3ung durch verkehrsberuhigte Bereiche und private Sticher-
schlielBungen zu nennen.

Auch wenn grundsatzlich der Nachverdichtung in innerstadtischen Bereichen
sowohl aus stadtebaulichen als auch aus Grinden des Landschaftsschutzes
der Vorrang zu geben ist, muss dem anhaltend erkennbaren Bedarf nach
Grundstucken fur Einfamilienhduser entgegengekommen werden. Durch das
Baugebiet ,Am Buchenberg’ wird ein kompakter Siedlungskérper arrondiert,
der auf Grund seiner Gro3e zudem die langfristige Wirtschaftlichkeit von pri-
vaten und 6ffentlichen Infrastrukturangeboten im Ortsteil Kanzlerfeld sichert.
Durch die Vermeidung einer ansonsten zu befurchtenden gré3eren Abwan-
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derung ins Umland wird insgesamt einer weiteren Zersiedlung der Land-
schaft mit entsprechendem Infrastrukturbedarf (z.B. zusatzliche Erschlie-
Rungsflachen) vorgebeugt. Dies dient somit auch der Sicherung der im land-
lichen Umland liegenden grof3flachig landwirtschaftlich genutzten Bereiche.

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind abfallrechtliche Belange nicht er-
kennbar. Zum sachgerechten Umgang mit Abfallen werden keine Festset-
zungen getroffen. Die allgemein gultigen Regelungen der abfallrechtlichen
Gesetzgebung sind zu beachten.

Um die derzeit sehr positive klimadkologische und lufthygienische Situation
im Plangebiet weitgehend zu erhalten, wird ein méglichst hoher Grunfla-
chenanteil und dementsprechend eine geringe Versiegelung vorgesehen
werden. Der Versiegelungsgrad der Flachen im Geltungsbereich A betragt
etwa 40 %. Hierdurch wird eine Uberwarmung des Siedlungskorpers vermie-
den.

In der vorliegenden Planung wurde besonderes Augenmerk auf die Optimie-
rung der Bedingungen zur Nutzung von Solarenergie im Rahmen des pla-
nungsrechtlich moéglichen gelegt:

strikte Nord-Sid-Ausrichtung des nordlichen Teilbereichs in Verbindung
mit der Festsetzung der Firstlinie in Ost-West-Richtung

Festsetzung der Dachneigungen zur optimalen Nutzung von Photovol-
taikanlagen (30°) bzw. solarthermischen Anlagen (50°) im westlichen
Teilbereich

Festsetzung von Flachdéchern im 6stlichen Teilbereich, wodurch die
Maglichkeit der Stellung von Solaranlagen unabhangig von der Gebau-
deausrichtungen gegeben ist

Vermeidung einer gegenseitigen Verschattung der zur Nutzung der Son-
nenenergie optimalen Flachen durch entsprechende Festsetzung der Er-
schlieBungsflachen und Bauflachen sowie der Baugrenzen (Optimierung
der Grundsticksgeometrie)

Vermeidung von Verschattung aufgrund der gewiinschten Baume in
Vorgartenzonen durch (Uberwiegende) Lage der tieferen Vorgartenzone
— festgesetzt durch entsprechende Baugrenzen — auf der Nordseite der
an die in west-0stlicher Richtung verlaufenden Stral3en grenzenden
Grundstlicke

Vermeidung von Verschattung der Flachen durch die Lage der festge-
setzten Stralenbaume ausschlie3lich entlang der in nord-sudlicher Rich-
tung verlaufenden Stral3en

Weitere besondere Festsetzungen zur sparsamen und effizienten Energie-
nutzung werden nicht getroffen. Die Errichtung von begrinten Dachern (die
u.a. auch zusatzliche Dammwirkung entfalten), die Nutzung anderer regene-
rativer Energieformen (z.B. Geothermie) oder Bauen in Passivhausbauweise
sind grundséatzlich méglich. Diese MalRhahmen wirken sich ebenfalls positiv
auf die Lufthygiene aus.
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MaRnahmen zur Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen
(Monitoring)

Ein allgemeiner Uberwachungsbedarf fiir das Plangebiet durch die Gemein-
de besteht in der Fortschreibung des Klimagutachtens und in der Aktualisie-
rung der Verkehrszéhlungen und der damit zusammenhé&ngenden Schall-
emissionswerte.

Im Zuge der Umsetzung der EG-Richtlinie 2002/49/EG Uber die Bewertung
und Bekampfung von Umgebungslarm besteht die Verpflichtung, fir Haupt-
verkehrsstraRen bis Mitte 2007 bzw. Mitte 2012 — je nach Verkehrsaufkom-
men — eine strategische Larmkartierung zu erstellen, die mindestens alle 5
Jahre zu Uberprifen und ggf. zu Uberarbeiten ist.

Diese Daten, wie auch weitere relevante umweltbezogene Daten werden sei-
tens der Fachbehorden mithilfe des stadtinternen Umweltinformationssys-
tems vorgehalten und standig aktualisiert.

Im Rahmen ihrer hoheitlichen Uberwachungsaufgaben konnen die jeweils

zustandigen Behdrden insbesondere bei unvorhergesehenen nachteiligen
Auswirkungen geeignete Mal3nahmen zur Abhilfe schaffen.

Zusammenfassung

Der Geltungsbereich A des Bebauungsplans OE 38 ,Am Buchenberg’ um-
fasst eine ca. 10,7 ha grol3e, zurzeit als Acker genutzte Flache, die dstlich an
die bestehende Ortslage Kanzlerfeld angrenzt. Hier soll ein allgemeines
Wohngebiet mit ca. 83 Einfamilienhdusern entstehen. Ein wichtiges Ziel, das
durch die stadtebauliche Struktur sowie geeignete Festsetzungen erreicht
wird, ist die Optimierung der Nutzungsbedingungen solarer Energie.

Durch den Verkehrslarm der nordlich und 6stlich verlaufenden Autobahnen
kommt es in einem kleinen Teilbereich des Plangebietes zu geringfligigen
Uberschreitungen des relevanten Orientierungswertes zur Nachtzeit. Durch
geeignete La&rmminderungsmafl3nahmen (Geb&udeorientierung, Luftungsein-
richtungen in Schlaf- und Kinderzimmern) kénnen gesunde Schlafverhaltnis-
se erreicht werden (s. auch Kapitel 5.7 ,Festsetzungen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzge-
setzes’).

Die relevanten Orientierungswerte zur Tagzeit werden im gesamten Plange-
biet deutlich unterschritten.

Die ohnehin geringen Verkehrsimmissionen im Bereich der bestehenden
Bebauung entlang der ErschlieBungsstraf3en Pfleidererstrafl3e und Dorothea-
Erxleben-StraRe erhdhen sich aufgrund des zuséatzlichen Verkehrs nicht
wahrnehmbar.

Die Neuversiegelung von ca. 3,8 ha bisher als Ackerflachen genutzten Bo-
dens wirkt sich negativ auf die Schutzgiter Boden, Tiere und Pflanzen, Kli-
ma/ Luft, Mensch (Erholungsnutzung) und Landschaftsbild aus. Die Eingriffs-
folgen werden durch die gewahlte und planerisch festgesetzte Einschran-
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kung der zulassigen Versiegelung sowie durch Festsetzungen zur inneren
Durchgriinung des Baugebietes deutlich minimiert. Ebenso wirken sich die
Festsetzungen zur Siedlungsgliederung durch Griinziige sowie zur extensi-
ven Gestaltung einer breiten 6ffentlichen Grunflache am 6stlichen Siedlungs-
rand ausgleichend fiir alle Schutzguter aus. Im Geltungsbereich A des Be-
bauungsplanes bleiben dennoch, insbesondere verursacht durch die Boden-
versiegelung, dauerhafte und als erheblich einzustufende Eingriffsfolgen be-
stehen, die eine weitere externe Kompensation erfordern. Diese Eingriffsfol-
gen werden durch die Festsetzung und spétere Durchfiihrung geeigneter
Malnahmen zur Aufwertung der nattrlichen Bodenfunktionen auf einer Teil-
flache eines bisher intensiv als Acker genutzten Grundstickes entlang des
Ostlich des Baugebietes liegenden Feldweges mit einer Flache von ca.

0,8 ha ausgeglichen (s. Kapitel 5.6.2 ,Mal3nhahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, Zuordnung’).

Unterschiedlich breite Ruderalzonen mit Einzelbaumreihen im Wechsel mit
groReren Feldgehdlzinseln bieten sowohl fur die erholungsbezogene Gestal-
tung als auch fur den Aufbau 6kofunktionaler Vernetzungsstrukturen optima-
le Voraussetzungen. Einzelbaume, Gehdlzinseln und extensiven artenrei-
chen Wiesen bieten zugleich eine Bereicherung und damit wesentliche Auf-
wertung als Lebensraum und Nahrungshabitat fur eine grof3e Zahl der art-
spezifisch an die Offenlandstrukturen landwirtschaftlich genutzter Ackerfla-
chen angepassten Tierarten. Dartiber hinaus bieten die Ausgleichsmal3nah-
men durch die Strukturierung der Landschaft bessere Orientierungsmdoglich-
keiten, z.B. fur die vorkommenden Fledermausarten.

Begrindung der Festsetzungen

5.1

Art der baulichen Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung im Plangebiet ist als ,Allgemeines Wohnge-
biet’ (WA) festgesetzt. Die fur Kanzlerfeld typische Art der baulichen Nutzung
sreines Wohngebiet’ (WR) wird mittlerweile Gblicherweise nicht mehr gewabhit.
Allgemeines stadtebauliches Ziel ist es, auch in Wohngebieten ein vertragli-
ches Mal3 an Nutzungsmischung zuzulassen, was durch die Ausweisung ei-
nes reinen Wohngebietes nicht méglich ware.

Um von der bisher in Kanzlerfeld typischen Nutzungsart nicht zu sehr abzu-
weichen, werden jedoch einige der im WA allgemein bzw. ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen generell ausgeschlossen. Begriindet liegt dies allge-
mein im damit verbundenen erhdhten Verkehrsaufkommen, in zu erwarten-
den Emissionen (z.B. Tankstellen, Schank- und Speisewirtschaften), der Er-
richtung gebietsuntypischer Strukturen (z.B. Gartenbaubetriebe, Anlagen fur
Verwaltung, Anlagen flr sportliche Zwecke) und im stadtebaulichen Ziel, das
Zentrum Kanzlerfelds zu erhalten und zu starken (z.B. Laden, Anlagen fur
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes).

Die wesentlichen Versorgungseinrichtungen sind bereits im Siedlungszent-
rum vorhanden. Daher ist nicht zu erwarten, dass sich die Uber Wohngebau-
de hinaus zuladssigen Nutzungen (Kioske, nichtstorende Handwerksbetriebe)
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am Ortsrand von Kanzlerfeld in einem Mal3 ansiedeln wirden, durch das die
umliegenden Wohngebiete beeintrachtigt wirden. Vielmehr steht zu erwar-
ten, dass durch die zusatzliche Bewohnerschaft das oértliche Zentrum bzw.
die dortigen Infrastruktureinrichtungen gestéarkt und somit langfristig gesi-
chert werden.

Mal der baulichen Nutzung

Um die Wohnbebauung stadtebaulich sinnvoll in den Stadtteil zu integrieren,
trifft der vorliegende Bebauungsplan Festsetzungen hinsichtlich der zulassi-
gen Grundflachenzahl, der Geschossflachenzahl, der Zahl der Vollgeschos-
se sowie der zuldssigen Hohe der baulichen Anlagen. Durch diese Festset-

zungen wird das Malf3 der baulichen Nutzung hinreichend bestimmt.

Durch die geringe Grundflachenzahl (GRZ = 0,3 mit einer zulassigen Uber-
schreitung von 30 % fir Nebengebaude) in Verbindung mit grof3en
Grundsticken (700 — 900 m2) sowie der Festsetzung von Einzelhausern
werden die bisher in Kanzlerfeld vorhandenen Strukturen weitergefuhrt: Die
Bebauungsdichte nimmt von Westen (Bundesallee) nach Osten (Landschaft)
deutlich ab. Auf den aufgrund des geringen Versiegelungsgrads entstehen-
den privaten Freiflachen kann eine intensive Durchgriinung des Gebietes er-
folgen, die im Zusammenhang mit der angrenzenden 6ffentlichen Grunflache
einen Ubergang zur freien Landschaft bildet.

In Anlehnung an die Hohenentwicklung der angrenzenden Bebauung ist eine
eingeschossige Bebauung zulassig. Mit der eingeschossigen Bebauung wird
zudem die Randlage des Baugebietes zur Landschaft beriicksichtigt, indem
hier keine das Landschaftsbild wesentlich beeintrachtigenden hoheren Ge-
baude entstehen.

Durch die Festsetzung einer maximalen Traufhohe von 4,0 m sowie der
Firsthéhe von 9,5 m im westlichen Teilbereich (geneigte Dachformen) ist bei
entsprechender Dachneigung dennoch die Mdglichkeit des Dachausbaus —
wenn auch nicht zu einem zweiten Vollgeschoss - gegeben. Im 6stlichen
Teilbereich ist fur die Flachdachbebauung trotz Eingeschossigkeit eine Ge-
baudehdhe von 7,0 m festgesetzt. Somit besteht auch hier die Méglichkeit
des Ausbaus einer zweiten (Wohn-)Ebene (z.B. in Verbindung mit einer
Dachterrasse). Dieser Aufbau einer nicht-vollgeschossigen zweiten Ebene
bietet die Moglichkeit der Errichtung von Gebauden, die abwechslungsrei-
cher und Kleinteiliger wirken als Flachdachbungalows.

Bei der Verwirklichung der im Nutzungsbeispiel unverbindlich dargestellten
Bebauung kdnnen im Plangebiet 83 Einzelhduser errichtet werden.

Uberbaubare Grundstiicksflachen, Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden durch Baugrenzen definiert.
Die Uberbaubaren Flachen sind grof3ziigig dimensioniert, um eine weitestge-
hende Freiheit in der Lage und — Gberwiegend - der Ausrichtung der Baukor-
per zu erhalten.
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Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist die Firstrichtung festgesetzt. Durch
diese Vorgabe der Ausrichtung der Dachflachen nach Stiden werden in die-
sem Bereich die Festsetzungen zur optimalen Nutzung von Solarenergie
konsequent weiterverfolgt.

Im Ubrigen Plangebiet ist die Gebaudestellung frei wahlbar. Somit besteht
auch in WA 2 die Mdglichkeit der optimalen Nutzung von Solarenergie. Im
Ostlichen Teilbereich ist aufgrund der gewahlten Dachform (Flachdach) die
optimale Nutzung von Solaranlagen unabhangig von der Gebaudestellung
moglich.

Die nicht-tberbaubaren Bereiche sollen entlang der 6ffentlichen Flachen in
ausreichender Breite von Garagen und Nebenanlagen freigehalten werden,
damit eine Begrtinung erfolgen kann. Hiermit soll erreicht werden, dass der
Stral3enraum von angrenzenden privaten Gartenflachen gepragt wird.
Entlang der in Ost-West-Richtung verlaufenden offentlichen Verkehrsflachen
sind keine Baumpflanzungen im 6ffentlichen Raum vorgesehen. Daher wird
hier der Abstand der Baugrenze zur Stral3e einseitig auf 5,0 m erhdht um die
Maglichkeit der Baumpflanzung auf den privaten Grundsticken zu er6ffnen
und hierdurch die Begriinung des Straldenraums zu erreichen. Auch entlang
der offentlichen Griinflachen ist der Abstand der Baugrenze von 5,0 m mit
dem Ziel gewahlt, dass eine entsprechende Eingriinung der privaten Grund-
stiicke im Ubergang zum offentlichen Griin erfolgt.

Sicht- und Windschutzanlagen sind nur innerhalb der tiberbaubaren Grund-
stuicksflachen zuldssig. Hierdurch wird erreicht, dass die genannten Anlagen
gegenuber dem offentlichen Raum nicht zu massiv in Erscheinung treten, ihn
optisch einengen und stérend pragen. Zusatzlichen Sichtschutz, z.B. gegen-
uber den Wegeverbindungen innerhalb der Grinzluge, kann bei Bedarf durch
Anpflanzung z.B. geeigneter Straucher geschaffen werden.

Im allgemeinen Wohngebiet wird festgesetzt, dass nur Einzelhauser mit je
maximal 2 Wohnungen zulassig sind. Hierdurch wird die hier beabsichtigte
aufgelockerte, durchgriinte Baustruktur gesichert und verhindert, dass Mehr-
familienhauser mit zahlreichen, unter Umstanden sehr kleinen, Wohnungen
entstehen. Dies wirde der Zielsetzung widersprechen, diesen Bereich vor-
wiegend mit Einfamilienhausern (ggf. mit Einliegerwohnung) zu bebauen.
Das Baugebiet fugt sich damit in die stadtebauliche Struktur der angrenzen-
den Bebauung ein.

Verkehrliche ErschlielRung

Das Plangebiet ist an die Dorothea-Erxleben-StralRe angebunden. Der An-
schluss an das weiterfUhrende StralRennetz fuhrt Uber die Pfleidererstralle
zur Bundesallee.

Die Anschlussstral3e an die gebietsinternen ErschlieBung (Planstral3e A)
wird in einer Fahrbahnbreite von 5,5 m mit beidseitigen Gehwegen mit einer
Breite von jeweils 2,5 m ausgebaut. Sie wird als Tempo-30-Zone ausgewie-
sen. Nordlich der Dorothea-Erxleben-Stral3e wird der Gehweg innerhalb der
Grunflache zwischen den vorhandenen Baumreihen gefihrt.
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Die gebietsinterne Erschlie3ung erfolgt iber zwei Ringe, die im Bereich der
guerenden Grunachse durch eine Uber den zentralen Quartiersplatz fuhren-
den StralRe miteinander verbunden werden (Planstral3en B - D). Sie wird als
verkehrsberuhigte Mischflache mit einer nutzbaren Breite von 5,5 m ausge-
baut.

Innerhalb des Plangebietes wird das Geh- und Radwegesystem, das das
ganze Kanzlerfeld durchzieht und es mit der umgebenden Landschaft ver-
bindet, konsequent erweitert. Das bestehende Netz, das bisher mit einem
Weg im bestehenden Grinstreifen endet, wird Uber den neuen, das Gebiet
guerenden Griunzug in die Ostlich des Plangebietes gelegene, neu anzule-
gende offentliche Grunflache weitergefiihrt. Der dort ebenfalls neu errichtete
Weg bietet eine zuséatzliche attraktive Nord-Sid-Verbindung fur Spaziergan-
ger und Radfahrer am Ortsrand.

Uber die an das Plangebiet angrenzenden Feldwege kann wie bisher die Er-
schlieBung der im Osten angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen erfol-
gen.

Die zweite Zufahrt fir die Feuerwehr bzw. in anderen Notfallen (Feuerwehr-
nebenzufahrt) wird tber den Geh- und Radweg von der Planstral3e D auf
den nérdlich angrenzenden Wirtschaftsweg gefuhrt. Es wird sichergestellt,
dass der entsprechend auszubauende Weg nicht durch sonstigen KfZ-
Verkehr befahrbar und somit als Schleichweg nutzbar ist.

Um den Versiegelungsgrad maglichst gering zu halten, wird ein Teil der
Grundsticke als Hinterliegergrundstiicke Uber Privatwege mit einer Breite
von 3,5 m erschlossen. Diese werden mit einem Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht zugunsten der Anlieger gesichert. Uber diese Privatwege werden (iber-
wiegend zwei, maximal drei Grundstucke erschlossen.

Eine direkte Anbindung des Plangebietes an das Liniennetz der BSVAG
(Braunschweiger Verkehrs AG) besteht nicht. Die nachsten Haltestellen
(PfleidererstralRe, PTB) sind ca. 970 m (Luftlinie) entfernt. Es ist auch mittel-
fristig nicht zu erwarten, dass eine Buslinie abseits der Bundesallee in den
Ortsteil Kanzlerfeld gefuhrt wird.

Alternativ konnte im Bereich der Haltestelle Pfleidererstral3e die dort bereits
vorhandene Fahrradabstellanlage erweitert und — z.B. durch eine Uberda-
chung — verbessert werden. Mdglicherweise wird auch die Erweiterung des
Angebotsspektrums der BSVAG durch Anrufsammeltaxen 0.4. im Bereich
Kanzlerfeld durch potentielle zusatzliche Nutzer aus dem Plangebiet renta-
bel.

Zurzeit scheint jedoch eine Verbesserung der Situation aus wirtschatftlichen
Grinden kaum realisierbar.

Ruhender Verkehr

Der ruhende Verkehr ist auf den Privatgrundstiicken unterzubringen, wobei
je Grundstliick maximal eine Zufahrt in einer Breite von 4,0 m zulassig ist.
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Hierdurch wird gewahrleistet, dass - bedingt durch den ebenfalls festgesetz-
ten 3,0 m grof3en Abstand von der Grundstiicksgrenze - auch eine Doppel-
garage 0.4. angefahren werden kann. Durch die Reduzierung der Anzahl der
Grundstiickszufahrten und deren Breite kann erreicht werden, dass der 6f-
fentliche StralRenraum eher durch Vorgarten und den damit verbundenen
Grunstrukturen gepragt sowie eine groRere Verkehrssicherheit fir FuRgan-
ger erreicht wird. Im nérdlichen Teilbereich des Plangebietes (WA 1 und

WA 3) wird zum Teil im Bereich der geplanten offentlichen Stellplatze ein
Ein- und Ausfahrverbot im Zusammenhang mit der genauen Lage der
Grundstickszufahrten festgesetzt. Hierdurch wird sichergestellt, dass sowohl
die geplanten Baumstandorte als auch die Parkplatze auf der vorgesehenen
Flache errichtet werden kdnnen.

Die Zufahrtsseiten der Stellplatze und Garagen, womit auch halboffene Ga-
ragen (sogenannte Carports) gemeint sind, miissen einen Abstand von min-
destens 3,0 m von der Verkehrsflache haben. Dadurch, dass ein Teil der
notwendigen Ruckstol3flache auf der privaten Grundsttcksflache liegt, wird
die Verkehrssicherheit durch bessere Einsehbarkeit in den StralRenraum er-
heblich erhoht. Dies gilt insbesondere im verkehrsberuhigten Bereich, da hier
die Verkehrsflache von allen Teilnehmern - also auch z.B. von spielenden
Kindern - gleichberechtigt genutzt wird.

Besucherparkpléatze sind im offentlichen StralRenraum, in Planstraf3e B in
den wechselseitig angelegten Grinstreifen vorgesehen. Die Anordnung der
Parkplatze bedingt im Bereich der Planstraf3e D eine Verengung der Fahr-
bahn. Dies wirkt im Zusammenhang mit den dort festgesetzten Baumen zu-
satzlich bremsend innerhalb des verkehrsberuhigten Bereiches.

Grinordnung, MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

Die grunordnerischen Malinahmen leiten sich aus den fachlichen Zielstellun-
gen und Planvorgaben (vgl. Kap. 4.1 ff), den in der Bestandanalyse festge-
stellten Wertigkeiten sowie der landschatftlichen Situation ab (vgl. Kapitel
4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft’). Wesentliche Elemente sind:

Offentliche Grunflachen, die als ,griine Achsen’ zum einen den Ubergang
des neuen Siedlungsteiles zu den alteren bereits seit langerem fertig ge-
stellten und bewohnten Ortsteilen gestalten und zum anderen auch ei-
nen harmonischen und landschaftsangepassten Ubergang zur freien
Landschaft schaffen.

Offentliche Grunflachen als internes Gliederungselement unterschiedli-
cher Bauquartiere und als griines Verbindungselement zwischen den al-
teren Wohnbereichen und dem neuen auch der Erholung dienendem
Ortsrandgrun.

Baumpflanzungen im 6ffentlichen Stral3enraum und auf privaten Flachen
zur inneren Durchgriinung und Gestaltung des Baugebietes. Stral3en als
erweiterter Freiraum der privaten Hausgarten.

Entwicklung naturnaher Biotopstrukturen auf externer Kompensationsfla-
che zum Ausgleich der mit der Realisierung des Baugebietes verbunde-
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nen Eingriffe in die Schutzgiter des Naturhaushaltes sowie in das Land-
schaftsbild und die Erholung.

Nach planungsrechtlicher Abwagung sind die nachfolgend erlauterten und
begriindeten Festsetzungen zur Grinordnung im Bebauungsplan vorgese-
hen. Sie erflullen sowohl 6kologische als auch stadtebauliche Funktionen. Mit
den Festsetzungen zur Griinordnung werden Ausgleichswirkungen fur Ein-
griffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild erzielt, die mit der Umsetzung
des Bebauungsplanes verbunden sind.

Die Festsetzung zur Begrinung von Nebenanlagen auf den offentlichen Fla-
chen zugewandten Seiten fuihrt zum Interessenausgleich zwischen privaten
und offentlichen Belangen in den jeweiligen Ubergangsbereichen und har-
monisiert so das Erscheinungsbild von Orts- und Landschaftsbild im Sinne
einheitlicher Gestaltungsgrundsatze.

Offentliche Flachen

Die offentlichen Grunflachen pragen mal3geblich Struktur und Erscheinungs-
bild des Baugebietes. Sie sind fur die innere und aul3ere Gestaltung des
Baugebietes von besonderer Bedeutung und sollen entsprechend ihrer Lage
und Funktion als interne Grinverbindung oder Siedlungsrandgriun differen-
Ziert gestaltet werden. Durch eine insbesondere in den Siedlungsrandberei-
chen landschaftliche Gestaltung mit heimischen Gehélzen und Wiesenfla-
chen erflillen die Grunflachen zugleich Funktionen im Naturhaushalt und wir-

ken ausgleichend.

Der in Nord-Sid Richtung verlaufende westliche Grinzug (6ffentliche Grun-
flache ,Parkanlage’ A) trennt visuell die alteren Siedlungsteile von dem Neu-
baugebiet, tragt so zu deren Gliederung und eigenstandigen Wahrnehmbar-
keit als Quartiere bei und verbindet sie gleichzeitig durch Aufnahme der vor-
handenen Gestaltbilder und der funktionalen Vernetzungen von Rad- und
FuRwegen im bisherigen Ortsrandgrin. Die textliche Festsetzung sieht hier
intensiv nutzbare, locker von Einzelb&dumen und Gehdlzen Gberstandene
Wiesenstrukturen vor, die von Wegen durchzogen werden. Die gleichen
strukturellen Merkmale sollen auch den zentralen, in Ost-West Richtung ver-
laufenden Griinzug pragen, der zum einen die beiden unterschiedlichen
Wohnquartiere voneinander abgrenzt und zum anderen die Vernetzung zum
Grinzug am 6stlichen Ortsrand herstellt. Diese textliche Festsetzung (Park-
anlage A) trifft auch die Siedlungsrandbereiche Ost zwischen der Bebau-
ungsgrenze und der Freihaltezone auf der Trasse der vorhandenen Gaslei-
tung.

Die extensive und landschaftsgerechte Gestaltung des 6stlichen, in die freie
Landschaft Uberleitenden Grinzuges (6ffentliche Grunflache B) flgt den
neuen Ortsteil in die Landschaft ein, bietet Lebensraum fur Tiere und Pflan-
zen, und halt Flachen fur die siedlungsnahe Erholung vor. Ein hoher Fla-
chenanteil wird mit Einzelbdumen und Gehélzinseln Gberstanden. Nur ein
Drittel der verbleibenden Wiesenflachen steht intensiver Erholungsnutzung
zur Verfuigung. Fir die Offentlichkeit erschlossen wird die Grunflache tber
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einen Ortsrandweg, der im Wesentlichen im Bereich der Gasleitungstrasse
gefuhrt werden soll. Die Gasleitungstrasse (10-m-Korridor) selbst wird als ex-
tensive bis intensive Wiesen- / Rasenflache hergestellt.

Die Baumpflanzungen im Stral3enraum tragen zur inneren Durchgriinung
des Baugebietes, zu seiner Gestaltung und tbersichtlichen Gliederung bei.
Um die Voraussetzungen fur eine gute Entwicklung und langfristige Siche-
rung der Baume im StraRenraum zu schaffen, werden Pflanzstreifen von
2,0 m Breite als Pflanzraum vorgehalten. Die Begriinung dieser Flache un-
terstitzt die gestalterische Wirkung der Baume.

Private und 6ffentliche Flachen

Die festgesetzten Pflanzqualitaten (Mindeststammumféange bzw. Mindestho6-
he) fur anzupflanzende Baume und Straucher stellen einen Kompromiss
zwischen zeitnaher Erreichung der gewilinschten Wirkung und guter An-

wuchsgarantie dar.

Mit der zeitlichen Bindung fur die Umsetzung der Anpflanzungen soll eine zu
grol3e zeitliche Spanne zwischen Vollzug des Eingriffs und Erreichen der
ausgleichenden Wirkung verhindert werden. Um die angestrebte Wirkung
der festgesetzten Geholzpflanzungen dauerhaft sicher zu stellen, sind ab-
gangige Geholze durch Neupflanzungen zu ersetzen.

Die MalRnahmenflache im Geltungsbereich B (Teilflachen des Ackergrund-
stiickes, Gemarkung Olper, Flur 4, Flurstiick 166/391 in einer GroRRe von
7.900 m?) bietet aus ihrer in Nord-Sud-Richtung langgestreckten, wegebe-
gleitenden Lage heraus beste Voraussetzungen zur Erfillung der Planungs-
ziele des landschaftsplanerischen Rahmenkonzeptes.

Unterschiedlich breite Ruderalzonen mit Einzelbaumreihen im Wechsel mit
grolReren Feldgehdlzinseln tragen dazu bei, zum einen die in der ausge-
raumten Feldflur erforderlichen Strukturen zur Biotopvernetzung zwischen
Waldbereichen im Stiden und Norden herzustellen und zum anderen auch
unmittelbar Ergédnzungen zum vorhandenen Brut und Nahrungsbiotop des
vorhandenen Artenspektrums anzubieten.

Die MalRnahmen dienen auch der Verbesserung des Landschaftsbildes und
erhdéhen damit grundsatzlich die Erholungseignung.

Die attraktive Lage der MaRnahmenflache entlang eines vorhandenen Feld-
weges verspricht eine hohe Akzeptanz durch die Erholungssuchenden und
kann somit einen Beitrag zur Entlastung des empfindlichen Olper Holzes
leisten.

56,8 % der Ausgleichsmalinahmen/Kosten werden den Wohngebieten zu-
geordnet.

43,2 % der AusgleichsmalRBhahmen/Kosten werden den Verkehrsflachen zu-
geordnet.
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Bauliche MaRnahmen fiir den Einsatz erneuerbarer Energien, inshesondere
Solarenergie

Durch Stral3enfiihrung, Festsetzung der Gebaudestellung und geeigneter
Baumstandorte sind im Uberwiegenden Gebiet die stadtebaulichen Rahmen-
bedingungen fir die solare Energiegewinnung geschaffen. Die Optimierung
der Bedingungen wird in den Regelungen zu den (Haupt-)Baukorpern wei-
tergefthrt.

Solaranlagen werden insbesondere auf Dachflachen errichtet. Die entspre-
chenden Festsetzungen verbinden das technisch Notwendige mit stadtge-
stalterischen Anspriichen. Optimal zur Nutzung von Solarenergie sind Dach-
neigungen von 30° (insbesondere Photovoltaik) bis 45° - 60° (insbesondere
Solarthermie). Die Neigung von 45° ist die Ubers Jahr gerechnet im Durch-
schnitt guinstigste Neigung. Ein 60°-Dach ist hinsichtlich der Ausnutzung der
Wintersonne optimiert (Heizenergie). Eine Dachneigung von 60° wirde je-
doch unter Annahme einer Standardhausbreite von 10,0 m, die im vorliegen-
den Plangebiet voraussichtlich eher Uberschritten wird, zu verhaltnismalig
grol3en Gebaudehohen fihren. Gegenuber der westlich gelegenen einge-
schossigen Bestandsbebauung sowie am Ortsrand im Ubergang zur Land-
schaft wéaren die entstehenden Geb&aude mit einer Hohe von mindestens et-
wa 12,5 m deutlich tGiberdimensioniert (s.a. Kapitel 5.2 ,Mal3 der baulichen
Nutzung). Zudem waren auch die Unterschiede der innergebietlich zulassi-
gen Neigungswinkel ebenso wie die Abweichung von den in der Nachbar-
schaft bereits vorhandenen Dachneigungen zu grof3, um ein harmonisches
Ortsbild zu gewabhrleisten. Daher wird als Kompromiss zwischen solartechni-
schen und gestalterischen Aspekten der maximal zulassige Dachneigungs-
winkel mit 50° festgesetzt.

Da die Stral3en — und somit voraussichtlich auch die Grundstiicke bzw. die
Bebauung — nicht im gesamten Plangebiet strikt in Nord-Sud-Richtung aus-
gerichtet sind, wird in einem Teilbereich die Errichtung von Flachdachern
festgesetzt. Somit kann entweder die Stellung geneigter Solaranlagen auf
dieser Art von Déachern frei gewahlt werden, so dass sie auch auf den Ge-
bauden, die im sudlichen Ring parallel zur Stral3e errichtet werden, genau
nach Suden ausgerichtet werden kdnnen. Oder aber es werden Kollektoren
ohne Neigungswinkel ausgewahlt, die auf dem Flachdach aufliegen. Auf-
grund der variablen Anordnung (Ausrichtung nach Stden) kann mithilfe der
verstellbaren Winkel der Absorber innerhalb der einzelnen Vakuumréhren
ebenfalls die optimale Energieausbeute gesichert werden.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind trotz von der optimalen Ausrichtung
abweichender Stral3enfiihrung geneigte Décher festgesetzt. Diese Wahl der
Dachform ist eher stadtgestalterisch bedingt (s. Kapitel 5.8.1 ,Dacher’). Ei-
nerseits ist hier jedoch keine Firstrichtung vorgegeben, so dass die Baukor-
per — unabhangig von der Stral3enfihrung — so erstellt werden kdénnen, dass
die Dachflache nach Suiden ausgerichtet ist. Andererseits ist die Abweichung
von der optimalen Richtung so geringfiigig, dass der Wirkungsgrad der Kol-
lektoren auch bei parallel zur Stral3e errichteten Gebauden noch sehr hoch
ist.
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Die Festsetzung von Flachdachern in WA 3 ist ausschlie3lich stadtgestalte-
risch bedingt (s. Kapitel 5.8.1 ,Dacher’). Hier ware auch die Errichtung ge-
neigter Dacher auf parallel zu den Verkehrsflachen stehenden Gebauden
ohne Einschrankung hinsichtlich der Ausnutzung von Solarenergie maglich.
Eine Einschrankung des Wirkungsgrades ergibt sich hierdurch bei geeigne-
ter Konstruktion nicht.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes

Wie in Kapitel 4.5.6 ,Larm’ dargestellt, wird im dstlichen Geltungsbereich der
Orientierungswert der DIN 18005 fur allgemeine Wohngebiete beztglich
Verkehr nachts um bis zu 2 dB(A) Uberschritten. Zwar handelt es sich bei
den Angaben der DIN 18005 nicht um Grenzwerte. Grundséatzlich kdnnen —
entsprechend der Fachmeinung - Uberschreitungen des jeweiligen Orientie-
rungswertes um weniger als 3 dB(A) als ,nicht mal3geblich’ eingestuft wer-
den. Eine Uberschreitung von 1 dB(A) wird sogar als ,nicht messbar’ be-
zeichnet. Dennoch werden Festsetzungen zum Schutz vor nachtlichen Im-
missionen getroffen, um gesunde Wohnverhéltnisse — insbesondere einen
unbeeintrachtigten Schlaf — zu sichern.

Die Durchfuhrung aktiver Schallschutzmal3nahmen, wie das Errichten einer
Larmschutzwand entlang der Autobahnen A 391 und A 392, ware unverhalt-
nismaRig, insbesondere, da die geringfiigige Uberschreitung lediglich nachts
ermittelt wird. Ein Schutz von Freisitzen ist nicht zwingend notwendig, da hier
nicht die Werte, die dem né&chtlichen Ruhebedirfnis gerecht werden sollen,
veranschlagt werden missen. Um diese Freisitze dennoch vor den dstlich
des Baugebietes liegenden Emittenten zu schitzen, kdnnen sie auf der a-
bends attraktiveren Westseite der Gebaude angeordnet werden. Die im be-
troffenen Bereich Giberwiegend gewahlte Dachform (Flachdach) im Zusam-
menhang mit der festgesetzten Eingeschossigkeit bei einer zulassigen Ge-
baudehohe von 7,0 m kann hierfur durch geeignete Anordnung einer Dach-
terrasse auf der Westseite optimal genutzt werden.

Durch die festgesetzte Einzelhausbebauung besteht die Méglichkeit sehr fle-
xibler Grundrissgestaltung. Somit kénnen Fenster, die zur Luftung von
Schlaf- und Kinderzimmern benétigt werden, auf den von der Autobahn ab-
gewandten Gebaudeseiten angeordnet werden. Aufgrund der nur geringfugi-
gen Uberschreitung der nachtlichen Orientierungswerte ist auch eine Anord-
nung der Fenster auf Stid- bzw. Nordseiten moéglich. Die Anordnung zusatz-
licher Fenster nach Osten ist hiermit nicht ausgeschlossen.

Sollte dennoch die Anordnung von der Luftung dienenden Schlaf- bzw. Kin-
derzimmerfenster auf nach Osten ausgerichteten Gebaudeseiten notwendig
sein, sind die Immissionen durch den Einbau geeigneter Luftungseinrichtun-
gen zu reduzieren. Der Einsatz dieser Technik trdgt zudem zur Energieein-
sparung bei. Kontrollierte Luftungsanlagen finden derzeit hauptsachlich im
Passivhausbau Verwendung, wo sie sich bereits bewahrt haben.
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Emissionen durch die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Acker-

flache, die auf die Wohnbebauung einwirken (z. B. Larm / Staub wahrend der
Ernte) sind als nicht relevant zu bewerten.

5.8 Gestaltungsvorschriften

Ziel einer stadtebaulichen Planung ist es, neben einer Ordnung der Funktio-
nen in einem Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirkli-
chen, um insgesamt ein harmonisches Ortsbild und eine Integration in die
umgebende Landschaft zu erreichen. Dies gilt fur den vorliegenden Gel-
tungsbereich in besonderem Mal3e, da durch die Lage am Ortsrand auch die
Fernwirkung eine besondere Rolle spielt.

Dabei wird das Ortsbild vor allem durch die Gebaude (H6he, Dachneigung
und —farbe), aber auch durch die Aul3enanlagen, Begrinung und den Stra-
Benraum bestimmt. Da die stadtebaurechtlichen Festsetzungen allein nicht
ausreichen, die gewlnschte gestalterische Ordnung zu sichern, werden sie
durch Gestaltungsfestsetzungen ergénzt. Diese Festsetzungen gelten fur
das gesamte allgemeine Wohngebiet.

5.8.1 Dacher
Ein herausragendes Gestaltungselement eines Baugebietes ist das Dach.
Vor allen Dingen seine Form, Farbe und sein Volumen pragen das Gesamt-
bild einer Siedlung weithin sichtbar und entscheidend. Aber auch die einzel-
nen Stral3en- und FreirAume innerhalb und aul3erhalb der Siedlung werden
durch das Aussehen der Dacher stark beeinflusst.

Gerade in Kanzlerfeld als sehr jungem Stadtteil ist die Frage der Dachform
bisher sehr stringent gehandhabt worden. Errichtet wurden die fir den Ein-
familienhausbau der 70er Jahre typischen Flachdacher sowie Satteldacher.
Selbst in den 90er-Jahren wurde diese Stringenz in den neu errichteten
Siedlungsteilen beibehalten, wo ausschlief3lich die Errichtung von Sattelda-
chern zul&ssig ist.

Ublicherweise wird eine so strenge Festsetzung der Dachformen heute nur
noch in besonderen Fallen vorgenommen. Um einerseits der bisherigen ge-
stalterischen Strenge von Kanzlerfeld zu gentigen, andererseits aber den
Anspriichen heutiger Bauherren nach moglichst grof3er Baufreiheit entge-
genzukommen werden aus dem vielfaltigen Kanon an Dachformen Sattelda-
cher, gegeneinander versetzte Pultdacher und Flachdéacher zugelassen.

Die im westlichen Teilbereich (WA 1 und 2) zulassigen geneigten Dachfor-
men wurden aufgrund der am bisherigen Ortsrand festgesetzten Sattelda-
cher gewahlt, um durch diese Struktur die Baugebiete optisch miteinander zu
verbinden. Sie sind in ihrer Fernwirkung &hnlich und bieten gleichzeitig die
Madglichkeit sowohl einen eher traditionellen als auch einen sehr modernen
Baustil umzusetzen.

Die im 6stlichen Teilbereich (WA 3 und 4) festgesetzte Form (Flachdach)
wurde insbesondere gewahlt, um im sudlichen, im Stral3enraster nicht opti-
mal zur Ausnutzung von Solarenergie ausgerichteten Teil (WA 4) den mdgli-
chen Wirkungsgrad von Solaranlagen nicht einzuschranken (s. Kapitel 5.6
,Bauliche MaRnahmen fur den Einsatz von Solarenergie’). Auf Flachdachern
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konnen die Solaranlagen frei angeordnet werden. Somit ist auch bei einer
Gebaudestellung parallel zur Straf3enflihrung die Ausrichtung von Solaranla-
gen nach Suden mdglich. Um ein einheitliches, harmonisches Bild am Orts-
rand zu erreichen, wird diese Festsetzung auch fir den nordlichen Teilbe-
reich (WA 3) ibernommen, auch wenn hier zur Nutzung der Solarenergie
aufgrund der StralRenfiihrung auch die Errichtung von geneigten Dachern
maoglich gewesen ware.

Die dariiber hinaus heute typischen Formen Walmdach und Krippelwalm-
dach, die ebenfalls fur die Errichtung von Solaranlagen geeignet waren, ent-
sprechen im Einfamilienhausbau eher einem dérflichen bzw. landlichen Bau-
typus und sind daher unpassend fur Kanzlerfeld.

Ebenfalls ein Fremdkorper im Uberwiegend intakten Siedlungsgeflige von
Kanzlerfeld wéare die zurzeit im Kanon der Fertighausanbieter haufig angebo-
tene ,mediterrane’ Bauweise mit Zeltdachern. Dies gilt insbesondere, da die
hierflr Gblichen, relativ flachen Dachneigungen deutlich von den in Kanzler-
feld vorherrschenden abweichen.

Die gewéhlten Dachneigungen (WA 1 und WA 2) entsprechen nicht nur den
fur die Solarausnutzung guinstigen Winkeln sondern sind auch typisch fur die
gewahlten Dachformen. Zudem ist jede Dachform definiert. Hierdurch kann
erreicht werden, dass jede Dachform auch in ihrer klassischen Urform ver-
wirklicht werden kann, die jeweils ein in sich stimmiges Bild ergibt. So muss
ein Satteldach z.B. zwei gleich geneigte Dachflachen enthalten.

Durch die Festsetzungen kann einerseits eine angemessene Vielfalt an
Dachformen ermdglicht werden. Andererseits wird jedoch sichergestellt,
dass die klassischen Dachformen nicht so weit abgeandert werden, dass
hier unproportionierte Gebaude entstehen.

Hinsichtlich Material und Farbe der Dacher werden die Festsetzungen ent-
sprechend der angrenzenden Bebauung gewéhlt. Daher sind nur Dachpfan-
nen in roten bis rotbraunen Farbtdénen zulassig. Ferner wird eine Dachbe-
grinung allgemein zugelassen. Ausgeschlossen werden dadurch die Farben
hell- und dunkelblau, grin oder gelb etc. Ausgeschlossen werden ebenfalls
hochglanzende Dachpfannen, die auf Grund ihrer starken Leuchtkraft das
Erscheinungsbild zu stark dominieren wirden.

Die Flachen von z.B. Eingangsiberdachungen oder Dachflachen von Win-
tergarten werden von diesen Festsetzungen ausgenommen, da aufgrund ih-
rer Ublichen Dimension bzw. untergeordneten Lage am Baukdrper nicht zu
erwarten ist, dass sie eine stérende Fernwirkung entwickeln kénnen.
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Einfriedungen haben einen sehr grof3en Einfluss auf die gestalterische Wir-
kung der o6ffentlichen Bereiche eines Baugebietes. Gerade bei einer Einfami-
lienhausbebauung mit einer relativ dichten Abfolge von Grundstiicken wirde
bei freier Wahl des Materials und der Hohe der Einfriedung ein gestalterisch
nicht mehr vertretbares Bild des Freiraums, des Stra3enraumes und oOffentli-
cher Grunflachen entstehen kénnen. Gleichzeitig muss jedoch dem Bedurf-
nis nach einer Einfriedung der Grundstticke Rechnung getragen werden.

Einfriedungen entlang der offentlichen Griinflachen, der Planstral3e A sowie
der an das Plangebiet nordlich und sidlich angrenzenden Feldwege sind nur
als Hecken aus Laubgehdlzen zulassig - ggf. in Verbindung mit einem Zaun.
Hierdurch entsteht ein flieRender Ubergang von den Hausgarten zu den 6f-
fentlichen Grunflachen.

An sonstige 6ffentliche Flachen angrenzende Grundstiickseinfriedungen
kdnnen dartber hinaus auch als Holzzaune, Zaune mit Metallstaben sowie in
Naturstein, rotem Klinker oder im Material der Fassade des Hauptgebaudes
errichtet werden. Damit wird den kinftigen Grundstiickseigentiimern eine
moglichst groRe Auswahl zur Gestaltung der Einfriedung gegeben. Durch die
gewahlten Materialien werden klare Raumkanten im offentlichen Stral3en-
raum gebildet, die durch die lebendig strukturierten Oberflachen der Gefahr
der Monotonie entgegenwirken. Gleichzeitig harmonieren diese Materialien
auch als Kombination tber die Grundstucke hinweg miteinander.

Die Hohe baulicher Einfriedungen entlang 6ffentlicher Flachen wird auf
1,20 m begrenzt um die Raum- und Gestaltwirkung sowie die Blickverbin-
dungen im Raum nicht einzuschranken.

Die insbesondere durch die ErschlieBung bedingte Lage eines Teils der
Wohngarten zu ErschlieBungsflachen sowie Ful3- und Radwegen innerhalb
der Griunflachen werden zur Abschirmung Sichtschutzwande erfordern. Die-
se werden allerdings nur in dem Male (Lange, Hohe) zugelassen, wie sie
zum wirksamen Schutz des Wohngartens tatséachlich notwendig sind. Damit,
wird gleichzeitig verhindert, dass solche Anlagen die 6ffentlichen Raume op-
tisch einengen und stérend pragen. Aus diesem Grund sind die Anlagen
auch nur innerhalb der Uberbaubaren Flachen zuléassig. Mit Rucksicht auf
das angestrebte harmonisch gestaltete Stral3enbild sollen die Materialien
und Farben dieser Wande den jeweiligen Hauptgebduden angepasst oder in
Holz ausgefuhrt werden.

Zur zentralen Errichtung einer Trafostation ist im Bereich des Quartiersplat-
zes eine Flache fur Versorgungsanlagen festgesetzt. Um den besonderen
gestalterischen Anforderungen eines solchen Platzes gerecht zu werden, ist
dieses technische Bauwerk einzugrinen.
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Aufgrund der von Wertstoffcontainern ausgehenden Belastigungen wurde
ein Standort gewahlt, der zwar wohngebietsnah und somit gut erreichbar,
aber dennoch mdglichst weit entfernt von der nachsten Wohnbebauung ge-
legen ist. Die gewahlte Lage auf der Sudseite der PlanstraRe A im Ubergang
zu den landwirtschaftlichen Flachen bedingt ebenfalls besondere gestalteri-
sche Anforderungen. Die gewahlten Materialien bieten zum einen ausrei-
chend Schutz vor eventuell umher fliegendem Mull bei gleichzeitiger Siche-
rung der guten Bedienbarkeit bzw. Leerung der Container. Zum anderen wird
die Container-Anlage weniger stérend in die Landschaft eingebunden.

Eine Verletzung der Gestaltungsvorschriften bedeutet eine Ordnungswidrig-
keit.

Weitere Infrastruktur

Technische Infrastruktur:

Die Versorgung mit Strom, Gas bzw. Fernwarme und Wasser erfolgt durch
Anschluss an das vorhandene Netz der en.bs GmbH. Die hierfur notwendi-
gen neu zu verlegenden Leitungen wie auch der Anschluss an das bereits

vorhandene Telekommunikationsnetz der Telekom AG werden im Bereich

der offentlichen bzw. privaten Verkehrsflache verlegt. Leitungsverlegungen
zur &ulReren Erschlie3ung mit Gas / Fernwarme und Wasser missen in ei-
nem geringen Umfang durchgefiihrt werden, da eine Verstarkung der Ver-

sorgungsleitungen notwendig ist.

Aufgrund der Bodenverhaltnisse (s. Kapitel 4.5.3 ,Boden’) ist eine Versicke-
rung des Niederschlagswassers auf den Grundstticken nicht mdglich. Bereits
heute ist eine Drainage der Ackerflachen notwendig. Durch die zuséatzliche
Versiegelung der Flachen wirden die vorhandenen Anlagen zur Beseitigung
des Niederschlagswassers in Kanzlerfeld (Graben, vorhandene Regenriick-
haltebecken) Uberlastet. Die Anbindung des Baugebietes an das im Kanzler-
feld vorhandene Entwasserungsnetz ist fir Regenwasser nicht méglich, da
die Kapazitaten ausgeschdopft sind. Daher ist die Errichtung eines neuen Re-
genwasserkanals entlang der 6stlichen Grundstiicksgrenze des Gelandes
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) vorgesehen. Zur Ver-
meidung von Uberschwemmungen bei Starkregenereignissen wird zudem
ein Regenrtckhaltebecken mit einem Fassungsvermdgen von 3.000 m3
nordlich des Feldweges errichtet.

Die Ableitung von Schmutzwasser erfolgt durch Anbindung an das vorhan-
dene Netz Richtung Dorothea-Erxleben-Stral3e.

Die innerhalb der offentlichen Grinflache B verlaufende Gashochdrucklei-
tung ist im Bebauungsplan gekennzeichnet. Hierflr ist ein Schutzstreifen von
insgesamt 10 m zu beachten, in dem keine MalRnahmen durchgefihrt wer-
den dirfen, durch welche die Leitung beschadigt werden kdnnte (z.B. An-
pflanzung tiefwurzelnder Gehdélze).
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Soziale Infrastruktur:

Grundsatzlich ist der Bedarf an Platzen in Kindertagesstatten (Kita), der sich
durch die neue Wohnbebauung ergibt, gedeckt. Unter Umstanden kann bei
einer relativ zigigen Vermarktung und Inanspruchnahme der Bauplatze
durch kinderreiche Familien zu Beginn ein kurzfristig erhéhter Bedarf an Kita-
Platzen gegeben sein. Sofern diese Entwicklung im Zuge der Vermarktung
erkennbar wird, ware zur Deckung dieses mdglichen kurzfristigen Bedarfs
eine Interimslosung zu finden.

Die durch das neue Baugebiet hinzukommenden Schuler kénnen in der
Grundschule Lehndorf-Siedlung aufgenommen werden.

Der durch das Niedersachsische Spielplatzgesetz (NSpPG) vorgegebene
Mindestbedarf an Spiel- und Jugendplatzflachen ist in Kanzlerfeld auch unter
Bericksichtigung der neuen Wohnbebauung gedeckt. Aufgrund der Weiter-
fuhrung des in Kanzlerfeld typischen Ful3- und Radwegenetzes - gebietsin-
tern durch die Grunzige — kdénnen diese Flachen auf sicheren Wegen er-
reicht werden.

Die Anforderungen der in Braunschweig Ublicherweise zur Bemessung zu
Grunde gelegten DIN 18034 ,Spielplatze und Freiraume zum Spielen’ sind
hinsichtlich der Flachengré3en hoher. Beziglich der Kinderspielplatze wer-
den in Kanzlerfeld weiterhin auch die Anforderungen der DIN 18034 erfullt.
Nach dieser Bemessungsgrundlage besteht jedoch bereits ohne das neue
Wohngebiet ein deutlicher Bedarf an Spielflachen fur Jugendliche.

Zum einen wird dieser Bedarf also nicht durch die Umsetzung der vorliegen-
den Planung ausgel6st, sondern nur relativ geringfuigig erhoht. Zum anderen
bietet die Struktur des Gebietes mit der lockeren Einfamilienhausbebauung
und grofR3en Garten, verkehrsberuhigten Strafl3en sowie grof3ziigigen offentli-
chen Grinflachen ausreichend Bereiche fur Aufenthalt, Bewegung und Spiel
im Freien. Daher wird zunachst die Deckung des Mindestbedarfs als ausrei-
chend angesehen.

Kampfmittel

Im Geltungsbereich A wird 6stlich der Grundstiicke Dorothea-Erxleben-
Stral3e 40 A — 50 in der Kampfmittelbelastungskarte eine leichte Bombardie-

rung dargestellt ¥9Fdem—Beg+nnA+e#EFdaneﬁen—|st—wd+esem—BeFe+ehﬂaus
Q—Wel%leneg—dweh%u#uh#en D|e notwendlge Sondlerung auf Bombenbllnd-

ganger wurde ohne besondere Funde abgeschlossen.

Sollten beidieserSendierung-oder bei Erdarbeiten im Gebiet Bembenblind-
gangereder andere Kampfmittel gefunden werden, ist die Integrierte Regio-

nalleitstelle der Feuerwehr Braunschweig, Fachbereich 37

(Tel.: 0531 — 2345-420) sowie das Dezernat 23 — Kampfmittelbeseitigung
(Tel.: 0511 — 109-6302) oder die zustandige Polizeidienststelle zu benach-
richtigen. Die notwendige Rdumung erfolgt im Rahmen der verfigbaren
Mdglichkeiten auf Kosten des Landes.
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Gesamtabwagung

Mit der vorliegenden Planung wird aufgrund der anhaltend hohen Nachfrage
nach Baugrundsticken fur Ein- und Zweifamilienh&user ein angemessenes,
das bisherige Spektrum erganzende Angebot geschaffen werden. Dadurch
wird der fur Braunschweig nachteiligen Stadt-Umland-Wanderung entgegen-
gewirkt. In deren Folge wirden die auf das Oberzentrum Braunschweig ge-
richteten Ausbildungs- und Berufspendlerstrome weiter wachsen, mit den
bekannten Auswirkungen auf die Umwelt und den Naturhaushalt. Zudem be-
deutet eine weiter steigende Stadt-Umland-Wanderung eine weitere Zersie-
delung der bisher noch weitgehend unbelasteten Aul3enbereiche. Darliber
hinaus tragt die Umsetzung der Planung zu einer Starkung der bereits be-
stehenden Infrastruktureinrichtungen bei.

Durch den Bebauungsplan werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet.
Durch die Festsetzung eines mdglichst geringen Versiegelungsgrades sowie
einer groRzugigen Ortsrandeingriinung werden die Eingriffe minimiert. Die
Ortsrandeingriinung tragt zur Einbindung des kompakten Siedlungskdrpers
in die Umgebung bei und bietet gleichzeitig zusatzliche Flachen zur Naher-
holung. Die verbleibenden erheblichen Eingriffe werden durch die land-
schaftsgerechte Bepflanzung einer bisher intensiv genutzten Ackerparzelle
mit Einzelbdumen, Feldgehdlzinseln und extensiver Ruderal- / Wiesenfla-
chen entlang eines 6stlich des Gebietes gelegenen Feldweges ausgegli-
chen. Erhebliche Beeintrachtigungen besonderer Schutzgiter von Natur und
Landschaft verbleiben somit nach Realisierung aller MalZnahmen nicht.

Den geringflgigen Beeintréachtigungen durch Schallimmissionen seitens der
Autobahnen A 391 und A 392 wird durch geeignete Mal3hahmen begegnet.
Eine wahrnehmbare zusatzliche Belastung der bestehenden Nutzung durch
das neue Wohngebiet erfolgt nicht.

Dem Verlust an wertvollen Ackerflachen wird der anhaltende Bedarf an
Grundstiicken mit Einfamilienhausbebauung auch aul3erhalb der innerstadti-
schen Lagen gegenubergestellt. Durch die Bereitstellung der Flachen am
Rand des attraktiven Ortsteils Kanzlerfeld kann eine weitere Zersiedelung
der AulRenbereiche zumindest vermindert werden. Im landlichen Umland
bleiben entsprechend die landwirtschaftlichen Flachen im gré3eren Umfang
erhalten.

Aus den genannten Grinden ist in der Gesamtabwégung die vorgesehene
Planung mit einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung, den sozialen,
wirtschaftlichen und umweltschitzenden Anforderungen auch in Verantwor-
tung gegeniber kinftigen Generationen vereinbar. Insbesondere sind die
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse, die
Wohnbeddurfnisse der Bevdlkerung, die Eigentumsbildung sowie die Belange
des Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinander gerecht abgewo-
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gen worden. Durch die vorliegende Planung werden die stadtebaulichen Zie-
le der Entwicklung von Wohnbauland erreicht.

7 Zusammenstellung wesentlicher Daten
Geltungsbereich A:
Nettobauland (WA) ca. 71.100 m2
offentliche Verkehrsflache ca. 11.660 m?
davon: StraBenverkehrsflache ca. 10.420 m2
[davon bereits versiegelt / als Verkehrsfla-
che festgesetzt:
Teilbereich PlanstraBe A — B-Plan OE 29 ca. 828 m2
Teilbereich Planstral’e A - Feldweg ca. 914 m?]
Geh- und Radweg / Feuerwehrnebenzu- ca. 400 m2
fahrt
Quatrtiersplatz ca. 840 m?
Offentliche Grunflache ca. 23.760 m2
gesamt: ca. 106.520 m2
Geltungsbereich B: ca. 7.900 m2
Geltungsbereich C: ca. 9.000 mz
8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes
8.1 Malnahmen

Die Ackerflachen nérdlich des der ErschlieRung dienenden Feldweges (Gel-
tungsbereich A) befinden sich zum Teil bereits im Eigentum der stadtischen
Grundsticksgesellschaft GGB mbH. Der Erwerb der fehlenden Grundstlicke
ist durch notarielle Angebote gesichert. Zum Erwerb der fur die Errichtung
des Regenrlickhaltebeckens bendtigten Flache (Geltungsbereich C) werden
zurzeit noch Grundstiicksverhandlungen gefuhrt.

Zur verkehrlichen ErschlieBung des Wohngebietes ist der Erwerb eines Tei-
les des Feldweges sudlich des Wohngebietes durch die GGB mbH notwen-
dig.

Der notwendige Ausbau des Kanalnetzes fir die Entsorgung wird durch den
Eintrag einer Grunddienstbarkeit auf den jeweiligen Grundstiicken gesichert
(Flache aulRerhalb des Geltungsbereiches).

Die Flachen zur Entwicklung externer AusgleichsmalRnahmen (Geltungsbe-
reich B) befinden sich bereits im Eigentum der Stadt.

Als weitere Voraussetzung fur die Realisierung der Planung neben dem noch
notwendigen Grundstiickerwerb bzw. dem Eintrag von Grunddienstbarkeiten
sind im Wesentlichen die Umsetzung der ErschlieRungsmal3nahmen (Stra-
Renbau, Ver- und Entsorgung, Regenrickhaltebecken) zu nennen. Hierzu
gehoren auch die Erttichtigung der Gas- und Wasserleitungen im An-
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schlussbereich bzw. der Anschluss an das Fernwarmenetz sowie der Aus-
bau des Regen- und Schmutzwasserkanalnetzes. Ebenso ist der Anschluss
an die Dorothea-Erxleben-Stral3e sowie deren in West-Ost-Richtung fuhren-
dem Teilbereich in ausreichender Fahrbahnbreite mit Geh- und Radweg
auszubauen.

Die Herrichtung der 6ffentlichen Grinflachen sowie der Ausgleichsflachen
kann sukzessive mit Erfolgen der Bebauung durchgefihrt werden.

Kosten und Finanzierung

Durch die Umsetzung der Planung entstehen der Stadt Braunschweig keine
Kosten. Die folgenden geschéatzten Kosten fir Entwasserungsmal3nahmen
(sogenannte Besondere MalRnahmen gemald Abwasserentsorgungsvertrag
fur ErschlieBungsgebiete) werden von der Stadtentwasserung Braunschweig
ubernommen und Uber Abwassergeblhren refinanziert.

Innere ErschlieBung (Geltungsbereich A): ca. 1.150.000,- €
AuRere ErschlieBung: ca. 800.000,- €

Die auRRere ErschlieRung beinhaltet neben der Herstellung des Regenrtick-
haltebeckens (Geltungsbereich C) nicht den notwendigen Grundsttickser-
werb sowie die grundbuchliche Sicherung der Leitungstrasse aul3erhalb des
Geltungsbereichs. Zurzeit werden die entsprechenden Grundstticksverhand-
lungen gefihrt.

Durch einen Folgekosten- bzw. Erschliel3ungsvertrag verpflichtet sich die
Grundstucksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB mbH) als Projektentwick-
lerin zur Ubernahme der tbrigen im Zusammenhang mit der Entwicklung des
Baugebietes entstehenden Kosten. Dies beinhaltet auch 50 % des Kosten-
aufwandes fir die innere ErschlieBung, der fir die Regenentwéasserung der
ErschlielRungsstral3en entsteht.

Fur den Ausbau der Erschlielungsstral3e im Bereich der Grundstlicke Doro-
thea-Erxleben-Stral3e 18 — 18 B und 20 sind von den Anliegern keine Er-
schlieBungsbeitrage zu zahlen. Auch diese Kosten werden vertragsgemar
von der GGB mbH Ubernommen.

Bodenordnende und sonstige MaRnahmen, fir die der Bebauungsplan
die Grundlage bilden soll

Die noch erforderlichen Flachen fir den Ausbau der PlanstralRe A sowie dem
Ausbau des Regenriickhaltebeckens sollen freih&ndig erworben werden.

Sofern vertragliche Regelungen nicht méglich sind, kann die Inanspruch-
nahme privater Flachen fur offentliche Zwecke entsprechend den Festset-
zungen des Bebauungsplanes durch Enteignung erforderlich werden.





		1 Rechtsgrundlagen - Stand: 2. Februar 2009 -

		2 Bisherige Rechtsverhältnisse

		3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

		4 Umweltbericht

		5 Begründung der Festsetzungen

		6 Gesamtabwägung

		7 Zusammenstellung wesentlicher Daten

		8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

		9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundlage bilden soll




Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
<Am Buchenberg*

Anlage 6
Stand: 13. Marz 2009

OE 38

Behandlung der Stellungnahmen, die im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit
gemal 8§ 3 (2) BauGB, die vom 16. Dezember 2008 — 16. Januar 2009 durchgeftihrt

wurde, eingegangen sind.

Stellungnahme Nr. 1
Schreiben vom 12. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

»Zum vorliegenden Entwurf des Bebau-
ungsplanes mdchten wir uns als Orts-
randbewohner wie folgt aulRern:

Die Ortsrandlage wurde von uns bewusst
gewahlt mit freiem Blick in die offene
Landschaft und entsprechender Gestal-
tung unseres Hauses. Dabei haben wir
auch negative Sachverhalte in Kauf ge-
nommen, wie weite Wege zu 6ffentlichen
Verkehrsmitteln, Einkaufsstatten, medizi-
nischen Einrichtungen.

Durch das neue Baugebiet bleiben diese
Nachteile erhalten, hinzu kommt eine
deutliche Verschlechterung der Wohnla-

ge.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Bebauungsplan ,Am Buchenberg*
sieht einen Grinstreifen zur alten Orts-
randlage vor. Dieser Grunstreifen ist im
Norden ausreichend breit gestaltet, ver-
jungt sich nach Siden hin und ver-
schwindet schlief3lich ganz.

Der im Bebauungsplan OE 38 ,Am Bu-
chenberg’ festgesetzte Grundstreifen ist
die Erganzung des bereits vorhandenen
Grinstreifens, der im Bebauungsplan OE
29 [Kanzlerfeld-Nordost’ festgesetzt ist. In
dem Bereich, in dem im vorliegenden
Bebauungsplan keine 6ffentliche Grunfla-
che entlang der westlichen Geltungsbe-
reichsgrenze festgesetzt wird, ist die be-
reits vorhandene o6ffentliche Grunflache
mit einer Breite von ca. 22 m ausreichend
dimensioniert.

Der Grunstreifen sollte mit Rucksicht auf
die Bewohner am alten Ortsrand Uber
seine gesamte Lange mit einer ange-
messenen Breite gefiihrt werden. Dem-
entsprechend wurde die neue Bebauung
am westlichen Rand um eine Hauserreihe

Der Grunstreifen ist mit einer Mindest-
breite von 10 m ausreichend dimensio-
niert. Ein in grol3en Abschnitten deutlich
breiterer Grinstreifen wiirde den Zu-
sammenhang innerhalb des neuen Orts-
teils mit Kanzlerfeld nicht mehr erkennbar
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reduziert werden.

machen. Fir einen innerdrtlichen Grin-
streifen ist die Dimension bereits sehr
grof3ziigig gewahlt.

Wie aus dem Nutzungsbeispiel hervor-
geht, ist neben anderen Grundstticken
insbesondere unser Grundsttick 52 A von
einer zu dichten Bebauung betroffen.

Die Mindestbreite des Grinstreifens ent-
lang des genannten Grundstiickes be-
tragt etwa 15 m. Zudem ist die Baugren-
ze des betreffenden allgemeinen Wohn-
gebietes (WA 1) mit einem Abstand von
5,0 m zur o6ffentlichen Grunflache festge-
setzt. Lediglich Garagen und Nebenanla-
gen durfen diese Baugrenze um bis zu
4,0 m Uberschreiten. Eine zu dichte Be-
bauung oder ein zu starkes Heranriicken
ist nicht erkennbar.

Die aus der Begriindung und dem Um-
weltbericht des Bebauungsplanes ersicht-
lichen Argumente wie:
Erheblicher Eingriff in Natur und Land-
schatft
Verlust an wertvollen Ackerflachen
Versiegelung und damit nachhaltige
Zerstérung naturlicher Bodenfunktio-
nen
Zurickdrangung geschutzter Tierarten
Beseitigung einer Offenlandstruktur far
die siedlungsnahe Erholung
Wegfall einer bioklimatisch wertvollen
Freiflache
Negative Auswirkungen auf ein Was-
serschutzgebiet
Keine Anbindung an den offentlichen
Personennahverkehr

sprechen grundsatzlich gegen eine Be-
bauung.

Der Belang ,Umweltschutz’, dem die ge-
nannten Punkte Uberwiegend zuzurech-
nen sind, steht in der Abwéagung gleich-
rangig neben anderen 6ffentlichen und
privaten Belangen. Somit sprechen die
genannten Aspekte nicht grundsétzlich
gegen eine Bebauung. Vielmehr sieht der
Gesetzgeber Moglichkeiten des Aus-
gleichs nachteiliger Auswirkungen auf die
Umweltbelange vor (8 1a BauGB), wenn
dem Belang einer angemessenen Wohn-
raumbereitstellung eher gefolgt werden
soll.

Eine ausfiuhrliche Auseinandersetzung
mit den Belangen der einzelnen Schutz-
guter wird in Kapitel 4 ,Umweltbericht’ der
Begriindung zum Bebauungsplan vorge-
nommen. Bezlglich der angemerkten
negativen Auswirkungen auf ein Wasser-
schutzgebiet ist festzustellen, dass diese
sich auf eine Reduzierung der Grund-
wasserneubildungsrate beschréanken.

Diese Auswirkung sowie die genannten
Beeintrachtigungen der tbrigen Schutz-
guter werden durch die planerisch fest-
gesetzte Einschrankung der zuléassigen
Versiegelung sowie durch Festsetzungen
zur gebietsinternen Durchgriinung deut-
lich minimiert. Ebenso wirken sich die
Festsetzungen zur Siedlungsgliederung
durch Griinzlige sowie zur extensiven
Gestaltung einer breiten 6ffentlichen
Griunflache am 6stlichen Siedlungsrand
eingriffsmindernd auf alle Schutzguter
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aus.

Die verbleibenden Eingriffsfolgen, die
durch die Bebauung entstehen, werden
durch die Festsetzung geeigneter Mal3-
nahmen ausgeglichen: Entlang eines na-
hegelegenen Feldweges werden im
Wechsel Baumreihen und Geholzpflan-
zungen auf extensiv genutzten Wiesen-
flachen festgesetzt. Diese wirken sich
positiv auf Tier- und Pflanzenwelt, auf die
Schutzguter Boden und Wasser sowie
auf den Erholungswert und das Land-
schaftsbild aus. Somit werden Flachen-
verluste bzw. Beeintrachtigungen ihrer
Funktionen in geeigneter Weise eingriffs-
nah ausgeglichen und die Eingriffsfolgen
auf ein unerhebliches Mal3 reduziert wer-
den.

Eine ausfluhrliche Erlauterung hierzu fin-
det sich in der Begrindung in Kapitel
4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung’.

Die OPNV-ErschlieRung weist zurzeit
tatsachlich Mangel auf. Auch wenn eine
gute Anbindung winschenswert wére,
besteht allerdings kein Anspruch darauf.
Grundsatzlich ist eine ErschlieBung des
Baugebietes aufgrund der vorhandenen
StralRenquerschnitte und —fihrung jedoch
nicht ausgeschlossen. Moglicherweise
konnte der Zuzug potentieller Neukunden
zumindest die Anbindung durch Anruf-
sammeltaxen rentabel machen.

Ebenso sind die hohen ErschlielRungs-

und Folgekosten wie:
Neubau eines kompletten Entwéasse-
rungsnetzes Uber weite Entfernungen
Aufwandige Kampfmittelsondierung
und eventuell —beseitigung
Kostenaufwandige Larmschutzwande
bei weiter zunehmendem Autobahn-
verkehr

aus Sicht des Steuerzahlers nicht vertret-
bar.

Die Errichtung von Larmschutzwéanden
entlang der Autobahn ist im Zusammen-
hang mit der vorliegenden Planung weder
vorgesehen noch notwendig, da durch
eine geeignete Bauweise der Wohnge-
baude der Larmschutz sichergestellt wer-
den kann. Den Bauherren entstehen
hierdurch keine unzumutbaren Belastun-
gen.

Durch die Umsetzung der Planung ent-
stehen der Stadt Braunschweig — und
somit dem Steuerzahler — keine Kosten.
Die Kosten der Entwasserung werden
zum Teil von der Grundstiucksgesell-
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schaft Braunschweig (GGB) tbernom-
men (50 % des Kostenaufwandes fir die
innere ErschlieBung, der fur die Regen-
entwéasserung der Erschlie3ungsstralien
entsteht) und auf den Grundstickskauf-
preis umgelegt. Die Ubrigen Kosten tragt
die Stadtentwasserung Braunschweig
(SEBS), die sie uber die Abwassergebulh-
ren refinanziert.

Grundsatzlich muss bei der Entwicklung
neuer Baugebiete immer davon ausge-
gangen werden, dass ein neues Lei-
tungsnetz erforderlich wird, da das be-
reits vorhandene ausgelastet ist.

Die Kampfmittelsondierung auf einem
sehr kleinen Teilstlick des Geltungsbe-
reichs wird von der GGB vorfinanziert.
Die Kosten werden Ublicherweise beim
Verkauf auf den Grundstickspreis umge-
legt.

Die Notwendigkeit einer aufwandigen
Kampfmittelraumung hat sich aus der
mittlerweile durchgefiihrten Sondierung
nicht ergeben.

Der als Gegenargument angefuhrte hohe
Bedarf an Grundstiicken mit Einfamilien-
hausbebauung in Braunschweig lasst
sich bei stagnierender Einwohnerzahl mit
geringem Familienanteil (Quelle: Ber-
telsmann Stiftung, Wegweiser Kommune)
und ausreichend vorhandenen Baugebie-
ten nicht nachvollziehen.”

Die Zahlen, die die Stadt Braunschweig
zur Ermittlung ihres Wohnbaulandbedarfs
heranzieht, entsprechen dem mittleren
Szenario des GEWOS-Gutachtens aus
dem Jahr 2003. Hierbei wird weder von
einem Ubermafigen Wachstum der Be-
volkerungszahlen noch von einer voll-
stéandigen Stagnation ausgegangen. Die
Betrachtung des Wohnbedarfs verlangt
vielmehr eine differenzierte Analyse.

Selbst bei abnehmender Gesamtbevdlke-
rung wachst der Bedarf an Wohnbauland.
Dies bedingt sich z.B. aus zunehmend
kleineren HaushaltsgroRen bei wachsen-
dem Flachenbedarf pro Person. Zudem
ist der Wunsch nach Eigentumsbildung
ungebrochen. In einer aktuellen Studie
der GEWOS fur den Nds. Verband der
Wohnungswirtschaft (Entwicklung der
Wohnungsmarkte in Bremen und Nieder-
sachsen — 2020), erstellt im November
2008, wird zwar fur Braunschweig insge-
samt ein ausgeglichener Wohnungsmarkt
mit perspektivisch moderater Leerstands-
rate festgestellt. Jedoch zeigt dieses
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Gutachten in der differenzierten Analyse
auch, dass der Wohnungsuberhang ins-
besondere im Mietwohnungsbau besteht.
Im Sektor ,Ein- bis Zweifamilienhauser im
Eigentum’ — und hier insbesondere im
Bereich der grof3en Wohneinheiten, be-
steht nach wie vor ein deutlicher Nach-
fragetberhang. Genau dieser Sektor wird
im Baugebiet ,Am Buchenberg’ bedient.

Die Stadt Braunschweig ist weiterhin be-
strebt, ausreichend Bauland in unter-
schiedlicher Auspragung und Lage anzu-
bieten. In den letzten Jahren wurden auf-
grund der entsprechenden Nachfrage
vornehmlich Baugebiete mit relativ klei-
nen Grundstiicken (< 700 m?2) entwickelt.
Mittlerweile werden auch wieder vermehrt
grolRere Grundsticke nachgefragt, die mit
dem vorliegenden Baugebiet angeboten
werden sollen.

Die vorsorgende Bereitstellung von Bau-
land dient dazu, auf Dauer die Abwande-
rung von Burgern ins Umland zu verhin-
dern, um die nachteiligen Folgen einer
Abwanderung — z.B. zusatzlicher Ver-
kehr, Steuerverluste bei gleich bleibend
hohen Infrastrukturausgaben - mdglichst
zu vermeiden.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 2
Schreiben vom 13. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

,Der zurzeit in lhrem Hause einzusehen-
de Bebauungsplan OE 38 ,Am Buchen-
berg” ist fir unseren Verband von beson-
derer Bedeutung, da er einen erheblichen
Eingriff in unserer Feldmark beinhaltet.

Es handelt sich hierbei um den geplanten
Pflanzstreifen auf dem stadtischen
Grundstick Flur 4, Flurstiick 166/391.
Der Feldmarksrealverband Olper lehnt
dieses Vorhaben grundsétzlich ab.

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.
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Aus unserer Sicht gehdrt diese Anpflan-
zung an den Rand der Siedlung und nicht
mitten in die Feldmark.

Die landwirtschaftliche Struktur wird hier-
durch erheblich verandert und die Bewirt-
schaftung der anliegenden Flachen un-
gunstig beeinflusst.

Die Lage der Ausgleichsflache entspricht
den Zielen des vorbereitenden land-
schaftsplanerischen Rahmenkonzeptes
(s. Begrundung Kap. 4.6.1). Danach ist
es erklartes Ziel der Freiraum- und Land-
schaftsplanung, durch geeignete Mal3-
nahmen sowohl die generelle Erholungs-
eignung als auch den biotopvernetzenden
Waldanteil in der freien Feldflur zu
verbessern bzw. zu vergro3ern.

Auf Grundlage des genannten Rahmen-
konzeptes hat die Stadt Braunschweig im
genannten Planungsraum bereits um-
fangreich Flachen erworben. Der Erwerb
erfolgte somit in der Absicht, die Flachen
langfristig der landwirtschaftlichen Nut-
zung zu entziehen und sie als Poolfla-
chen fur die Umsetzung von MalRnahmen
des Natur- und Landschaftsschutzes zu
vorzuhalten.

Die Lage des Flurstickes im Geltungsbe-
reich B ist fur die Umsetzung der genann-
ten Ziele gunstig. Wie im Begrindungs-
text im Einzelnen erlautert, erfillt es in
paralleler Lage zu einem fur die Naherho-
lung geeigneten Feldweg und seiner in
Nord-Sud-Ausdehnung vernetzenden
Funktion zwischen dem Olper-Holz und
den randlich Waldgebieten der PTB beide
Anspriche in geeigneter Weise. Es wird
nicht verkannt, dass in unmittelbarer Na-
he, z.B. durch Verschattungen, Ertrags-
minderungen entstehen kdnnen. Die auf-
gefuhrten positiven Effekte einer Vernet-
zung oder der Schaffung von Lebens-
raum fur Kleinlebewesen werden jedoch
als gewichtiger eingestuft als die klein-
raumigen Veranderungen der landwirt-
schaftlichen Flachen.

Der in Nord-Sud-Richtung verlaufende
Feldweg ist eine wichtige Verkehrsver-
bindung bei landwirtschaftlichen Trans-
porten (Getreide- und Rubenabfuhr z. T.
mit Schwerlastfahrzeugen) und darf kei-
neswegs von Uberwachsenden Zweigen
in seiner Breite eingeschrankt werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bei der Umsetzung der Planung
wird durch die Wahl der Art und der ge-
nauen Standorte der festgesetzten Laub-
baume dem Hinweis gefolgt, soweit dies
mit den Zielen der Gesamtkonzeption der
Freiraum- und Landschaftsplanung ver-
einbar ist.

Auch wird die unerlaubte Ablagerung von
Mull in diesem Gehdlz nicht ausbleiben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.
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Wir bitten Sie deshalb, diese Planung
noch einmal zu Gberdenken und hoffen
auf eine einvernehmliche Lésung.”

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 3
Schreiben vom 12. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

»+Aus der Planung obengenannter Bau-
planung ist zu entnehmen, dass auf dem
stadtischen Ackerland in Olper, Flur 4,
Flurstiick 166/391, eine Teilanpflanzung
mit Baumen vorgesehen ist.

An beiden Stirnseiten dieses Grundsti-
ckes ist vorgesehen, die Anpflanzungen
bis an die Grenze meines Ackerlandes
Olper, Flur 4, Flurstiick 165/391, vorzu-
nehmen.

Hiergegen erhebe ich Einspruch.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Ich erwarte, dass hier ein Grenzabstand
von 20 Metern eingehalten wird. Austrei-
bende Baumwurzeln kénnen sonst eine

Verstopfung und Beschadigung des vor-
handenen Dranage verursachen.

Aul3erdem ist zu beflrchten, dass im
Laufe der Jahre Behinderungen bei der
Bodenbearbeitung durch Wurzelmassen
auftreten. Diese zu entfernen und zu ent-
sorgen verursacht unnotige Kosten.

Als langjahrig tatiger Landwirt habe ich
vielfach die Erfahrung machen muissen,
dass die Wurzeln von Baumen und
Strauchern weit Gber den Umfang der
Baumkronen hinaus in fruchtbares Acker-
land vordringen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bei der Umsetzung der Planung
werden die Anpflanzungen unter Beach-
tung der rechtlich notwendigen Abstande
durchgefihrt.

Ich hoffe, dass mein Anliegen in lhrer
weiteren Planung bertcksichtigt werden
kann.*

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:
Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
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lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 4
Schreiben vom 14. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

,Das neue Baugebiet ,Am Buchenberg"
ist durch die gréRere Nahe zur Autobahn,
der AnschlieBung Uber nur eine Stral3e,
wegen der kleineren Grundstiicke und
der weiteren Entfernung zum 6ffentlichen
Verkehrsnetz deutlich weniger attraktiv
als das stadtearchitektonisch gelungene
alte Baugebiet Dorothea-Erxleben-
Stral3e. Das heil3t, das alte Baugebiet
verliert Attraktivitat (und Wert). Dies wird
naturlich mittelfristig zu einer Anderung
der Eigentimerstruktur innerhalb des al-
ten Baugebietes fuhren und die Einnah-
men der Stadt mindern.

Im Nutzungsbeispiel ist erkennbar, dass
die im Gebiet ,Am Buchenberg’ vorgese-
henen Grundstiicksgrof3en von 700 —
900 m? den GroRRen der Grundstlicke ent-
lang der Dorothea-Erxleben-StralRe ent-
sprechen. Die Entfernung zur nachstge-
legenen Bushaltestelle ist nicht wesent-
lich weiter als von dem genannten ,alten’
Baugebiet aus.

Aufgrund des Heranriickens der Bebau-
ung an die Autobahn ergeben sich ledig-
lich in einem Teilbereich nur kaum wabhr-
nehmbare Uberschreitungen der fir
Wohngebiete zulassigen Schallimmissio-
nen.

Aufgrund der relativ geringen Verkehrs-
zunahme durch die zusatzliche Bebauung
ist auch nicht erkennbar, dass die Anbin-
dung an das vorhandene Stral3ennetz
Uber nur eine Stral3e die Attraktivitat oder
den Wert des bestehenden Baugebietes
mindert.

Wir méchten ferner auf den Entwasse-
rungsgraben am Ostrand des alten Bau-
gebietes hinweisen, der seinerzeit die
Okologische Diskussion wie heute die
Solaranlagen bestimmte. Dieser Entwas-
serungsgraben wurde von der Stadt nicht
intakt gehalten. Gegen seine Versandung
kampfen die Anwohner.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und an die Trager der Entwésserung
weitergeleitet.

Die Versandung des Entwasserungsgra-
bens ist nicht Bestandteil der vorliegen-
den Bauleitplanung.

Der Bebauungsplan ,Am Buchenberg*
sieht einen Grunstreifen zur alten Orts-
randlage vor. Dieser Griunstreifen ist im
Norden ausreichend breit gestaltet, ver-
jungt sich nach Suden und verschwindet
zu unserem Grundstiick hin schlief3lich
ganz.

Der im Bebauungsplan OE 38 ,Am Bu-
chenberg’ festgesetzte Grindstreifen ist
die Erganzung des bereits vorhandenen
Grinstreifens, der im Bebauungsplan OE
29 [Kanzlerfeld-Nordost’ festgesetzt ist. In
dem Bereich, in dem im vorliegenden
Bebauungsplan keine 6ffentliche Grunfla-
che entlang der westlichen Geltungsbe-
reichsgrenze festgesetzt wird, ist die be-
reits vorhandene o6ffentliche Grunflache
mit einer Breite von ca. 22 m ausreichend
dimensioniert.

Der Erhalt des Entwasserungsgrabens

Die Flache des Entwéasserungsgrabens
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und sein Zugang mussen uneinge-
schrankt gesichert bleiben.

sowie die vorhandene Wegebeziehung
bleiben von der vorliegenden Planung
unberthrt.

Eine Verbreiterung des Grlnstreifens im
Suden des Baugebietes ware anzuraten.

Der Grunstreifen ist mit einer Mindest-
breite von 10 m ausreichend dimensio-
niert. Ein in groBen Abschnitten deutlich
breiterer Grinstreifen wirde den Zu-
sammenhang innerhalb des neuen Orts-
teils mit Kanzlerfeld nicht mehr erkennbar
machen. Fir einen innerortlichen Griin-
streifen ist die Dimension bereits sehr
grof3ziigig gewahlt.

Die aus der Begriindung und dem Um-
weltbericht des Bebauungsplanes ersicht-
lichen Argumente wie:

Erheblicher Eingriff in Natur und Land-
schatft

Verlust an wertvollen Ackerflachen
Versiegelung und damit nachhaltige
Zerstorung naturlicher Bodenfunktio-
nen

Zurtckdrangung geschutzter Tierarten
Beseitigung einer Offenlandstruktur far
die siedlungsnahe Erholung

Wegfall einer bioklimatisch wertvollen
Freiflache

Negative Auswirkungen auf ein Was-
serschutzgebiet

Keine Anbindung an den o6ffentlichen
Personennahverkehr

sprechen grundsatzlich gegen eine Be-
bauung.

Der Belang ,Umweltschutz’, dem die ge-
nannten Punkte Uberwiegend zuzurech-
nen sind, steht in der Abwéagung gleich-
rangig neben anderen 6ffentlichen und
privaten Belangen. Somit sprechen die
genannten Aspekte nicht grundsatzlich
gegen eine Bebauung. Vielmehr sieht der
Gesetzgeber Moglichkeiten des Aus-
gleichs nachteiliger Auswirkungen auf die
Umweltbelange vor (8 1a BauGB), wenn
dem Belang einer angemessenen Wohn-
raumbereitstellung eher gefolgt werden
soll.

Eine ausfiuhrliche Auseinandersetzung
mit den Belangen der einzelnen Schutz-
guter wird in Kapitel 4 ,Umweltbericht’ der
Begriindung zum Bebauungsplan vorge-
nommen. Bezlglich der angemerkten
negativen Auswirkungen auf ein Wasser-
schutzgebiet ist festzustellen, dass diese
sich auf eine Reduzierung der Grund-
wasserneubildungsrate beschréanken.

Diese Auswirkung sowie die genannten
Beeintrachtigungen der tbrigen Schutz-
guter werden durch die planerisch fest-
gesetzte Einschrankung der zuléassigen
Versiegelung sowie durch Festsetzungen
zur gebietsinternen Durchgriinung deut-
lich minimiert. Ebenso wirken sich die
Festsetzungen zur Siedlungsgliederung
durch Griinzlige sowie zur extensiven
Gestaltung einer breiten 6ffentlichen
Grunflache am 6stlichen Siedlungsrand
eingriffsmindernd auf alle Schutzguter
aus.
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Die verbleibenden Eingriffsfolgen, die
durch die Bebauung entstehen, werden
durch die Festsetzung geeigneter Mal3-
nahmen ausgeglichen: Entlang eines na-
hegelegenen Feldweges werden im
Wechsel Baumreihen und Geholzpflan-
zungen auf extensiv genutzten Wiesen-
flachen festgesetzt. Diese wirken sich
positiv auf Tier- und Pflanzenwelt, auf die
Schutzguter Boden und Wasser sowie
auf den Erholungswert und das Land-
schaftsbild aus. Somit werden Flachen-
verluste bzw. Beeintrachtigungen ihrer
Funktionen in geeigneter Weise eingriffs-
nah ausgeglichen und die Eingriffsfolgen
auf ein unerhebliches Mal3 reduziert wer-
den.

Eine ausfluhrliche Erlauterung hierzu fin-
det sich in der Begrindung in Kapitel
4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung’.

Die OPNV-ErschlieRung weist zurzeit
tatsachlich Mangel auf. Auch wenn eine
gute Anbindung winschenswert ware,
besteht allerdings kein Anspruch darauf.
Grundsatzlich ist eine ErschlieBung des
Baugebietes aufgrund der vorhandenen
StralRenquerschnitte und —flihrung jedoch
nicht ausgeschlossen. Moglicherweise
konnte der Zuzug potentieller Neukunden
zumindest die Anbindung durch Anruf-
sammeltaxen rentabel machen.

Ebenso sind die hohen ErschlielRungs-
und Folgekosten wie:

Neubau eines kompletten Entwéasse-
rungsnetzes Uber weite Entfernungen
Aufwandige Kampfmittelsondierung
und eventuell —beseitigung
Kostenaufwandige Larmschutzwande
bei weiter zunehmendem Autobahn-
verkehr

aus Sicht des Steuerzahlers nicht vertret-
bar.

Die Errichtung von Larmschutzwéanden
entlang der Autobahn ist im Zusammen-
hang mit der vorliegenden Planung weder
vorgesehen noch notwendig, da durch
eine geeignete Bauweise der Wohnge-
baude der Larmschutz sichergestellt wer-
den kann. Den Bauherren entstehen
hierdurch keine unzumutbaren Belastun-
gen.

Durch die Umsetzung der Planung ent-
stehen der Stadt Braunschweig — und
somit dem Steuerzahler — keine Kosten.
Die Kosten der Entwasserung werden
zum Teil von der Grundstiucksgesell-
schaft Braunschweig (GGB) tbernom-
men (50 % des Kostenaufwandes fur die
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innere ErschlieBung, der fur die Regen-
entwéasserung der Erschlie3ungsstral3en
entsteht) und auf den Grundstickskauf-
preis umgelegt. Die Ubrigen Kosten tragt
die Stadtentwasserung Braunschweig
(SEBS), die sie uber die Abwassergebulh-
ren refinanziert.

Grundsatzlich muss man bei der Entwick-
lung neuer Baugebiete immer davon aus-
gegangen werden, dass ein neues Lei-
tungsnetz erforderlich wird, da das be-
reits vorhandene i.d.R. ausgelastet ist.

Die Kampfmittelsondierung auf einem
sehr kleinen Teilstlick des Geltungsbe-
reichs wird von der GGB vorfinanziert.
Die Kosten werden Ublicherweise beim
Verkauf auf den Grundstickspreis umge-
legt.

Die Notwendigkeit einer aufwandigen
Kampfmittelraumung hat sich aus der
mittlerweile durchgefiihrten Sondierung
nicht ergeben.

Der als Gegenargument angefuihrte hohe
Bedarf an Grundstiicken mit Einfamilien-
hausbebauung in Braunschweig lasst
sich bei stagnierender Einwohnerzahl mit
geringem Familienanteil (Quelle: Ber-
telsmann Stiftung, Wegweiser Kommune)
und ausreichend vorhandenen Baugebie-
ten nicht nachvollziehen. Das Baugebiet
»,Am Buchenberg" wird sich Uber Jahre
nicht fullen. Die augenblickliche Wirt-
schaftskrise wird ihr Gbriges dazu tun.”

Die Zahlen, die die Stadt Braunschweig
zur Ermittlung ihres Wohnbaulandbedarfs
heranzieht, entsprechen dem mittleren
Szenario des GEWOS-Gutachtens aus
dem Jahr 2003. Hierbei wird weder von
einem Ubermafigen Wachstum der Be-
volkerungszahlen noch von einer voll-
stéandigen Stagnation ausgegangen. Die
Betrachtung des Wohnbedarfs verlangt
vielmehr eine differenzierte Analyse.

Selbst bei abnehmender Gesamtbevdlke-
rung wachst der Bedarf an Wohnbauland.
Dies bedingt sich z.B. aus zunehmend
kleineren HaushaltsgroRen bei wachsen-
dem Flachenbedarf pro Person. Zudem
ist der Wunsch nach Eigentumsbildung
ungebrochen. In einer aktuellen Studie
der GEWOS fur den Nds. Verband der
Wohnungswirtschaft (Entwicklung der
Wohnungsmarkte in Bremen und Nieder-
sachsen — 2020), erstellt im November
2008, wird zwar fur Braunschweig insge-
samt ein ausgeglichener Wohnungsmarkt
mit perspektivisch moderater Leerstands-
rate festgestellt. Jedoch zeigt dieses
Gutachten in der differenzierten Analyse
auch, dass der Wohnungsuberhang ins-
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besondere im Mietwohnungsbau besteht.
Im Sektor ,Ein- bis Zweifamilienhauser im
Eigentum’ — und hier insbesondere im
Bereich der grof3en Wohneinheiten, be-
steht nach wie vor ein deutlicher Nach-
fragetberhang. Genau dieser Sektor wird
im Baugebiet ,Am Buchenberg’ bedient.

Die Stadt Braunschweig ist weiterhin be-
strebt, ausreichend Bauland in unter-
schiedlicher Auspragung und Lage anzu-
bieten. In den letzten Jahren wurden auf-
grund der entsprechenden Nachfrage
vornehmlich Baugebiete mit relativ klei-
nen Grundstiicken (< 700 m?2) entwickelt.
Mittlerweile werden auch wieder vermehrt
grolRere Grundsticke nachgefragt, die mit
dem vorliegenden Baugebiet angeboten
werden sollen.

Die vorsorgende Bereitstellung von Bau-
land dient dazu, auf Dauer die Abwande-
rung von Burgern ins Umland zu verhin-
dern, um die nachteiligen Folgen einer
Abwanderung wie zusatzlicher Verkehr,
Steuerverluste bei gleich bleibend hohen
Infrastrukturausgaben usw. maoglichst zu
vermeiden.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 5
Schreiben vom 26. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

~.Notwendiger Bedarf:

Die immer wieder zitierte gutachterliche
Prognose stammt aus dem Februar 2003!
Ich hoffe, Sie erwarten nicht, dass dieses
Erstellungsdatum — leider durch die Fi-
nanzkrise noch deutlich verstérkt — heute
noch jemand fur relevant halt. Eine aktua-
lisierte Prognose ist absolut notwendig!

Prognosen sind darauf angelegt, dass sie
langerfristige Abschéatzungen ermdagli-
chen. Entsprechend werden verschiede-
ne Szenarien untersucht. Durch regel-
maRige Uberprifung, inwieweit diese
Rahmenbedingungen weiterhin Giiltigkeit
haben, wird entschieden, welchem Sze-
nario gefolgt wird. Die Zahlen, die die
Stadt Braunschweig zur Ermittlung ihres
Wohnbaulandbedarfs heranzieht, ent-
sprechen dem mittleren Szenario des
GEWOS-Gutachtens aus dem Jahr 2003.
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Hierbei wird weder von einem tbermalf3i-
gen Wachstum der Bevolkerungszahlen
noch von einer vollstdndigen Stagnation
ausgegangen. Die Betrachtung des
Wohnbedarfs verlangt vielmehr eine diffe-
renzierte Analyse.

Selbst bei abnehmender Gesamtbevdlke-
rung wachst der Bedarf an Wohnbauland.
Dies bedingt sich z.B. aus zunehmend
kleineren HaushaltsgroRen bei wachsen-
dem Flachenbedarf pro Person. Zudem
ist der Wunsch nach Eigentumsbildung —
moglicherweise auch als sichere Geldan-
lage aufgrund der Finanzkrise — ungebro-
chen. In einer aktuellen Studie der GE-
WOS fir den Nds. Verband der Woh-
nungswirtschaft (Entwicklung der Woh-
nungsmarkte in Bremen und Niedersach-
sen — 2020), erstellt im November 2008,
wird flr Braunschweig insgesamt ein
ausgeglichener Wohnungsmarkt mit per-
spektivisch moderater Leerstandsrate
festgestellt. Jedoch zeigt dieses Gutach-
ten in der differenzierten Analyse auch,
dass der Wohnungsuberhang insbeson-
dere im Mietwohnungsbau besteht. Im
Sektor ,Ein- bis Zweifamilienhduser im
Eigentum’ — und hier insbesondere im
Bereich der grof3en Wohneinheiten, be-
steht nach wie vor ein deutlicher Nach-
fragetberhang. Genau dieser Sektor wird
im Baugebiet ,Am Buchenberg’ bedient.

Noch vorhandene Grundstiicksangebote:

Die Zahlen der ausgewiesenen, verkauf-
ten sowie bebauten Grundstiicke sind
nicht transparent und glaubwiirdig.

Es herrscht der Eindruck, dass die Stadt
zwar viele Grundstiicke verkauft hat, von
den verkauften aber viele nicht von den
spateren Bewohnern bebaut werden,
sondern von Unternehmen unbebaut
gehalten werden, weil sie keine Kaufer
finden.

Die Zahl der verkauften Grundstiicke
kann nicht identisch mit der Zahl der tat-
sachlich bebauten sein. Hinsichtlich der
von der Stadt bzw. der stadteigenen
Grundstiucksgesellschaft (GGB) vermark-
teten Grundstiicke besteht diese Diffe-
renz Uberwiegend aufgrund der tatsach-
lich fir Planung und Antragsstellung not-
wendigen Zeitspanne zwischen Grund-
stickskauf und Baubeginn.

Auf die Vermarktung privat entwickelter
Bauflachen hat die Stadt keinen Einfluss.
Diese Grundstiicke sind fir potentielle
Kaufer haufig unattraktiver, da sie oft
deutlich teurer sind als die stadtischen
und zudem meistens mit einer Bautra-
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gerbindung verkauft werden. So entsteht
der Eindruck, dass keine Nachfrage nach
Einfamilienhausgrundstiicken mehr be-
steht. Grundsatzlich ist jedoch auch hier
davon auszugehen, dass ein verkauftes
Grundstuck relativ kurzfristig bebaut wird.

Eine nachvollziehbare Statistik mit den
Rubriken ,Verkauf, ,Kaufer“, ,Bebaut"
und ,Bewohner” ware hier vertrauensbil-
dend.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Auseinandersetzung mit mogli-
chen Statistiken ist nicht Bestandteil der
Bauleitplanung.

Die gewilnschte Statistik wird aus stadti-
scher Sicht als problematisch einge-
schéatzt. Sie kann nur eine Genauigkeit
vorgeben, die sie nicht tatsachlich erfil-
len kann, wenn sie nicht standig innerhalb
sehr kurzer Zeitraume aktualisiert wird.
Ein Gesamtuberblick Uber die zum Kauf
stehenden Grundstucke innerhalb des
Stadtgebietes kann jedoch im Internet
unter www.braunschweig.de/stadtpla-
nung_bauen_wohnen/bauen_wohnen/
bauland.html eingesehen werden. Hier ist
auch erkennbar, welche Grundstiicke von
privaten Gesellschaften und welche von
der Stadt bzw. der GGB vermarktet wer-
den. Die Daten werden — je nach Ver-
markter — regelmaRig, spatestens jedoch
etwa halbjahrlich aktualisiert.

Vertragliche Verpflichtung zum kurzfristi-
gen Bau:

Es ist durchaus ublich, 85 % Verkaufsan-
teil festzuschreiben, bevor die Erschlie-
Bung beginnt, sowie den Baubeginn auf 6
Monate nach ErschlieRung zu terminie-
ren, bei dessen Nichteinhaltung das
Grundstiick an die Stadt zurtckfallt. Dies
garantiert keinen absoluten Endtermin,
beschleunigt den Bauprozess aber in der
Praxis erheblich. Mit dieser Malinahme
koénnte die Stadt die oben genannten Ri-
siken begrenzen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Regelungen der Grundstlcks-
kaufvertrage sind nicht Bestandteil der
Bauleitplanung.

Die ErschlieBung der Grundstiicke erfolgt
im Allgemeinen parallel zur Vermarktung.
Es wirde ein deutliches Vermarktungs-
hindernis darstellen, mussten z.B. die
Kéaufer der ersten Grundstticke mit der
Bebauung warten, bis der festgesetzte
Anteil an Grundstiicken (z.B. 85 %) ver-
kauft ist. Der abschlieende Stral3enaus-
bau erfolgt vertragsgemal bereits nach
Bebauung von 70 % der Grundstticke.

In den Grundstiickskaufvertragen der
GGB wird Ublicherweise ein Ricknahme-
recht eingeraumt. Dieses Recht kommt




http://www.braunschweig.de/stadtplanung_bauen_wohnen/bauen_wohnen/bauland.html
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zum Tragen, wenn der Baubeginn nicht
spatestens 6 Monate nach Vertragsab-
schluss erfolgt bzw. der Hochbau nicht
spatestens ein Jahr nach Baubeginn fer-
tig gestellt ist. Ziel dieses Vertragspassus
ist, brachliegende Flachen ohne Zugriffs-
madglichkeit und Grundstickspekulationen
zu vermeiden.

Solange solche offensichtlich einfachen | Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
Antworten und MalRnahmen nicht gege- | men.

ben bzw. ergriffen werden, haben Sie
unsere Unterstitzung nicht gesichert.”

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.
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Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
<Am Buchenberg*

Anlage 7
Stand: 9. April 2009

OE 38

Behandlung der Stellungnahmen, die im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und
sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal 8 4 (2) BauGB, der Gemeinden gemaf
§ 2 (2) BauGB sowie sonstiger Stellen, durchgefuhrt im Zeitraum vom 12. November

— 14. Dezember 2007, eingegangen sind.

Stellungnahme Nr. 1

Schreiben von
Braunschweiger Verkehrs-AG,
Carl-Miele-Strafe 4,

38112 Braunschweig

vom 6. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

-Eine Anpassung des Liniennetzes der
Braunschweiger Verkehrs-AG an das
Plangebiet ,Am Buchenberg* ist aufgrund
der vorhandenen Stral3enquerschnitte
derzeit nicht geplant. Die Verkehrs-AG
wirde einen Ausbau der vorhandenen
Fahrradabstellanlage an der Haltestelle
.Pfleidererstra3e” begrifien, da diese
Abstellanlage schon jetzt gut genutzt
wird.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Die Einrichtung einer neuen Bushaltestel-
le an der Bundesallee auf Hohe der Bill-
rothstrafl3e wird unsererseits nicht ausge-
schlossen. Wir weisen jedoch darauf hin,
dass eine durchgangige Bedienung die-
ser Haltestelle derzeit nur montags bis
freitags zwischen 06:00 und 18:00 Uhr
sowie samstags zwischen 09:00 und
16:00 Uhr erfolgen wirde. Eine Verbes-
serung der ErschlieBung des Plangebiets
»,Am Buchenberg" durch diese neue Hal-
testelle ist von uns jedoch nicht erkenn-
bar, da die Lange der FuRwege zur neu-
en Haltestelle gegentber der Lange des
FuRBweges zur Haltestelle ,Pfleidererstra-
3e" langer waren.

Nach Uberarbeitung der Planung und der
daraus folgenden Anderung der Anbin-
dung des Baugebietes an den westlichen
Griunzug verlangert sich die Entfernung
der geplanten Bebauung zur genannten
Haltestellenalternative an der Bundesal-
lee. Somit entféllt der — zuvor ohnehin nur
geringfugige und nur fur den nordlichen
Teilbereich des Baugebietes vorhandene
— Entfernungsvorteil dieser Variante. Der
entsprechende Textabschnitt in der Be-
grundung (Kap. 5.4 ,Verkehrliche Er-
schlieRung — OPNV’) wird daher gestri-
chen.

Eine Einfuhrung von Anrufsammeltaxen,
die nach dem VRB-Tarif zuschlagpflichtig
sind, wird derzeit von der Verkehrs-AG
nicht geplant.”

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.
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Vorschlag der Verwaltung:

Die Anregung wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung durch An-
derung der Begriindung bericksichtigt.
Eine Anderung des Bebauungsplans ist
nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 2

Schreiben von

Braunschweiger Versorgungs-AG & Co.
KG, Postfach 3317, 38023 Braunschweig
vom 11. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

~Spartenibergreifend

Die Errichtung der vier ,Baumtore” ist fur
die technisch einwandfreie Verlegung der
Ver- und Entsorgungsleitungen kontra-
produktiv.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Die zwischen den Baumscheiben verblei-
bende StraRenbreite von 4,5 m wére be-
reits fur die dbliche Infrastruktur
(Schmutz- und Regenwasserkanéle,
Stral3enentwasserung, Gas- und Wasser-
leitungen, Strom-, Telekom- und Beleuch-
tungskabel) sehr knapp bemessen. Die
zusatzlich im Stral3enraum unterzubrin-
genden Fernwéarmeleitungen bendtigen
eigenen Trassenraum mit entsprechen-
den Abstanden zu anderen Anlagen. Eine
Fernwarmetrasse ist technisch bedingt
breiter als eine Gasleitung, sodass der
zur Verfiigung stehende Platz noch wei-
ter eingeschrankt wird.

Moglicherweise kdnnte im Bereich der
Baumtore eine beidseitige Verschiebung
der Baume in die Grundsticksbereiche
erfolgen, sodass wieder der volle Stra-
Renquerschnitt zur Verfigung stinde.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich
geandert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen
der erneuten Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager gemal § 4a (3)
BauGB zur Stellungnahme erhalten.

Des Weiteren bitten wir um die Erweite-
rung des unter Punkt A VI 2 eingetrage-
nen Fahrrechts der Feuerwehr, um ein
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht fur In-
standhaltungszwecke zugunsten der Ver-
sorgungstrager.

Das Fahrrecht fur die Feuerwehr wird in
den textlichen Festsetzungen um ein
Fahrrecht fur die Trager der Ver- und
Entsorgung erweitert (textliche Festset-
zung A 1X). Da die Flache als o6ffentliche
Verkehrsflache mit der Zweckbestim-
mung ,0ffentlicher Geh- und Radweg’
festgesetzt ist, ist ein Geh- und Leitungs-
recht ohnehin gegeben.






Gas- und Wasserversorgung

Innerhalb des Konzerns ist die Entschei-
dung zum Aufbau einer Fernwarmevoll-
versorgung fir den Geltungsbereich ge-
troffen worden. Eine parallele Gasversor-
gung wird nicht erstellt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich
geandert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen
der erneuten Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager gemal § 4a (3)
BauGB zur Stellungnahme erhalten.

Die Wasserversorgung kann von der
Pfleidererstral3e im Suden und durch die
noérdliche Feuerwehrzufahrt zur BS-Nord
erfolgen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men

Ein Uberarbeitetes Konzept zur Erschlie-
Bung mit Wasser ist als Anlage beigefigt.
Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte mus-
sen entsprechend angepasst werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich
geandert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen
der erneuten Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager gemal § 4a (3)
BauGB zur Stellungnahme erhalten.

Stromversorgung

Im beigefugten Lageplan haben wir die
Planung der 6ffentlichen Stromversor-
gung eingetragen. Die Geh-, Fahr- und
Leitungsrechte missen entsprechend
angepasst werden.

Die im B-Plan ausgewiesene Lage der
Trafostation ist zur Versorgung nicht ge-
eignet. Es ist ein Standort im von uns
grin gekennzeichneten Bereich erforder-
lich. Ideal ist der von uns eingezeichnete
Standort. Die Station soll als kleine Kom-
paktstation realisiert werden. Die bendtig-
te Grundsticksflache betragt maximal
5,5 m x 3,3 m und wird von uns befestigt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich
geandert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen
der erneuten Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager gemal § 4a (3)
BauGB zur Stellungnahme erhalten.

Wir streben aus Grinden der Rechtssi-
cherheit den Kauf dieser Flache an. Die
Eingriinung sollte aber im Zuge der Griin-
flachengestaltung geschehen und nicht
auf unsere Kosten durchgefihrt werden.

Inwieweit die Eingriinung der Flache im
Zuge der Grunflachengestaltung erfolgt,
wird im Rahmen der Umsetzung der Pla-
nung geprift. Grundsatzlich ist jedoch die
Versorgungs-AG als zukunftige Eigentu-
merin und Nutzerin der Flache zur Finan-
zierung der Umsetzung der entsprechen-
den textlichen Festsetzungen verpflichtet.
Inwieweit die Grundstiicksgesellschaft
Braunschweig (GGB mbH) als jetzige
Eigentiimerin dies in den Kaufvertragen
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bertcksichtigt, ist nicht Gegenstand der
Bauleitplanung.

Betriebstelefon

Keine Bedenken und Anregungen.”

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlaqg der Verwaltung:

Die Anregung wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung durch An-
derung der textlichen Festsetzungen be-
riicksichtigt. Eine Anderung der Plandar-
stellung sowie der Begriindung ist nicht
erforderlich.

Stellungnahme Nr. 3

Schreiben von

Landwirtschaftskammer Niedersachsen,
Postfach 6766, 38058 Braunschweig
vom 5. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

,Mit der 0. g. Bauleitplanung soll die
Festsetzung eines Allgemeinen Wohnge-
bietes fur 83 Einfamilienh&user erfolgen.
Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfla-
che von ca. 10,7 ha, die bisher ackerbau-
lich genutzt wird. Sdmtliche Flachen be-
finden sich laut Planunterlagen bereits im
Eigentum der Stadt Braunschweig.

Aus landwirtschaftlicher Sicht ist insbe-
sondere zu beachten, dass fur die an das
Plangebiet angrenzenden landwirtschaft-
lichen Nutzflachen keine Bewirtschaf-
tungserschwernisse entstehen. Hierzu
sind ggf. angeschnittene Felddranagen
umgehend abzufangen. Der mit der Be-
bauung einhergehende Anstieg des
Oberflachenwasserabflusses ist so aufzu-
fangen, dass eine Uberlastung der Vorflut
vermieden wird. Das im ndrdlichen Plan-
gebiet vorgesehene Regenrtickhaltebe-
cken ist insofern ausreichend zu dimen-
sionieren.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Dimensionierung des Regen-
rickhaltebeckens erfolgt in Abstimmung
mit der Unteren Wasserbehdrde auf Ba-
sis der Berechnung fur den Belastungsfall
HQ 100 (hundertjahrliches Starkregener-
eignis) und ist daher ausreichend.

Der sudlich des Plangebietes verlaufende
Wirtschaftsweg soll baulich umgestaltet
werden. Die Durchlassigkeit fir den
landwirtschaftlichen Verkehr muss hierbei
unbedingt gewahrt bleiben. Bei Anpflan-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen der Umsetzung in
geeigneter Weise beriicksichtigt.

Im Bereich der Planstrafe A sind im Wei-
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zungen sind ein ausreichendes Licht-
raumprofil und die Einsehbarkeit des
Kreuzungsbereiches zu berucksichtigen.
Die Regelung des ruhenden Verkehrs fallt
nicht unmittelbar unter das Bauplanungs-
recht. Dennoch sollte der Begrindungs-
text einen Hinweis darauf enthalten, dass
durch geeignete verkehrsregelnde Mal3-
nahmen die Durchlassigkeit fir landwirt-
schaftliche Fahrzeuge sicherzustellen ist.

teren keine Uber den Bestand hinausge-
henden Baume im 6ffentlichen Raum
vorgesehen. Das Stral3enprofil ist ausrei-
chend breit gewahlt, dass auch bei
Baumpflanzungen in Privatgarten ein
ausreichendes Lichtraumprofil sowie die
Einsehbarkeit im Kreuzungsbereich ge-
wahrleistet sind.

Die Festsetzungen sehen fur das Bauge-
biet eine vergleichsweise geringe Grund-
flachenzahl vor und lassen lediglich eine
eingeschossige Bebauung mit maximal
zwei Wohnungen je Haus zu. Die Durch-
granung der geplanten Bebauung bzw.
die Ortsrandeingrinung nehmen zudem
erhebliche Flachenanteile in Anspruch.
Dennoch ist eine externe Kompensation
vorgesehen, durch die voraussichtlich
weitere 1,1 ha landwirtschaftliche Flache
aus der Nutzung fallen werden. Unter den
vorgenannten Bedingungen erscheint
dies kaum nachvollziehbar. Im Interesse
eines auch gesetzlich gebotenen spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden
bitten wir, die Notwendigkeit einer exter-
nen Kompensation nochmals kritisch zu
Uberprufen bzw. eine starkere bauliche
Nutzung des Plangebietes zu ermégli-
chen. Ziel sollte es sein, die Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Nutzflachen
auf das unbedingt notwendige Malf3 zu
begrenzen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich
geandert. Die Landwirtschaftskammer
Niedersachsen hat die Unterlagen im
Rahmen der erneuten Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager gemal

§ 4a (3) BauGB zur Stellungnahme erhal-
ten. Die Abwagung dieser Stellungnahme
erfolgt gesondert (s. Anlage 8, Stellung-
nahme Nr. 3)

Sofern den von uns dargelegten landwirt-
schaftlichen Belangen entsprochen wird,

bestehen gegen den Bebauungsplanent-
wurf ,Am Buchenberg“ keine grundsatzli-
chen Bedenken."

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.
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Stellungnahme Nr. 4

Schreiben von
Stadtentwasserung Braunschweig
GmbH, Postfach 4510,

38035 Braunschweig

vom 15. Januar 2008

Stellungnahme der Verwaltung

An die Entwasserungsanlagen des Stadt-
teils Kanzlerfeld in heutiger Ausdehnung
kénnen weder Schmutzwasser noch Nie-
derschlagswasser angeschlossen wer-
den, die Kanalanlagen sind nicht auf-
nahmefahig.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Eine konkretisierte Uberpriifung
ergab, dass das Schmutzwasserleitungs-
netz im Kanzlerfeld doch fur die Aufnah-
me des im Neubaugebiet anfallenden
Schmutzwassers ausreichend dimensio-
niert ist. Die Anbindung des Neubauge-
bietes an das vorhandene Netz in der
Dorothea-Erxleben-Stral3e kann Uber ei-
ne Druckleitung erfolgen. Dadurch kon-
nen Bau- und Unterhaltungskosten in er-
heblicher Hohe gegentiber der ur-
sprunglichen Planung eingespart werden.

Deshalb ist eine neue &ulRere Erschlie-
Bung fur das Baugebiet notwendig, vor-
stellbar parallel zur Stidost-Grenze der
PTB, Lange ca. 900 m. Mit der neuen
ErschlieBungstrasse ist eine direkte An-
bindung fur Schmutzwasser an die Ab-
wassertransportleitung des Abwasser-
verbandes Braunschweig mdglich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Trasse wird innerhalb des Gel-
tungsbereichs C des Bebauungsplans mit
einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Trager der Ver- und Entsor-
gung belegt. Sie ist jedoch nur noch fir
die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers erforderlich; das Schmutzwasser
wird durch Anschluss an das vorhandene
Netz in der Dorothea-Erxleben-Stralie
entsorgt (s. 0.).

Niederschlagswasser kdnnte zunachst
ebenfalls bis hierher gefihrt werden, fir
die restliche Strecke Richtung Oker-
Uberschwemmungsgebiet (,Wieseltal*)
muss eine Trasse noch ermittelt werden.

Die Trassenfuhrung steht mittlerweile
vollstandig fest.

Fur die o. g. neue Vorfluttrasse (900 m
bis zur Transportleitung) bestehen zwei
Varianten:

1. Herstellung mit leistungsfahiger Vor-
flutleitung und kleinerem Regenruck-
haltebecken im Baugebiet am Bu-
chenberg,

2. Herstellung mit konventionellen Vor-
flutleitungen einschl. 3 000 m2 Re-
genriickhaltung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.
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Fur eine Bewertung der zu bevorzugen-
den Variante bitte ich Sie um Angabe,
wie hoch der Baulandpreis pro m2im
neuen Baugebiet anzusetzen ist.

Die Abstimmung uber die bevorzugte Va-
riante erfolgt zwischen SEBS und der fur
die Vermarktung zustandige Grund-
stickseigentiimerin GGB mbH. Das Er-
gebnis wird in der Bauleitplanung
tubernommen (s.u.).

Zu lhrer Frage nach der RRB-Flache,
siehe Nutzungsbeispiel 11.01.2008: Fur
das 3 000 m?-RRB im Baugebiet (Varian-
te 2) sind in dem Plan vom 11.01.2008
zusatzlich die zwei 6stlich des einge-
zeichneten RRB vorgesehenen Grund-
stucke erforderlich.”

Die Flache fur ein Regenriickhaltebecken
wird in Abstimmung mit der SEBS und
der GGB mbH nérdlich des Geltungsbe-
reichs A, ostlich der Grundstiicksgrenze
der PTB festgesetzt (Geltungsbereich C).
Die Flache ist mit einer Gréf3e von rund
9.000 m? so dimensioniert, dass auch
unter Berucksichtigung der Leitungstras-
sen ein naturnah gestaltetes Regenriick-
haltebecken mit ausreichendem Fas-
sungsvermogen errichtet werden kann.
Das auf der (mindestens) nutzbaren Fla-
che von etwa 5.400 m? realisierbare Vo-
lumen ist ausreichend, um Uber-
schwemmungen bei Starkregenereignis-
sen zu vermeiden (Belastungsfall

HQ 100, s. Stellungnahme Nr. 3).

Vorschlag der Verwaltung:

Die Anregung wird durch Anderung des
Bebauungsplans sowie der Begriindung
gemal der Stellungnahme der Verwal-
tung bertcksichtigt.

Stellungnahme Nr. 5

Schreiben von

Alba Braunschweig GmbH,
Frankfurter Stral3e 251,
38122 Braunschweig

vom 11. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

»L. In dem aufgezeigten Bereich haben
wir keine Planungsabsichten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

2. Offentliche StralRen-, Fahrrad- und
FulRwegbereiche sind so zu gestal-
ten, dass von der Anlage der Flachen
und der Art des Belages ein maschi-
nelles Reinigen mit einer Kehr-
Saugmaschine moglich ist (Fugen-
problematik). Die Fahrbahnbreiten
sind fur Fahrzeugbreiten von 2,50 m
(auch in Kurven) zu bemessen. Bau-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung im notwendigen Umfang be-
ricksichtigt.






me und Strducher sind in den Zuwe-
gen so zu beschneiden, dass die
Aufbauten an den Entsorgungsfahr-
zeugen nicht beschadigt werden.

Die Abfallbehélter (Papierkdrbe und
dergleichen) sind so zu platzieren,
dass sie von Sammelfahrzeugen gut
erreicht werden konnen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung im notwendigen Umfang be-
ricksichtigt.

Far die Flachen fir die Abfall- und
Wertstoffsammlungen muss genu-
gend Platz zum Aufnehmen dieser
Stoffe und auch ebenso zum Rangie-
ren zur Verfigung stehen.

Die o6ffentlichen Verkehrsflachen sind im
gesamten Plangebiet ausreichend di-
mensioniert, um mit dreiachsigen Mull-
fahrzeugen befahren werden zu kdnnen.

Wertstoffcontainerstationen:

Die Wertstoffcontainerstationen mus-
sen eingerichtet werden, um den
Birgerinnen und Birgern die gesetz-
lich vorgeschriebene Getrenntsamm-
lung von Verpackungsabfallen (Pa-
pier, Pappe, Dosen, Altglas und an-
dere Verpackungen mit dem Griinen
Punkt) zu ermoglichen. Bei der Aus-
wahl der Standorte ist darauf zu ach-
ten, dass fir ca. 500 Einwohner eine
Wertstoffcontainerstation zur Verfu-
gung steht und dass diese, analog
zur Restabfallsammlung, mdglichst
zentral im Wohnungsumfeld aufge-
stellt wird.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Fur das o. g. Baugebiet sind 83
Wohneinheiten geplant, sodass wir
bei einer Einfamilienhausbebauung
mit einer Einwohnerzahl von ca. 300
Einwohnern rechnen dirfen. Insofern
ist hier die Bereitstellung einer Wert-
stoffcontainerstation aus abfallwirt-
schaftlichen Griinden zwingend er-
forderlich.

In der weiteren Planung wird eine Flache
fur die Bereitstellung einer Wertstoffcon-
tainerstation an geeigneter Stelle festge-
setzt (s.u.).

Im Weiteren weise ich darauf hin,
dass in dem ehemaligen Neubauge-
biet Dorothea-Erxleben-Stral3e sei-
nerzeit in der Planung und Ausfih-
rung kein Standplatz fur eine Wert-
stoffcontainerstation ausgewiesen
wurde. Insofern ist auch eine Mitnut-
zung der Bewohner aus diesem Be-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.






reich zwangsweise zu bericksichti-
gen.

Unter Berucksichtigung einer ,be-
guemen* Logistik sowonhl fur die An-
wohner als auch fir die Entsorgungs-
fahrzeuge waren die Wertstoffcontai-
ner im Bereich der Haupterschlie-
BungsstralRe, Planstral3e A optimal
platziert.

Dem Hinweis wird gefolgt. In der weiteren
Planung wird der Standort fur Wertstoff-
container auf der Sudseite der Planstralie
A festgesetzt. Zur Einbindung in die
Landschaft sowie als Schutz vor eventu-
ell herumfliegendem Mull werden textli-
che Festsetzungen zur notwendigen Ein-
friedung des Standortes getroffen.

Im Anhang finden Sie als Planungs-
hilfe die zu beachtenden Standplatz-
kriterien fur eine Wertstoffcontainer-
station.”

Fur die vorliegende Bauleitplanung rele-
vant ist vor allem die notwendige Grol3e
des Standplatzes fir eine Wertstoffcon-
tainerstation (hier: 2,0 x 8,0 m) sowie die
notwendigen Absténde zur vorhandenen
bzw. geplanten Bebauung (mind. 5,0 m
fur Brandschutz; mind. 12,0 m fur LArm-
schutz). Die zu beachtenden Standplatz-
kriterien werden in der weiteren Planung
bertucksichtigt.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Anregung wird durch Anderung des
Bebauungsplans sowie der Begriindung
gemal der Stellungnahme der Verwal-
tung bertcksichtigt.

Stellungnahme Nr. 6

Schreiben von
Stadtheimatpfleger
vom 12. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

»,S0 mochte ich zu dem neu geplanten
Baugebiet zunachst nur erinnern, dass —
wie ich unterrichtet wurde — der zustandi-
ge Bezirksrat sich einstimmig gegen die-
sen Plan und eine weitere Erweiterung
des Kanzlerfeldes ausgesprochen hat.
Bei den glucklicherweise stets hier gut
durchdachten Argumenten fiur die Stel-
lungnahmen dieses Bezirksrates nimmt
es Wunder, dass die Stadtverwaltung
dennoch die Bebauung Buchenberg
durchziehen wird.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Der Stadtbezirksrat wurde zum
Auslegungsbeschluss angehért. Sowohl
der Planungs- und Umweltausschuss als
auch der Verwaltungsausschuss sind den
Argumenten des Stadtbezirksrates nicht
gefolgt. Der Verwaltungsausschuss hat in
seiner Sitzung am 2. Dezember 2008 die
Auslegung des Bebauungsplans OE 38
,Am Buchenberg’ beschlossen.

Auch meine Stellungnahme ist die Ableh-
nung dieses und aber auch aller bereits
angegangenen und noch geplanten Neu-
baugebiete im Stadtgebiet, da mich die

Zwar hat sich die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt, in den letzten Jahren deut-
lich entspannt, dies jedoch insbesondere
auf dem Sektor ,Mietwohnungen’. Grund-
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Sorge treibt: Was wird in einem oder zwei
Jahrzehnten mit den dann im Generati-
onswechsel frei werdenden Einfamilien-
hausern der letzten Jahrzehnte und auch
der neuen Gebiete. Ein nicht voll bebau-
tes Wohngebiet kann niemand wiinschen
oder verantworten. Schon jetzt stehen z.
B in meiner DielRelhorststral3e — ca. 250
m vom Gebiet Buchenberg entfernt —
Baujahr 1964 — zurzeit drei gepflegte Ein-
familienhauser leer und sollen seit Mona-
ten verkauft werden. Auch ich werde in
die gleiche Lage kommen, da wie allge-
mein auch meine Kinder langst eigene
Hauser, oft weit entfernt, ge-
baut/gefunden haben.

satzlich stehen auch nicht alle leerste-
henden Objekte tatsachlich dem Markt
zur Verfigung.

Bei der derzeitigen Marktlage entscheidet
neben Preis und Lage mittlerweile oft
auch der zu erwartende Energiebedarf
Uber die Vermarktungschancen. Gerade
unter diesem Gesichtspunkt stellt sich die
uberwiegende Bebauung in Kanzlerfeld
schlechter dar als z.B. sanierte Altbauten
oder Geb&ude aus den 80ern und 90ern
bzw. deutlich schlechter als ein nach
neuesten Standards errichteter Neubau.

Zudem besteht weiterhin ein grundséatzli-
cher Bedarf an Einfamilienhausgrundsti-
cken in Braunschweig. Die vorsorgende
Bereitstellung von Bauland dient dazu,
auf Dauer die Abwanderung von Birgern
ins Umland zu verhindern, um die nach-
teiligen Folgen einer Abwanderung wie
zusatzlicher Verkehr, Steuerverluste bei
gleich bleibend hohen Infrastrukturaus-
gaben usw. mdglichst zu vermeiden. Die
Stadt mochte durch die grol3eren Grund-
stiickszuschnitte im Baugebiet ,Am Bu-
chenberg’ das Angebotsspektrum an
stadtischen bzw. von der stadteigenen
Grundsticksgesellschaft Braunschweig
(GGB mbH) vermarkteten Grundsticken
erweitern. Hierdurch wird eine andere
Klientel angesprochen als mit den Bau-
gebieten in Lamme bzw. den Bestands-
Immobilien in Kanzlerfeld.

Diese allgemeine Sorge sollte Ihnen nicht
neu sein und beunruhigt viele am Bauge-
schehen Interessierte sehr! Auch allge-
mein bekannt und erstrebenswert ist eine
Verdichtung und Nachbebauung freiste-
hender Innenstadtareale sicherlich zu
begrifRen, um die Lebendigkeit der Stad-
te zu fordern.

Die auch weiterhin zu erwartende Nach-
frage an Einfamilienhausgrundstiicken ist
begriindet durch z.B. den anhaltend aus-
gepragten Wunsch grofRer Bevolkerungs-
kreise nach Wohnen im Einfamilienhaus,
verbunden mit einer anhaltenden Steige-
rung der Wohnflachen je Haushalt und
der Zunahme kleiner Hauhalte (Ein- und
Zweipersonenhaushalte). Zudem ist zur-
zeit aufgrund unterschiedlicher Rahmen-
bedingungen eine Ruckkehr der Wohn-
bevélkerung in die Stadt auszumachen.
Dies bedeutet nicht zwangslaufig ,Innen-
stadt’, sondern umfasst auch Bereiche, in
denen das ,Wohnen im Grinen’ mit
schneller Erreichbarkeit des Stadtzent-
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rums, wie es z.B. das geplante Baugebiet
bieten wirde, verbunden werden kann.
Eine gutachterliche Untersuchung hat
2003 ergeben, dass bis zum Jahr 2015
ca. 4.100 Wohneinheiten in Ein- und
Zweifamilienh&usern in Braunschweig
fehlen. Zum Zeitpunkt des Planungsbe-
schlusses (Juni 2007) wurde noch ein
Fehlbedarf von ca. 2.000 Einfamilien-
hausgrundstiicken festgestellt — bezogen
auf den bis 2015 ermittelten Wert. Dieser
Bedarf konnte und kann nicht allein durch
Nutzung innerstadtischer Brachen und
Ortsteilarrondierung gedeckt werden.

Aus heimatpflegerischer Sicht sind keine
Einwéande fur das Gebiet Buchenberg zu

erheben. Arch&ologische Besonderheiten
bzw. ein altes Siedlungsgebiet u. a. sind

nicht zu erwarten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Bedauerlicherweise wird aber ein beson-
ders winterliches Erholungs- und Weide-
gebiet der Rehe, die trotz der Kanzler-
feldbebauung noch immer in reichlicher
Zahl besonders im Winter vom Olper
Holz zum Gelande der PTB wechseln und
sich mit dem ,schmalen® Streifen zwi-
schen dem Autobahnzubringer und der
Bebauung zufriedengeben, eingeschrankt
bzw. vernichtet werden. Ein Wechsel der
Tiere vom stadtnahen Olper und Pawel-
schen Holz nach Westen — Richtung
Bortfeld — wird durch die neue Bebauung,
meines Erachtens nach, unterbunden
und ein Verbleib dieser, und evtl. anderer
Wildarten, erheblich gestoért bzw. unter-
bunden werden, und eine Flucht des Wil-
des aus diesen Waldungen ist zu be-
furchten.

Im Rahmen der Bauleitplanung wurde
unter anderem ein Gutachten zur Erfas-
sung von wertgebenden Tierarten (fau-
nistische Erfassung) erstellt. U.a. wurde
auch das Vorkommen von — nicht beson-
ders geschutzten — Rehen festgestellt.
Durch die geplante Bebauung wird nur
ein verhaltnisméaRig schmaler Streifen der
vorhandenen Ackerflachen in Anspruch
genommen. Zum Ausgleich wird eine bis-
her intensiv als Acker genutzte, in Nord-
Sud-Richtung verlaufende Teilflache zwi-
schen neuem Ortsrand und Autobahn
aus der Nutzung genommen und extensi-
viert. Eine Bepflanzung mit Einzelb&au-
men, Gehdlzinseln und ruderalen Wie-
senstrukturen bietet auch fur Rehe eine
wesentliche Aufwertung als Vernetzungs-
struktur zwischen Olper Holz und PTB
sowie als Nahrungshabitat.

Gleiches gilt auch fur durch die Planung
beeintrachtigte und geschitzte Tierarten,
wie z.B. Greifvogel. Den vorkommenden
Fledermausarten dient die Ausgleichs-
mal3nahme zum Beispiel als bessere
Orientierungsmaoglichkeit.

Zu der Grundstticksaufteilung im Einzel-
nen mochte ich aus eigener Erfahrung
mitteilen, dass eine ErschlieBung von
Grundstiicken Uber einen Stichweg hau-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.






-12 -

fig Probleme mit sich bringen wird. Z. B.
muss eindeutig festgelegt sein, wer fur
die ,StraRenreinigung“ auf dem Stichweg,
wer fur eine Haftpflicht dort verantwortlich
ist.

Des Weiteren ist der seit einigen Jahren
verordnete Eigentransport der verschie-
denen Miilltonnen (zu den jeweils ver-
schiedenen Terminen) an den Stral3en-
rand eine zusatzliche, nicht unerhebliche
Belastung fur die Bewohner.*

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Privatwege werden mit einer
Lange von uberwiegend etwa 35 —-40 m
moglichst kurz vorgesehen, so dass die
zusatzliche Belastung vertretbar ist. Al-
ternativ hierzu ware eine 6ffentliche Er-
schlieBung vorzusehen, die jedoch mit
deutlich h6herem Versiegelungsgrad ver-
bunden wére.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 7

Schreiben von
Grundstiicksgesellschaft Braunschweig
mbH, Kleine Burg 14, 38100 Braun-
schweig

vom 11. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

[Die Stellungnahmen der Grundstticksge-
sellschaft Braunschweig (GGB) zur
zeichnerischen Darstellung des Bebau-
ungsplans beziehen sich explizit auf die
ursprungliche Planung.

Stellungnahmen zur Begriindung waren
Uberwiegend redaktioneller Art. Abwa-
gungsrelevante Stellungnahmen werden
im Folgenden wiedergegeben.]

Da die Planung nach Beteiligung der Be-
horden und sonstiger Trager gemaf

§ 4 (2) BauGB umfassend geandert wur-
de, sind die Stellungnahmen zu den
zeichnerischen Darstellungen gegens-
tandslos. Die GGB hat die Unterlagen im
Rahmen der erneuten Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager gemali
§ 4a (3) BauGB zur Stellungnahme erhal-
ten.

Den redaktionellen Hinweisen wird ge-
folgt, sofern sie nicht durch die tberholte
Planung gegenstandslos wurden.

Unter 4.6.3 auf Seite 17 der Begriindung
zum Bebauungsplan heifdt es: ,Die Ver-
sorgung des Gebietes durch Fernwarme
ist technisch mdglich, wirtschaftlich fur
den Energiebetreiber jedoch nur mach-
bar, wenn Anschlusszwang fir das ge-
samte Gebiet besteht. Dies ist jedoch
privatrechtlich — z.B. in den Grundstticks-

Aufgrund der Umplanung der stadtebauli-
chen Struktur zur Optimierung der Nut-
zungsmaoglichkeiten solarthermischer E-
nergie sowie der Forderung und Forde-
rung eines Mindestanteils von Solarener-
gie zur Deckung des Warmebedarfs fur
Brauchwasser und Heizung wird grund-
satzlich von einem Anschluss- und Be-
nutzungszwang abgesehen. Dies gilt un-
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kaufvertragen — zu regeln.’

Die langjahrigen Erfahrungen der Liegen-
schaftsabteilung zeigen, dass sich Ak-
zeptanz und Durchsetzbarkeit eines An-
schluss- und Benutzungszwangs besser
erreichen lassen, wenn er durch Bebau-
ungsplan oder andere geeignete Satzun-
gen der Stadt ,verordnet’ wird. Aus die-
sem Grund ersetzen Sie den Hinweis auf
die Grundsttickskaufvertrage bitte durch
eine ,obrigkeitlichere’ Alternative.”

abhangig von der zur Erganzung der re-
generativen Energieform gewahlten Ver-
sorgung (Fernwarme oder Gas). Entspre-
chend entfallt der Passus.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Anregung wird durch Anderung der
Begrindung gemal der Stellungnahme
der Verwaltung berticksichtigt. Eine An-
derung des Bebauungsplans aufgrund
der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 8

Schreiben von

Physikalisch-Technische Bundesanstalt,
Postfach 3345, 38023 Braunschweig
vom 10. Dezember 2007

Stellungnahme der Verwaltung

.Nach wie vor gelten die im bisherigen
Schriftwechsel gefiihrten Anmerkungen
im vollen Umfang.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Wie bereits in unserem Schreiben vom
03.11.2006 bemerkt, legt die PTB beson-
deren Wert auf die Einhaltung einer
Schutzzone mit einem Radius von 100 m,
um die ,magnetfreien Hauser* auf unse-
rem Sudgelande. In Threm Entwurf vom
November 2007 zumindest sind zwei
Grundstiicke nordlich des neuen Regen-
rickhaltebeckens innerhalb dieses Radi-
us ausgewiesen. Bewegungen von mag-
netischen Materialien waren hier somit
sehr wahrscheinlich. Wir schlagen vor,
das Auffangbecken entlang des Feldwirt-
schaftsweges auszuweisen und die
Grundstlicke sudlich davon anzulegen.
Die Schutzzone bliebe somit erhalten und
GroRe wie Anzahl der Grundstticke un-
verandert.

Im Rahmen der grundsatzlichen Uberar-
beitung der Planung zur stadtebaulichen
Optimierung im Hinblick auf die Nutzung
solarer Energie wird die Anregung be-
rucksichtigt. Die 6ffentliche Grinflache
wird im nordlichen Teilbereich so dimen-
sioniert, dass keine privaten Flachen in-
nerhalb der 100-m-Schutzzone der ,mag-
netfreien Hauser’ liegen.

Innerhalb dieser Schutzzone dirfen keine
metallenen Zaune Verwendung finden.

Die 100-m-Schutzzone der ,magnetfreien
H&auser’ wird von Privatgrundstucken frei-
gehalten. In der 6ffentlichen Grinflache
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ist die Errichtung von Zaunen nicht vor-
gesehen. Somit wird der Anforderung
genulge getan.

Bei der Energieversorgung des neuen
Baugebietes muss ebenfalls berticksich-
tigt werden, dass der Schutzleiter (PE)
und der Nulleiter (PN) auch aul3erhalb
der Gebaude getrennt gefuhrt werden (5-
Leiter, TN-S Installation). Sonst entstin-
den bei hohen Strémen in der Erde star-
ke Wechselfelder, die die magnetischen
Messungen im Siudgeléander der PTB
stark beeinflussen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und bei der Umsetzung der Planung
in angemessener Form beriicksichtigt.

Die Entwéasserung des neuen Regen-
rickhaltebeckens ist in der vorgelegten
Planung nicht n&her erlautert. Im Falle
einer vorgesehenen Regenwasserfih-
rung durch das Gelande der PTB weisen
wir nochmals auf unser Schreiben vom
13.07.2007 hin (Anlage).”

Die Entwéasserung des neuen Regen-
rickhaltebeckens erfolgt nicht Uber das
Gelande der PTB. Die gewahlte Lage
entlang der 6stlichen Grenze des PTB-
Gelandes ist mit der PTB abgestimmit.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Anregung wird durch Anderung des
Bebauungsplans sowie der Begriindung
gemal der Stellungnahme der Verwal-
tung bertcksichtigt.
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Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
<Am Buchenberg*

Anlage 8
Stand: 13. Marz 2009

OE 38

Behandlung der Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange die im Rahmen der erneuten Beteiligung gemal § 4a (3) BauGB, durchge-

fuhrt im Zeitraum vom 5. Dezember 2008 —

5. Januar 2009, eingegangen sind.

Stellungnahme Nr. 1

Schreiben von

Deutsche Telekom AG, PTI
Friedrich-Seele-Stral3e 7,
38122 Braunschweig

vom 10. Dezember 2008

Stellungnahme der Verwaltung

»Zum 0.g. Bebauungsplan haben wir kei-
ne Einwande.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Da zum Zeitpunkt der Versorgung der
geplanten Neubauten bei uns zukiinftig
eine neue Technik zum Einsatz kommen
wird, bitten wir Sie, einen Platz im Rand-
bereich der PlanstralRe "C" flr ein Multi-
funktionsgehause mit entsprechender
Technik zu reservieren. Die Gehausema-
Be sind 2,10 m breit x 1,60 m hoch und
0,5 m tief.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung in geeigneter Weise beruck-
sichtigt.

Desweiteren mochten wir in diesem Zu-
sammenhang auf folgendes hinweisen:
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereichs, der neu zu
errichtenden Geb&aude, durch die Deut-
sche Telekom AG, ist die Verlegung neu-
er Telekommunikationslinien erforderlich.
Leider stehen dazu die erforderlichen Lei-
tungen nicht zur Verfigung, so dass zur
Durchfiihrung unserer Kabelverlegungs-
arbeiten gegebenenfalls bereits ausge-
baute StraRen wieder aufgebrochen wer-
den mussen.

Wir machen daher darauf aufmerksam,
dass eine wirtschaftliche unterirdische
Versorgung des Neubaugebietes durch
die Deutsche Telekom AG nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung in geeigneter Weise beruck-
sichtigt.

Das auf den Privatwegen festgesetzte
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten
der Anlieger und der Trager der Ver- und
Entsorgung schliel3t auch die Deutsche
Telekom AG ein.
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ErschlieBung moglich ist. Wir bitten daher
folgendes sicherzustellen:

dass fur den Ausbau des Telekommu-
nikationsliniennetzes im Erschlie-
Bungsgebiet eine ungehinderte, un-
endgeldliche und kostenfreie Nutzung
der kunftigen StralRen und Wege mdg-
lich ist,

dass auf den gemeinsamen Privatwe-
gen (Eigentumerwegen) ein Leitungs-
recht zugunsten der Deutschen Tele-
kom AG als zu belastende Flache fest-
zusetzen entsprechend § 9 (1) Ziffer
21 BauGB eingeraumt wird,

dass eine rechtzeitige Abstimmung der
Lage und der Dimensionierung der Lei-
tungszonen vorgenommen wird und
eine Koordinierung der Tiefbaumalf3-
nahmen fur Stral3enbau und Leitungs-
bau durch den ErschlieBungstrager er-
folgt, d.h. fur den rechtzeitigen Ausbau
des Telekommunikationsnetzes sowie
die Koordinierung mit dem Stral3enbau
und den Baumalnahmen der anderen
Leitungstrager ist es notwendig, dass
Beginn und Ablauf der ErschlieBungs-
maflinahmen im Bebauungsplangebiet
der Deutschen Telekom AG, T-Com,
Technische Infrastruktur Niederlas-
sung Nordwest, Ressort PTI 23, Fried-
rich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig
so friih wie mdglich, mindestens 4 Mo-
nate vor Baubeginn, schriftlich ange-
zeigt werden.

Sollten Veranderungen oder Verlegungen
der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien der Deutschen Telekom AG not-
wendig werden, so bitten wir Sie, sich so
frih wie moglich, mindestens 3 Monate
vor Baubeginn mit der Deutschen Tele-
kom AG, T-Com, PTI 23, Friedrich-Seele-
Str. 7, 38122 Braunschweig in Verbin-
dung zu setzen, damit alle erforderlichen
Malnahmen (Bauvorbereitung, Kabelbe-
stellung, Kabelverlegung usw.) rechtzeitig
eingeleitet werden kdnnen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Bei der Bauausfuhrung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschadigungen an Telekom-

munikationslinien vermieden werden und
aus betrieblichen Grinden (z. B. im Falle

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und bei der Umsetzung der Planung
in angemessener Form berucksichtigt.
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von Stoérungen) jederzeit der ungehinder-
te Zugang zu vorhandenen Telekommu-
nikationslinien moglich ist. Es ist deshalb
erforderlich, dass sich die Bauausfuhren-
den Uber die zum Zeitpunkt der Bauaus-
fuhrung vorhandenen Telekommunikati-
onslinien der Deutschen Telekom AG
beim PTI 23 (T-COM, Technische Infra-
struktur Niederlassung Nordwest, Fried-
rich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig)
Uber die Lage informieren. Die Kabel-
schutzanweisung der Deutschen Telekom
AG ist zu beachten.

Anbei unsere derzeitige TK- Struktur in
diesem Bereich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 2

Schreiben von

BS/ENERGY, Postfach 3317,
38023 Braunschweig

vom 8. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

.Spartenibergreifend

In unserer Stellungnahme vom
03.12.2007 gaben wir den Hinweis, dass
eine Fahrbahnbreite von 4,50 m fur die
Verlegung von Schmutz- und Regenwas-
serkanalen, StralRenentwésserung,
Fernwarme- und Wasserleitungen,
Strom-, Telekom- und Beleuchtungskabel
nicht ausreichend seien.

Im nérdlichen Ring wurden die Baumtore
teilweise in die Grundstlcke verschoben.
Gleichzeitig wurden die Baumscheiben
aber verbreitert, sodass fur die Fahrbahn
zwischen den Toren nur noch 4,00 m
Restbreite verbleiben. Dies ist sowohl fur
die Verlegung als auch fir die spatere
Instandhaltung zu wenig.

Die Verengung der Fahrbahnbreite auf
Teilabschnitten ist notwendig, um die ge-
wuinschte Verkehrsberuhigung zu errei-
chen. Davon ausgehend, dass das Plan-
gebiet als Erganzung zu den geforderten
solarthermischen Anlagen mit Gas ver-
sorgt wird, wird ein StralRenquerschnitt
von 4,5 m als ausreichend gesehen.
Hierbei ist auch die Breite der beidseitig
zu errichtenden StralR3enablaufe bertck-
sichtigt. Da diese StraRenablaufe jedoch
so angeordnet werden kénnen, dass sie
jeweils nordlich und stdlich der Baum-
scheiben liegen, kann in diesem Bereich
die zur Verfigung stehende Breite auf 3,8
m verringert werden. Somit ist die Veren-
gung der nutzbaren Breite auf 4,0 min
den Abschnitten zwischen den Baum-
scheiben ausreichend.

Sollte Fern- oder Nahwarme als externe
Variante der Energieversorgung gewahlt
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werden, so wird ein Querschnitt von
5,20 m bendotigt. Unter Bertcksichtigung
der Flache fur die Stral3enablaufe (s.0.)
kann die nutzbare Breite zwischen den
Baumscheiben auf 4,5 m verringert wer-
den. Die Standorte der Baume waéren,
gegenuber der Darstellung im Nutzungs-
beispiel um jeweils 0,25 m nach Westen
bzw. Osten zu verschieben, ohne das die
nutzbare Breite der Fahrbahn vergroR3ert
wird.

Die einseitig, wechselnde Anordnung der
Baumstandorte im sudlichen Ring ist
prinzipiell fur die Verlegung der Ver- und
Entsorgungsleitungen gunstiger, da in
weiten Teilen die Fahrbahnbreite 5,80 m
betragt und damit ausreichend Trassen-
raum vorhanden ist.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

In den beiden Bereichen, in denen die
Bepflanzung die Stral3enseite wechselt,
wurde der Abstand wieder unter Ignorie-
rung der Zwange der Leitungstrager auf
4,00 m verringert. Wie auch im nordlichen
Ring ist hier die Verlegung der Leitungen
unter Beachtung der technischen Regeln
nicht moglich.

Die im Nutzungsbeispiel dargestellte
Fahrbahnbreite im Bereich der Ver-
schwenkung dient der notwendigen Ver-
kehrsberuhigung und soll daher beibehal-
ten werden. Die wechselseitig dargestell-
ten Grunstreifen sind ebenfalls 6ffentlich
— im Bebauungsplan festgesetzt als ,6f-
fentliche Verkehrsflache’ — und kdnnen
daher ebenfalls zur Leitungsfihrung ge-
nutzt werden. Die im Nutzungsbeispiel
dargestellten Baumstandorte sind so ge-
wahlt, dass in den Bereichen der Ver-
schwenkung eine ausreichende Breite fr
die Leitungsverlegung vorhanden ist —
ggf. unter Berlcksichtigung einer Ver-
schwenkung der Leitungen. In der Um-
setzung der Planung sind die Leitungs-
schutzzonen bei der Anlage der Stral3en-
randbegriinung entsprechend zu beach-
ten.

In unserer Stellungnahme vom
03.12.2007 baten wir um Eintragung ei-
nes Leitungsrechtes fur den Geh- und
Radweg zwischen Baugebiet und PTB.
Eingetragen wurde nur ein Fahrrecht (s.
Punkt A, 1X, 2). Das Leitungsrecht muss
noch ergénzt werden.

Die Eintragung eines Leitungsrechts ist
nicht notwendig, da es sich hierbei um
eine offentliche Verkehrsflache handelt.
Die Eintragung des Fahrrechtes fir die
Leitungstrager war notwendig, da die
Zweckbestimmung auf Ful3ganger- und
Radverkehr beschrankt ist.

Nahwarmeversorgung
Das geplante Baugebiet mit ca. 80 EFH
liegt unmittelbar an der Fernwéarmetrasse,

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.
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die die beiden Bundesanstalten PTB und
VTi mit Warme versorgt.

BS/ENERGY plant seit geraumer Zeit,
den Anschlusswert zu erhdhen und das
Warmenetz entsprechend auszubauen.
BS/ENERGY betreibt im Kanzlerfeld eini-
ge dezentrale Anlagen zur Warmeversor-
gung einer Wohnungsbaugesellschatft,
die sukzessive zum Sanierungszeitpunkt
an das Fernwarmenetz angeschlossen
werden sollen. Weiterhin stehen wir in
Verhandlungen mit unserer Schwester-
gesellschaft ,DALKIA", die ein sanie-
rungsbedurftiges Heizwerk im Kanzlerfeld
betreibt. Auch dieses Heizwerk soll durch
einen Anschluss an die Fernwarmeleitung
ersetzt werden.

Fur die Realisierung dieser Mal3hahmen
wird BS/ENERGY eine Versorgungstras-
se zu den Verbrauchern verlegen mis-
sen.

Eine Mdglichkeit ware die Verlegung ent-
lang des geplanten Neubaugebietes. Aus
Kostengrinden ware es sinnvoll, die
Trasse am westlichen Rand des Bauge-
bietes zu verlegen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Da es sich hierbei um eine 6ffentli-
che Grunflache handelt, ware hier die
Verlegung der Leitung grundsétzlich
maglich.

Wir haben in der ersten Stellungnahme
im Juli 2007 schriftlich auf diese Absicht
hingewiesen. Wir haben uns flr die Er-
schlielBung mit einer Nahwarmeversor-
gung des Neubaugebietes entschieden,
weil die Investition in eine Erweiterung
der Erzeugung im BHKW-Olper nicht er-
forderlich ware und die Investition in die
Trassierung nur anteilig bewertet werden
musste.

In der ersten Stellungnahme wurde auf
die ,Moglichkeit’ der Erschlie3ung des
Gebietes mit Fernwarme hingewiesen. Im
weiteren Verfahren wurde seitens der
BS/ENERGY der Entschluss mitgeteilt,
das Gebiet ausschlief3lich mit Fernwarme
zu versorgen. Gleichzeitig wurde festge-
stellt, dass diese Versorgung nur wirt-
schaftlich erfolgen kann, wenn in den
Grundstiickskaufvertragen ein Anschluss-
und Abnahmezwang vereinbart wird.

Wie allgemein aus der Presse bekannt
ist, betreibt BS/ENERGY eine Kraftwar-
mekopplung im BHKW-Olper, die mit
Rohbiogas betrieben wird. Derzeit wer-
den Uber 30 % der Warme regenerativ
erzeugt und in das Netz eingespeist.
BS/ENERGY plant eine Verdopplung der
regenerativ erzeugten Warme durch
Ausbau des Biogasnetzes.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Zur Stitzung dieses Modells ist es nicht
sinnvoll, eine weitere regenerative Eigen-

Der Entschluss, innerhalb des Plangebie-
tes die Errichtung solarthermischer Anla-
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erzeugung (Solarthermie) im Baugebiet
zu errichten. Im Gegenteil, die angestreb-
te Solar-Lésung verhindert eine relativ
kostengunstige regenerative Versorgung
vor Ort.

Auf Grund der ohnehin niedrigen Ener-
giedichte ist es heute kaum noch mog-
lich, Neubaugebiete mit Nahwéarme kos-
tenrealistisch zu erschliel3en.

Eine regenerative Doppelldsung wirde
die Nebenkosten fur die EFH-Besitzer
vermutlich hochtreiben und dadurch die
Vermarktung erschweren.

Als Voraussetzung fur eine ErschlieRung
mit regenerativer Nahwarme muss eine
privatrechtliche Verpflichtung zur tber-
wiegenden Bedarfsabdeckung mit Nah-
warme durch Eintragung in das Grund-
buch erfolgen.

Um die Vermarktung nicht zu gefahrden,
empfehlen wir die Beschrankung auf eine
regenerative Losung.

Ein gemeinsames Streben fur den weite-
ren Ausbau unseres Biogasprojektes wa-
re winschenswert.

gen z.T. zu fordern und auch mithilfe von
Grundstiickspreisnachlassen zu fordern
besteht weiterhin. Die Planung wurde
entsprechend dieses Zieles durch Ande-
rung der zeichnerischen und textlichen
Festsetzungen optimiert.

Die Abnahme fur Nah- oder Fernwéarme
soll in diesem Baugebiet nicht verpflich-
tend sein. Inwieweit damit noch eine Nah-
oder Fernwarmeversorgung wirtschaftlich
ist oder doch die Versorgung mit Gas
erfolgt, liegt im Ermessen der
BS/ENERGY und kann nicht im Rahmen
der Bauleitplanung festgesetzt werden.
Grundsatzlich ist eine (Grund-)Versor-
gung mit einer der beiden genannten
Energieformen aufgrund des vorhande-
nen Leitungsnetzes sowie der zur Lei-
tungsverlegung zur Verfiigung stehenden
Flachen innerhalb des Plangebietes mdg-
lich.

Gas- und Wasserversorgung

Ein Uberarbeitetes Konzept zur Erschlie-
Bung mit Wasser ist als Anlage beigefigt.
Da BS/ENERGY von einer wirtschatftli-
chen ErschlieBung mit Nahwarme aus-
geht, wird keine parallele Gasversorgung
erstellt. Im Geltungsbereich B befinden
sich keine Leitungen der Gas- und Was-
serversorgung. Die im Geltungsbereich C
befindlichen Gas- und Wassertransport-
leitungen sowie deren Schutzzonen wur-
den beachtet.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Sollte dennoch die Versorgung des
Gebietes aus wirtschaftlichen Erwagun-
gen (s.0.) mit Gas erfolgen, so ist festzu-
stellen, dass die benachbarten Baugebie-
te entlang der Dorothea-Erxleben-Stral3e
sowie des Hedwig-Kohn-Wegs bereits mit
Gas versorgt werden. Somit ist ein ent-
sprechendes Netz in unmittelbarer Nahe
bereits vorhanden.

Stromversorgung

Die Stromversorgung ist aus dem Mittel-
spannungsnetz im nordlichen Bereich des
Bebauungsplanes vorgesehen. Zur Ver-
sorgung werden die vorgesehene Trafo-
station in Form einer Kompaktstation und
zwei Kabelverteilerschranke erforderlich.
Ein Uberarbeitetes Konzept zur Erschlie-
Bung mit Strom ist als Anlage beigefiigt.
Im Geltungsbereich B und C befinden
sich keine Leitungen der Stromversor-

gung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Flache zur Aufstellung der
Kompaktstation sowie der Verteiler-
schrénke ist innerhalb des zentralen Plat-
zes vorgesehen (zeichnerische Festset-
zungen).






Betriebstelefon
Keine Bedenken und Anregungen®

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 3

Schreiben von

Landwirtschaftskammer Niedersachsen,
Postfach 6766, 38058 Braunschweig
vom 16. Dezember 2008

Stellungnahme der Verwaltung

~Erganzend zu unseren bisherigen Aus-
fiuhrungen im Beteiligungsverfahren
nehmen wir wie folgt Stellung:

[Anm.: s. Anlage 7, Stellungnahme Nr. 3
vom 5. Dezember 2007]

Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Be-
lange ergibt sich eine Betroffenheit, ins-
besondere aus der zusatzlichen Inan-
spruchnahme von Ackerflachen fiir die
Geltungsbereiche B und C, in denen
Kompensationsmaf3nahmen und das Re-
genrickhaltebecken geplant sind. Eine
detaillierte Gegeniberstellung von Eingriff
und Kompensation ist der Begriindung
des Bebauungsplanes nicht zu entneh-
men. Auffallig ist jedoch, dass trotz der
vergleichsweise geringen Grundflachen-
zahl, der umfangreichen 6ffentlichen
Grunflachen innerhalb des Baugebietes
und der fur das Regenrickhaltebecken
vorgesehenen Gestaltungsvorgaben zu-
satzlich noch eine externe Kompensation
in Geltungsbereich B erfolgen soll.

Der Ausgleichsflachenbedarf wurde im
Standardverfahren der Stadt Braun-
schweig zunéachst rechnerisch auf der
Grundlage des Osnabrticker Modells er-
mittelt, fachgutachtlich durch Einzelan-
sprache der betroffenen Naturguter Gber-
pruft und letztlich zur Plangerechtigkeit
mit den Ergebnissen vergleichbarer Be-
bauungsplane im Stadtgebiet verglichen
(s. Begrindung Kap. 4.5.1 ff und 4.6.1).

Es wird deutlich, dass dem Totalverlust
aller Naturraumfunktionen auf 3,8 ha des
Baugebietes durch Neuversiegelung bei
Umsetzung der Planung entsprechend
der Bebauungsplanfestsetzungen und
unter Berucksichtigung der oértlichen Ge-
gebenheiten nur geringe bis maximal
mittlere Aufwertungen auf den zugehori-
gen privaten und 6ffentlichen Grunfla-
chen gegenuber stehen. In der Betrach-
tung der Ergebnisse der Ausgleichsbilan-
zierungen anderer Wohnbaugebiete ist
eine Bericksichtigung der relativ niedri-
gen Grundstlcksversiegelung sowie des
relativ hohen offentlichen Griinanteils
deutlich ablesbar: Fir Wohngebiete mit
einem hohen Versiegelungsgrad, kleinen
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Grundsticken und geringem Anteil an
offentlichem Griin kann ein Verhéltnis der
beiden Parameter (Versiegelungsflache
und Ausgleichsflache) von 1 : 1 ange-
nommen werden.

Zu bericksichtigen ist auch, dass die 6f-
fentlichen Grinflachen im Westen sowie
der zentrale Griinzug wegen ihrer be-
grenzten Raumausdehnung keine héhe-
ren (Ausgleichs-)Werte als ein tblicher
Hausgarten entwickeln kénnen. Die in der
Raumbreite zwar Uppige dstliche Grin-
flache war in ihrer anzusetzenden Wer-
tigkeit zum einen durch die Trasse der
dort verlaufenden Gasleitung sowie zum
anderen durch den zu erwartenden ho-
hen Nutzerdruck der Bevolkerung der
benachbarten Baugebiete gegeniber ei-
ner siedlungsfernen Ausgleichsflache
ebenfalls herab zu setzen.

Es ist nicht ohne weiteres erkennbar, in-
wiefern der Bereich des Regenriickhalte-
beckens Uberhaupt in die Eingriffsbilan-
zierung eingegangen ist. Im Interesse
eines gerade im Bereich der Stadt
Braunschweig gebotenen sparsamen
Umgangs mit landwirtschaftlich genutz-
tem Grund und Boden halten wir es fur
erforderlich und gerechtfertigt, auf den
Geltungsbereich B, der eine externe
Kompensationsflache von ca. 0,8 ha um-
fasst, zu verzichten. Eine Uberkompensa-
tion, die nicht Anrechnung auf zukinftige
Eingriffe findet, wird von uns nicht mitge-
tragen.

Die im Geltungsbereich C ausgewiesene
Flache fur Regenrtickhaltung hat im
Rahmen des Ergebnisses der wasser-
wirtschaftlichen Genehmigung und ent-
sprechender Auflagen die dem Riickhal-
tebecken zugeordneten eignen Aus-
gleichsmaRnahmen aufzunehmen und
nachzuweisen. In genanntem Verfahren
ggf. nicht zugeordnete Grundstiicksteile
stiinden insoweit als Poolflache fur weite-
re BaumalRnahmen im weiteren Planbe-
reich zur Verfugung. Eine Berucksichti-
gung im laufenden Planverfahren konnte
wegen noch nicht abgeschlossener Pla-
nungen der Wasserwirtschaft hingegen
nicht erfolgen. Die gewahlte Ausgleichs-
flache B entspricht zudem den freiraum-
planerischen Zielen im Plangebiet we-
sentlich mehr als eine dem Regenrick-
haltebecken zufallig zugeordnete Restfla-
che.

Das in der Bilanz ausgewiesene Erfor-
dernis einer externen Ausgleichsflache ist
insoweit sowohl in der Sache als auch in
der ausgewiesenen Grof3e begriindet.

Sollten diese begrindeten Bedenken im
Rahmen der Abwagung nicht bertcksich-
tigt werden, halten wir eine Anpassung

Die Lage der Ausgleichsflache entspricht
den Zielen des vorbereitenden land-
schaftsplanerischen Rahmenkonzeptes
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des Flachenzuschnitts von Geltungsbe-
reich B fir erforderlich. Die an den Stirn-
seiten in westliche Richtung verlaufenden
Streifen erschweren die Bewirtschaftung
der verbleibenden Ackerflache und soll-
ten entfallen.

(s. Begrindung Kap. 4.6.1). Danach ist
es erklartes Ziel der Freiraum- und Land-
schaftsplanung, durch geeignete Mal3-
nahmen sowohl die generelle Erholungs-
eignung als auch den biotopvernetzenden
Waldanteil in der freien Feldflur zu
verbessern bzw. zu vergréfern.

Auf Grundlage des genannten Rahmen-
konzeptes hat die Stadt Braunschweig im
genannten Planungsraum bereits um-
fangreich Flachen erworben. Der Erwerb
erfolgte somit in der Absicht, die Flachen
als Poolflachen fir die Umsetzung von
MalRnahmen des Natur- und Land-
schaftsschutzes zu vorzuhalten.

Die Lage des Flurstiickes im Geltungsbe-
reich B ist fur die Umsetzung der genann-
ten Ziele gunstig. Wie im Begrindungs-
text im Einzelnen erlautert, erfillt es in
paralleler Lage zu einem fir die Naherho-
lung geeigneten Feldweg und seiner in
Nord-Siud-Ausdehnung vernetzenden
Funktion zwischen dem Olper-Holz und
den randlich Waldgebieten der PTB beide
Anspruche in geeigneter Weise.

Die Baumreihen an den Stirnseiten des
stadteigenen Flurstiickes erhdhen in be-
sonderem Mal3e die Wirkung auf die Er-
holungseignung. Auf sie soll daher auf
keinen Fall verzichtet werden. Soweit die
verbleibende Restflache bis zu ihrer end-
gultigen Verwertung als Ausgleichsflache
nicht mehr verpachtet werden kann, wird
Uber eine entsprechende Sukzession be-
reits relativ kurzfristig eine Wertigkeit im
Sinne der angestrebten Ziele erreicht und
kann einem anderen Projekt als Aus-
gleich zugeordnet werden.

In der vorliegenden Fassung kénnen wir
dem Bebauungsplan nicht zustimmen.
Wir bitten, unsere Bedenken im weiteren
Verfahren zu bertcksichtigen.”

Auf die externe Ausgleichsflache B kann
unter den vorgenannten Grinden auf
keinen Fall verzichtet werden. Sowohl
ihre Lage im Raum als auch ihre durch
textliche Festsetzungen definierte Struk-
turierung ist im Einzelnen begriindet und
entspricht den fachlichen sowie auch den
rechtlichen Erfordernissen in vollem Um-
fang.

Vorschlag der Verwaltung:
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Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 4

Schreiben von
Stadtentwasserung Braunschweig
GmbH, Postfach 4510,

38035 Braunschweig

vom 19. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

,Den Ubermittelten Unterlagen fur die Er-
schlielBung des Baugebietes Am Buchen-
berg wird zugestimmt, wenn berticksich-

tigt wird:

Geltungsbereich A:

Die vorgesehenen Baumpflanzungen im
offentlichen Bereich haben Auswirkungen
auf die Leitungstrassen aller Ver- und
Entsorgungstrager. Wenn weitere Ver-
sorgungsanlagen in die offentlichen Stra-
Ren integriert werden, sind die vorhande-
nen Leitungsraume zwischen den Baum-
toren ggf. zu gering. Leitungsschutzmal3-
nahmen wirden zu Mehrkosten fiihren
und kénnen nicht auf den Gebulhrenzah-
ler umgelegt werden.

Die Verengung der Fahrbahnbreite auf
Teilabschnitten ist notwendig, um die ge-
wuinschte Verkehrsberuhigung zu errei-
chen. Davon ausgehend, dass das Plan-
gebiet als Erganzung zu den geforderten
solarthermischen Anlagen mit Gas ver-
sorgt wird, wird ein StralRenquerschnitt
von 4,5 m als ausreichend gesehen.
Hierbei ist auch die Breite der beidseitig
zu errichtenden StralR3enablaufe bertck-
sichtigt. Da diese StraRenablaufe jedoch
so angeordnet werden kénnen, dass sie
jeweils nordlich und stdlich der Baum-
scheiben liegen, kann in diesem Bereich
die zur Verfigung stehende Breite auf 3,8
m verringert werden. Somit ist die Veren-
gung der nutzbaren Breite auf 4,0 m in
den Abschnitten zwischen den Baum-
scheiben ausreichend.

Sollte Fern- oder Nahwarme als externe
Variante der Energieversorgung gewahlt
werden, so wird ein Querschnitt von

5,20 m benotigt. Unter Berlcksichtigung
der Flache fur die Stral3enablaufe (s.0.)
kann die nutzbare Breite zwischen den
Baumscheiben auf 4,5 m verringert wer-
den. Die Standorte der Baume waren,
gegenuber der Darstellung im Nutzungs-
beispiel um jeweils 0,25 m nach Westen
bzw. Osten zu verschieben, ohne das die
nutzbare Breite der Fahrbahn vergroRRert
wird.
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Die Entwasserung der Planstral3e A ist
bisher noch nicht geregelt. Nutzung der
vorhandenen Grabenparzellen und die
mogliche Weiterleitung von Nieder-
schlagswasser der PlanstralRe A in die
Ostlich vorhandenen privaten Graben sind
mit den Eigentiimern zu klaren.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen der Umsetzung in
geeigneter Weise bericksichtigt.

Sollte eine Ableitung des Niederschlags-
wassers in die privaten Graben nicht ges-
tattet werden, so besteht die Mdglichkeit,
die PlanstralRe A Uber den aus dem Plan-
gebiet verlangerten Regenwasserkanal
ZuU entwassern.

Geltungsbereich C (Regenriickhaltung):
Die im Plan enthaltene Regen- und
Frischwassertrasse von 12 m Breite ist in
dieser Breite nicht erforderlich und wirde
das geplante Beckenvolumen begrenzen.
Entsprechend der textlichen Festsetzun-
gen IX fur Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
te ist hier eine Anderung entsprechend
der Bebauungskonzeption (Ausgestaltung
des Ruckhaltebeckens) zulassig. Im
Rahmen der Ausfuhrungsplanung wird
davon Gebrauch gemacht.”

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 5

Schreiben von

Alba Braunschweig GmbH, Frankfurter
Stral3e 251, 38122 Braunschweig

vom 9. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

»L. In dem aufgezeigten Bereich haben
wir keine Planungsabsichten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

2. Offentliche StraRe-, Fahrrad- und
FuRwegbereiche sind so zu gestalten,
dass von der Anlage der Flachen und
der Art des Belages ein maschinelles
Reinigen mit einer Kehr-
Saugmaschine mdoglich ist (Fugen-
problematik). Die Fahrbahnbreiten sind
fur Fahrzeugbreiten von 2,50 m (auch
in Kurven) zu bemessen. Baume und
Straucher sind in den Zuwegen so zu
beschneiden, dass die Aufbauten an
den Entsorgungsfahrzeugen nicht be-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung im notwendigen Umfang be-
rucksichtigt.
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schadigt werden.

3. Die Abfallbehalter (Papierkdrbe und
dergleichen) sind so zu platzieren,
dass sie von Sammelfahrzeugen gut
erreicht werden koénnen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung im notwendigen Umfang be-
ricksichtigt.

4. Fir die Flachen fur die Abfall- und
Wertstoffsammlungen muss geniigend
Platz zum Aufnehmen dieser Stoffe
und auch ebenso zum Rangieren zur
Verfligung stehen.

Die offentlichen Verkehrsflachen sind im
gesamten Plangebiet ausreichend di-
mensioniert, um mit dreiachsigen Mull-
fahrzeugen befahren werden zu kénnen.
Die Lage der Wertstoffcontainer ist mit
Lage an der ausreichend dimensionierten
Planstral3e A so festgesetzt, dass sowohl
die Entsorgung als auch die Aufnahme
dieser Stoffe problemlos méglich ist.

5. Die in lhren Unterlagen angegebene
Station fur Wertstoffcontainer ist
grundsatzlich notwendig. Ein Problem
konnte aber die nahe Entfernung zur
vorhandenen Bebauung sein.

Im Anhang finden Sie als Planungshilfe
die zu beachtenden Standplatzkriterien
fur eine Wertstoffcontainerstation. Fur
Ruckfragen stehen wir gern zur Verfi-

gung.”

Hinsichtlich des notwendigen Abstandes
der Wertstoffcontainer zur Bebauung
werden in den Planungshilfen folgende
Kriterien genannt:
Aus Griinden des Brandschutzes ist
ein Mindestabstand von 5,0 m zur Be-
bauung notwendig.
Zum Schutz vor Immissionen sollte der
Abstand zum nachstgelegenen Wohn-
gebaude mindestens 12,0 m betragen.

Der Abstand des festgesetzten Wertstoff-
containerstandortes zur vorhandenen
Wohnbebauung betragt ca. 14,5 m und
ist somit ausreichend. Eine Erweiterung
des Gebaudes in Richtung des Wertstoff-
containerstellplatzes ist aufgrund der pla-
nungsrechtlich festgesetzten Baugrenzen
nicht moglich.

Der Abstand des festgesetzten Wertstoff-
containerstandortes zur Baugrenze des
nachstgelegenen Wohngebietes im Gel-
tungsbereich des vorliegenden Bebau-
ungsplans betragt etwa 20 m.

Die Abstande sind also ausreichend be-
messen, um die vorhandene und zukinf-
tige Bebauung ausreichend zu schiitzen
und gleichzeitig die notwendige Anbin-
dung an Siedlungsstrukturen zu gewahr-
leisten.
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Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme Nr. 6

Schreiben von

Physikalisch-Technische Bundesanstalt,
Postfach 3345, 38023 Braunschweig
vom 2. Januar 2009

Stellungnahme der Verwaltung

,Die von der PTB erbetene Schutzzone
um unser ,magnetfreies Hauschen”

(100 m-Radius) ist im vorgelegten Ent-
wurf berilicksichtigt. Auch die Regenwas-
serfihrung mittels eines neuen Regen-
rickhaltebeckens und Kanalfiihrung nach
Norden an der Ostgrenze der PTB ver-
hindert eine Zusatzbelastung der Regen-
wasserfuhrung im westlichen Gelande
der PTB. Dieses nehmen wir dankend zur
Kenntnis.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Das Gelande des Regenriickhaltebe-
ckens sollte nicht als ,6ffentlich” ausge-
wiesen werden. An dessen nordwestli-
cher Grenze befinden sich die Umge-
bungsitberwachungen/Staub-
probensammler der PTB. Hierfir ist ein
maoglichst ungestorter Betrieb erforder-
lich.

Die Festsetzung eines ,6ffentlichen’ Re-
genriickhaltebeckens beinhaltet nicht
zwangslaufig, dass die Flache der Offent-
lichkeit als Naherholungsflache zur Ver-
fugung steht auch wenn das Becken zur
besseren Einbindung in die Landschaft
maoglichst naturnah gestaltet werden soll.
Offentlich ist lediglich die Funktion der
Unterstitzung der Entwéasserung aller
privaten und offentlichen Flachen inner-
halb des Baugebietes ,Am Buchenberg’
zur Verhinderung von Uberschwemmun-
gen bei Starkregenereignissen.

Bei der nordlichen ,Feuerwehrzufahrt”
vom Feldwirtschaftsweg an der Sudgren-
ze der PTB bitten wir, diese nachhaltig
gegen unzulassige private Nutzung auch
wahrend der Bebauungsphase des Neu-
baugebietes zu sichern.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung
der Planung in geeigneter Weise bertck-
sichtigt.

Sollte sich dennoch gelegentlich eine
temporare Zufahrt als unausweichlich
ergeben, bitten wir, die Nutzungsdauer
mit der PTB abzustimmen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Nach wie vor gelten die im bisherigen

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
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Schriftwechsel gefiihrten Anmerkungen
insbesondere zu der 5-Leiter-
Energieversorgung (TN-S Installation) im
vollen Umfang.

[Anm.: s. Anlage 7, Stellungnahme Nr. 8
vom 10. Dezember 2007]

men und bei der Umsetzung der Planung
in angemessener Form berucksichtigt.

Fur Rickfragen stehen wir gern zur Ver-
fugung.”

Vorschlag der Verwaltung:

Eine Anderung des Bebauungsplans so-
wie der Begriindung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich.
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